
Bebauungsplanverfahren  
„Hermann-Löns-Weg West (ehem. Stahl-Areal)“ 
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➢ Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 Baugesetz-
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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden im Rahmen der Beteiligung angeschrieben: 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme vom 

1 Regierungspräsidium Karlsruhe - Abteilung 2: Raumordnung, Baurecht, Denkmalpflege 16.05.2024 

2 Regionalverband Mittlerer Oberrhein 21.06.2024 

3 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Straßen 16.05.2024 

4 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Mobilität und Beteiligungen 18.06.2024 

5 Landratsamt Karlsruhe - Gesundheitsamt 21.06.2024 

6 Landratsamt Karlsruhe - Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 27.06.2024 

7 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Bevölkerungsschutz 21.05.2024 

8 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Straßenverkehr 16.05.2024 

9 Landratsamt Karlsruhe - Baurechtsamt  

10 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Umwelt und Arbeitsschutz 17.06.2024 

11 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Umwelt und Arbeitsschutz - Untere Naturschutzbehörde 10.06.2024 

12 Landratsamt Karlsruhe - Landwirtschaftsamt 17.06.2024 

13 Landratsamt Karlsruhe - Forstamt 13.06.2024 

14 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Vermessung, Geoinformation und Flurneuordnung 06.06.2024 

15 Regierungspräsidium Karlsruhe - Abteilung 4: Mobilität, Verkehr, Straßen 21.05.2024 

16 Landesamt für Denkmalpflege 28.05.2024 

17 Landesamt für Geologie, Rohstoffe, Bergbau 12.06.2024 

18 Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg 22.05.2024 

19 Polizeipräsidium Karlsruhe  

20 Netze BW GmbH 16.05.2024 

21 Arelion Germany GmbH 16.05.2024 

22 Transnet BW 15.05.2024 

23 Terranets BW GmbH 15.05.2024 
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24 Deutsche Bahn AG - DB Immobilien - NL Karlsruhe 14.06.2024 

25 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 16.05.2024 

26 Deutsche Telekom Technik GmbH 03.06.2024 

27 Vodafone GmbH  

28 Stadtwerke Ettlingen Netze GmbH  

29 Einzelhandelsverband Nordbaden e. V.  

30 Industrie- und Handelskammer Karlsruhe 21.06.2024 

31 Handwerkskammer Karlsruhe  

32 Landesbauernverband Baden-Württemberg e. V.  

33 Albtal-Verkehrsgesellschaft mbH 22.05.2024 

34 Verkehrsbetriebe Karlsruhe GmbH  

35 Karlsruher Verkehrsverbund GmbH  

36 Nachbarschaftsverband Karlsruhe 10.06.2024 

37 Stadtverwaltung Karlsruhe  

38 Stadtverwaltung Rheinstetten  

39 Gemeindeverwaltung Durmersheim 06.06.2024 

40 Gemeindeverwaltung Karlsbad 19.06.2024 

41 Gemeindeverwaltung Malsch  

42 Gemeindeverwaltung Waldbronn  

43 Naturfreunde Baden e. V.  
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Folgende städtische Dienststellen wurden im Rahmen der Beteiligung angeschrieben: 

Nr. Städtische Dienststelle Stellungnahme vom 

1 Stadtverwaltung Ettlingen - Stadtbauamt 19.06.2024 

2 Stadtverwaltung Ettlingen - Ordnungs- und Sozialamt  

3 Stadtverwaltung Ettlingen - Bauordnungsamt 22.05.2024 

4 Stadtverwaltung Ettlingen - Feuerwehr  

5 Stadtverwaltung Ettlingen - Amt für Hochbau und Gebäudewirtschaft  

6 Stadtverwaltung Ettlingen - Amt für Hochbau und Gebäudewirtschaft - Abt. Umwelt und Energie  

7 Stadtverwaltung Ettlingen - Finanzverwaltung - Abt. Liegenschaften  

8 Stadtverwaltung Ettlingen - Amt für Bildung, Jugend, Familie und Senioren  

9 Stadtverwaltung Ettlingen - Justiziariat  

10 Stadtverwaltung Ettlingen - Kultur- und Sportamt  

 

Die Öffentlichkeit hat wie folgt Stellung genommen: 

Nr.  Stellungnahme vom 

1 BUND e. V. Landesverband Baden-Württemberg 27.06.2024 

 Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg e. V.  

 NABU e. V. Landesverband Baden-Württemberg  

2 , 76275 Ettlingen 30.05.2024 

3 , 76275 Ettlingen 03.06.2024 

4 , 76275 Ettlingen 02.06.2024 

5 , 76275 Ettlingen 05.06.2024 (Eingang) 

6 , 76275 Ettlingen 07.06.2024 

7 , 76275 Ettlingen 07.06.2024 

8 , 76275 Ettlingen 10.06.2024 
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9 , 76275 Ettlingen 10.06.2024 

10 , 76275 Ettlingen 11.06.2024 

11 , 76275 Ettlingen 17.06.2024 

12 , 76275 Ettlingen 15.06.2024 

13 , 76275 Ettlingen 18.06.2024 

14 , 76275 Ettlingen 18.06.2024 

15 , 76275 Ettlingen 19.06.2024 

16 , 76275 Ettlingen 19.06.2024 

17 , 76275 Ettlingen 19.06.2024 

18 , 76275 Ettlingen 16.06.2024 

19 , 76275 Ettlingen 20.06.2024 

20 , 76275 Ettlingen 23.06.2024 

21 , 76275 Ettlingen 17.06.2024 

22 , 76275 Ettlingen 19.06.2024 (Eingang) 

23 , 76275 Ettlingen 20.06.2024 

24 , 76275 Ettlingen 17.06.2024 

25 Interessengemeinschaft Hansjakobweg, Hebelweg, Hermann-Löns-Weg 19.06.2024 
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Nr. Eingegangene Stellungnahme Abwägungsvorschlag / Stellungnahme der Verwaltung 

1 Regierungspräsidium Karlsruhe - Abteilung 2: Raumordnung, 
Baurecht, Denkmalpflege 
 
Vielen Dank für die Beteiligung an oben genanntem Verfahren, zu 
welchem wir bereits im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung Stel-
lung genommen haben. Im Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003 ist 
der Bereich als bestehende Siedlungsfläche mit überwiegend ge-
werblicher Nutzung festgelegt. Seitens der höheren Raumordnungs-
behörde werden zu der o.g. Planung keine weiteren Anregungen 
vorgetragen. 

Kenntnisnahme 
 
 
Seitens des RP Karlsruhe - Abt. 2 werden keine Anregungen oder 
Bedenken vorgebracht. 

2 Regionalverband Mittlerer Oberrhein 
 
Für die Beteiligung am o.g. Verfahren nach §13a BauGB danken wir 
und geben folgende Stellungnahme ab: 
 
Vorgesehen ist die Umstrukturierung einer gewerblichen Brachfläche 
zu einem durch-mischten Quartier mit Gewerbe und Wohnen. Hierzu 
sollen zwei eingeschränkte Gewerbegebiete, zwei urbane Gebiete 
sowie ein Sondergebiet für ein Quartiersparkhaus festgesetzt wer-
den. Im südlichsten Teil sollen Flächen für Wald entsprechend der 
derzeitigen Waldnutzung gesichert werden. Zudem sollen außerhalb 
des Quartieres bei der B3 Ausgleichsflächen für Eidechsen festge-
setzt werden. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (ca. 3,6 ha) liegt in der 
Raumnutzungskarte zum Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003 hin-
sichtlich des Quartiers in einer bestehen-den Siedlungsfläche mit 
überwiegend gewerblicher Nutzung und hinsichtlich der Waldfläche 
in einem Bereich ohne Festlegung („Weißfläche“). Im Entwurf zum 
Vierten Regionalplan liegt der Geltungsbereich vollständig in einer 
bestehenden Siedlungsfläche mit überwiegend gewerblicher Nut-
zung. Das Vorhaben entspricht damit den Zielen des Regional-
plans. 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Regionalverbandes Mittlerer Oberrhein werden keine An-
regungen oder Bedenken vorgebracht. 
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Im Flächennutzungsplan 2030 des Nachbarschaftsverbandes Karls-
ruhe sind dort im Bereich des Quartiers eine bestehende gewerbli-
che Baufläche und für die Waldfläche eine bestehende Grünfläche 
dargestellt. 
 
Wir begrüßen den Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben mit zen-
tren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten zur Sicherung der 
Innenstädte und der wohngebietsnahen Grundversorgung. 

3 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Straßen 
 
Das Amt für Straßen ist von der Planung nicht betroffen und hat da-
her keine Einwendungen. 

Kenntnisnahme 
 
Das Amt für Straßen beim LRA Karlsruhe ist nicht betroffen. 

4 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Mobilität und Beteiligungen 
 
Wir möchten bezüglich der unter Punkt 6.1.1 der Begründung zum 
Bebauungsplan geschilderten Anbindung an den öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) ergänzen, dass das Plangebiet zusätzlich 
über den Haltepunkt Ettlingen Wasen in ca. 800 m fußläufiger Dis-
tanz an die Stadtbahnlinie S1/S11 (Bad Herrenalb/Ittersbach - Hoch-
stetten) angebunden ist. Die Bushaltestelle Bunsenstraße, welche 
von den Linien 105 (Ettlingen Innenstadt – Wasen – West) und 109 
(Ettlingen Stadt - Kleiner Plom) bedient wird, befindet sich fußläufig 
nur etwa 400 m vom Plangebiet entfernt. 
 
Ergänzend zum Angebot des regulären Linienbetriebes kann in un-
mittelbarer Nähe zum Plangebiet auch das bedarfsgesteuerte On 
Demand-Angebot „MyShuttle“ genutzt werden. Mit dem „MyShuttle“ 
fahren elektrische Kleinbusse im Bediengebiet „Ettlingen und Völ-
kersbach“, welches die Germarkung der Stadt Ettlingen und des 
Malscher Ortsteils Völkersbach umfasst, flexibel nach Bedarf zwi-
schen sog. virtuellen Haltestellen. Die nächsten dieser virtuellen Hal-
testellen liegen sowohl im Hermann-Löns-Weg als auch in der Bula-
cher Straße weniger als 100 m fußläufig vom Plangebiet entfernt. 
Fahrgäste können die „MyShuttles“ nach Bedarf per KVV.easy-App, 
im Web-Browser oder telefonisch buchen. Das Angebot ist vollstän-
dig in den KVV-Tarif integriert und kann mit Zeitkarten, wie dem 

Kenntnisnahme 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan werden die Darlegungen 
zur Anbindung an den ÖPNV gemäß den Anregungen des Amtes für 
Mobilität und Beteiligungen beim LRA Karlsruhe ergänzt. Darüber 
hinaus werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
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Deutschlandticket, ohne Aufpreis genutzt werden. Das „MyShuttle“ 
fährt im Bereich des Plangebietes zu folgenden Zeiten: 
montags bis donnerstags 19:00 Uhr - 01:00 Uhr; freitags und sams-
tags 19:00 Uhr - 02:00 Uhr; sonn-/feiertags 08:00 Uhr - 00:00 Uhr 
 
Da keine anderweitigen Planungen genannt werden, gehen wir da-
von aus, dass an der bestehenden und angemessenen Struktur des 
ÖPNV festgehalten werden soll. Sollte dem nicht so sein, bitten wir 
um vertiefende Information und Abstimmung mit dem Karlsruher 
Verkehrsverbund (KVV, verkehrsplanung@kvv.karlsruhe.de). 
 
Darüber hinaus bestehen keine Bedenken seitens des Sachgebiets 
ÖPNV gegen das geplante Vorhaben. 

5 Landratsamt Karlsruhe - Gesundheitsamt 
 
Bei Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen zum Schallschutz 
und des beschriebenen Vorgehens bei der Auffindung von Altlasten 
bestehen von Seiten des Gesundheitsamtes keine Bedenken oder 
Anregungen. 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Gesundheitsamtes beim LRA Karlsruhe werden keine 
Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 

6 Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Karlsruhe 
 
Vielen Dank für die Beteiligung am o.g. Verfahren. Wir haben hierzu 
keine Anmerkungen. 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Abfallwirtschaftsbetriebs werden keine Anregungen oder 
Bedenken vorgebracht. 

7 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Bevölkerungsschutz 
 
Aus unserer Sicht ist keine erneute Stellungnahme erforderlich. 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Amtes für Bevölkerungsschutz beim LRA Karlsruhe wer-
den keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 

8 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Straßenverkehr 
 
Für das Amt für Straßenverkehr besteht keine straßenverkehrsrecht-
liche Zuständigkeit; dies nimmt die Stadt Ettlingen (Große Kreis-
stadt) selbst wahr. 

Kenntnisnahme 
 
Das Amt für Straßenverkehr beim LRA Karlsruhe ist nicht betroffen. 
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10 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Umwelt und Arbeitsschutz 
 
Gegen das Vorhaben bestehen aus Sicht der Bereiche Wasserrecht 
- Altlasten/Bodenschutz - Gewässer - Abwasser - Immissionsschutz 
und Industrieabwasser/AwSV keine Bedenken. Die beigefügten Hin-
weise sind zu beachten. 
Wasserrecht 
Keine Bedenken 
 
Altlasten & Bodenschutz 
Aufgrund gewerblicher Vornutzung werden die Flurstücke 4545/1, 
4545/2, 4545/24 und 4545/31 im Bodenschutz- und Altlastenkataster 
des Landratsamtes Karlsruhe mit dem Handlungsbedarf „B“ für Be-
lassen, mit dem Kriterium „Neubewertung bei Änderung der Exposi-
tion“ geführt. Im gegenwärtigen Zustand und bei derzeitiger Nutzung 
sind keine weiteren Maßnahmen erforderlich oder verhältnismäßig. 
Findet eine Veränderung der Gegebenheiten (Umnutzung, Eingriff in 
den Boden oder Entsiegelungsmaßnahmen) statt, ist eine Gefähr-
dungsabschätzung durch einen Sachverständigen für Altlasten not-
wendig. Sollte im Rahmen eines Bauvorhabens ein Ausscheiden 
aus dem Bodenschutz- und Altlastenkataster angestrebt werden, 
sind entsorgungsrelevante Böden zu entfernen. Die entsprechenden 
Maßnahmen hierzu sind im Vorfeld mit dem Landratsamt Karlsruhe, 
Untere Bodenschutzbehörde, abzustimmen. 
 
Oberirdische Gewässer 
Keine Bedenken 
Interner Hinweis: Kein Überschwemmungsgebiet, kein Hochwasser-
Risikogebiet. 
 
Grundwasser/Wasserversorgung 
Keine Bedenken 
Interner Hinweis: Kein Wasserschutzgebiet 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Amtes für Umwelt und Arbeitsschutz beim LRA Karlsruhe 
werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
 
 
 
 
 
 
Die genannten Flurstücke werden als Altlastverdachtsflächen nach-
richtlich im Bebauungsplan dargestellt. Eingriffe in den Boden sind 
mit dem Landratsamt abzustimmen. 
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Abwasser 
Wir begrüßen die geplante Versickerung des Niederschlagswassers 
im Plangebiet. Um Nutzungskonflikte zu vermeiden sollte die ge-
plante zentrale Versickerungsmulde deutlich im Bebauungsplan dar-
gestellt werden. Für die zentrale Versickerungsmulde ist eine was-
serrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 
 
Die schadlose dezentrale Versickerung des Niederschlagswassers 
auf den Privatgrundstücken kann bei wohngebietsähnlicher Nutzung 
des Gebiets und Ausräumung des Altlastenverdachts bzw. der 
schädlichen Bodenveränderungen als erlaubnisfrei angesehen wer-
den. Niederschlagswasser wird in der Regel schadlos beseitigt, 
wenn es oberirdisch flächenhaft oder in Mulden auf mindestens 30 
cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versickert 
wird. 
 
Grundsätzlich ausgenommen von der Erlaubnisfreiheit ist die Versi-
ckerung auf Flächen schädlicher Bodenveränderungen, Verdachts-
flächen, Altlast- und/oder altlastverdächtiger Flächen. In diesen Fäl-
len ist prinzipiell eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich und 
vom Einleiter zu beantragen. Hier muss der Nachweis erbracht wer-
den, dass eine schadlose Versickerung auf dem Grundstück möglich 
ist. 
 
Die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die 
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser (Niederschlags-
wasserverordnung) ist zu beachten. Zur Herstellung des Beneh-
mens sowie für die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis ist die 
Entwässerungsplanung frühzeitig dem Landratsamt Karlsruhe, Amt 
für Umwelt und Arbeitsschutz vorzulegen. 
 
Immissionsschutz 
Den Planunterlagen ist eine schalltechnische Untersuchung der MO-
DUS CONSULT Gericke GmbH & Co. KG vom Oktober 2023 beige-
fügt. Diese beinhaltet die Betrachtung des Verkehrs- und Gewerbe-
lärms. Die Untersuchungen des Verkehrslärms wurden von uns nicht 
auf Plausibilität geprüft. Die Ausführungen der von außerhalb auf 

Die geplante zentrale Versickerungsmulde ist im zeichnerischen Teil 
als Fläche für die Wasserwirtschaft - Versickerungsmulde festge-
setzt und damit eindeutig gekennzeichnet. 
 
 
 
Die Anmerkungen zur Versickerung von Niederschlagswasser wer-
den zur Kenntnis genommen und als Hinweis im Bebauungsplan er-
gänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum aktuellen Zeitpunkt liegt lediglich ein städtebauliches Entwick-
lungskonzept vor, anhand dessen keine konkrete Prüfung des auf 
das MU einwirkenden Gewerbelärms stattfinden kann.  
 



11 
 

das Plangebiet und den darin enthaltenen schutzbedürftigen Räu-
men (Wohnen) einwirkenden Lärmemissionen sind plausibel. Je-
doch sind in der schalltechnischen Untersuchung keine Angaben zu 
den gewerblichen Lärmemissionen innerhalb des Plangebietes, wel-
che ebenfalls auf die schutzbedürftigen Räume im MU 1 einwirken, 
enthalten. Dies ist in der schalltechnischen Untersuchung noch zu 
ergänzen. Eine abschließende Beurteilung ist erst nach der Ergän-
zung der schalltechnischen Untersuchung möglich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Anregung zur Erhebung der gewerblichen Lärmemissionen 
innerhalb des Plangebietes wird aus folgenden Gründen nicht 
entsprochen: 
Die vom Plangebiet ausgehenden Gewerbelärmemissionen wurden 
daher im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung unter Zuhil-
fenahme der in der DIN 18005 Teil 1 in Kapitel 5.2.3 vorgegebenen 
Ansätze für die potenziellen Gewerbelärmemissionen ermittelt. Un-
ter Berücksichtigung der in dieser Norm genannten Hinweise ist im 
Allgemeinen davon auszugehen, dass es zwischen der geplanten 
urbanen Nutzung des südlichen Plangebiets und den nordwestlich 
angrenzenden eingeschränkten gewerblichen Nutzungen innerhalb 
sowie den westlich angrenzenden gewerblichen Nutzungen außer-
halb der Plangebietes keinen schalltechnischen Konflikt geben wird. 
Bestätigt werden kann dies insbesondere durch die bereits heute 
vorhandenen nahezu ausschließlichen „ruhigen Gewerbenutzungen“ 
in Form von Büronutzungen beiderseits „Am Erlengraben“. Die 
heute noch vorhandenen „lauten“ produzierenden gewerblichen Nut-
zungen westlich der Bulacher Straße (Papyrus-Areal“) werden mit-
telfristig schrittweise in eingeschränkte Gewerbegebiete mit zusätzli-
chen Misch- und Wohnnutzungen umgewandelt werden. So ist auch 
langfristig städtebaulich angestrebt, dass aus dem Nebeneinander 
von eingeschränktem Gewerbe und Urbanen Wohnen keine Lärm-
konflikte auftreten werden.  
 
Auch liegen keine konkreten Vorhabenplanungen für die im MU zu-
lässigen, nicht wesentlich störenden gewerblichen Nutzungen vor. 
Generell kann davon ausgegangen werden, dass Büronutzungen 
oder kleine Einzelhandelsgeschäfte, etc. als schalltechnisch nicht 
wesentlich störend einzustufen sind. Allein deren übliche Öffnungs-
zeiten im Beurteilungszeitraum Tag schließen potenzielle Lärmkon-
flikte aus. 
 
Anders verhält sich dies bei potenziell zulässigen Gastronomienut-
zungen, insbesondere in Verbindung mit Außenbestuhlung, bei Öff-
nungszeiten bis nach 22:00 Uhr. Während derzeit aufgrund eines 
fehlenden Nutzungskonzeptes auch ohne rechnerischen Nachweis 
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Industrieabwasser/AwSV 
Wasser, das durch den gewerblichen Gebrauch verunreinigt oder 
sonst in seinen Eigenschaften verändert ist, muss über die öffentli-
che Schmutz- oder Mischwasserkanalisation, ggf. über eine Abwas-
servorbehandlungsanlage der öffentlichen Abwasseranlage zuge-
führt werden. Bei derartigen Abwasservorbehandlungsanlagen ist 
die Zustimmung des Landratsamtes Karlsruhe, Amt für Umwelt und 
Arbeitsschutz, im Rahmen von Genehmigungsverfahren (z.B. nach 
Baurecht, Wasserrecht oder Bundesimmissionsschutzgesetz) einzu-
holen. 
 
Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die Anforderun-
gen der AwSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen vom 18.04.2017) einzuhalten. Hier werden 
auch besondere Anforderungen an Erdwärmesonden und -kollekt-
oren, Solarkollektoren, Kälteanlagen und an unterirdische Ölkabel- 
und Massekabelanlagen gestellt. 

davon auszugehen ist, dass eine Gastro-Nutzung tagsüber zwi-
schen 06:00 und 22:00 Uhr uneingeschränkt möglich ist, muss da-
von ausgegangen werden, dass eine Nutzung in den Nachtstunden, 
d.h. zwischen 22:00 und 06:00 Uhr – in Abhängigkeit von der jeweili-
gen Nutzung – ohne zusätzliche Schallschutzmaßnahmen nicht un-
eingeschränkt möglich. Die maßgebenden Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm werden hier auch ohne konkreten rechnerischen Nachweis 
im Beurteilungszeitraum Nacht, d.h. während der lautesten Nacht-
stunde zwischen 22:00 und 6:00 Uhr nicht um mindestens 6 dB(A) 
unterschritten werden. 
Es wird daher für eine potenzielle zukünftige Gastro-Nutzung nach 
22:00 Uhr ein Schallschutzkonzept zu erarbeiten sein, das prüft, ob 
und unter welchen Rahmenbedingungen eine nächtliche Nutzung 
überhaupt möglich ist. Ein entsprechender Nachweis ist dann mit 
der für den Gastronomiebetrieb erforderlichen “Schankgenehmi-
gung” vorzulegen. 
 
 
Die Anmerkungen zum Umgang mit gewerblich verschmutztem 
Wasser werden zur Kenntnis genommen und als Hinweis im Bebau-
ungsplan ergänzt. 
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11 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Umwelt und Arbeitsschutz - 
Untere Naturschutzbehörde 
 
Die untere Naturschutzbehörde im Landkreis Karlsruhe hat keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen den Bebauungsplan. Die vorge-
legten Unterlagen sind inhaltlich nachvollziehbar. Die dort vorge-
schlagenen naturschutzfachlichen Maßnahmen erscheinen sinnvoll 
und ausreichend. Den vorgestellten CEF-Maßnahmen für die Tier-
gruppen Fledermäuse, Eidechsen und Vögel stimmen wir zu. Wir 
bitten lediglich noch um Mitteilung, wo die temporäre CEF-Maß-
nahme für die Zwergfledermaus (Ersatz Wochenstubenquartier vor 
Fertigstellung der Ersatzquartiere im B-Planbereich) umgesetzt wer-
den soll. 
 
Außerdem wäre es wünschenswert, wenn der Punkt 2.4 Einfriedun-
gen in den planungsrechtlichen Festsetzungen dahingehend konkre-
tisiert würde, dass zwingend Pflanzen aus der Pflanzliste des Be-
bauungsplans zu wählen sind. 
 
Wir möchten anregen, bei Umsetzung des Bebauungsplans eine 
ökologische Baubegleitung bzw. einen fachlich versierten Ansprech-
partner zu bestimmen, der nicht nur die Umsetzung auf den öffentli-
chen Flächen begleitet, sondern auch (naturschutzfachliche) Fragen 
privater Bauherren im Gebiet beantwortet (zu Pflanzungen, Dachbe-
grünung, Beleuchtung, Nistkästen etc.). Auch bitten wir die Stadt Ett-
lingen um anschließende Kontrollen, ob die Festsetzungen im Be-
bauungsplan eingehalten werden. 
 
Die Eingriffs-Ausgleichsbilanz ist ebenfalls nachvollziehbar und kann 
von uns mitgetragen werden. 
 
Wir begrüßen die geplanten umfangreichen Ausgleichsmaßnahmen, 
insbesondere jegliche Renaturierungsmaßnahmen entlang der Alb. 

Kenntnisnahme 
 
 
Seites der UNB beim LRA Karlsruhe werden keine Bedenken vorge-
bracht. 
 
 
 
 
Der Anregung wird entsprochen. Ein entsprechender Hinweis wird 
ergänzt. 
 
 
 
Den Anregungen wird nicht entsprochen. 
Die Pflanzliste ist nicht abschließend. Es können auch andere stand-
ortgerechte und klimaangepasste Sorten verwendet werden. 
 
 
Der Anregungen wird bei Umsetzung entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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12 Landratsamt Karlsruhe - Landwirtschaftsamt 
 
Gegen obenstehenden Antrag der Stadt Ettlingen bestehen aus 
Sicht der Landwirtschaft keine Bedenken. Agrarstrukturelle Belange 
sind von obenstehender Maßnahme nicht betroffen. 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Landwirtschaftsamtes beim LRA Karlsruhe werden keine 
Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 

13 Landratsamt Karlsruhe - Forstamt 
 
Zum Vorhaben bestehen seitens der unteren Forstbehörde beim 
Landratsamt Karlsruhe keine forstrechtlichen Bedenken oder Ein-
wände. 
 
Wir begrüßen den Erhalt der Waldfläche auf dem südlich an das 
Planungsgebiet angrenzenden Flurstück 4532. Auch kleine Waldflä-
chen tragen lokal zur Verbesserung des Klimas bei, was insbeson-
dere im sich zunehmend erwärmenden Bereich des Oberrheingra-
bens bedeutsam ist. Dieses kleine Waldgebiet sollte auch nicht z.B. 
durch Fußwege erschlossen oder sonst in irgendeiner Art und Weise 
einer verstärkten Erholungsnutzung zugänglich gemacht werden, 
um dadurch entstehende Belastungen und Störungen zu vermeiden. 
 
Wie unter Punkt 6.1.3. des B-Plan-Entwurfs erläutert, soll der erfor-
derliche Waldmindestabstand von 30 m nach LBO zu künftiger Be-
bauung außerhalb des Waldbereichs mittels einer Grünfläche mit 
Baum- und Strauchbestand gewährleistet bzw. ausgebildet werden. 
Diese Konzeption halten wir für sehr gelungen. 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Forstamtes beim LRA Karlsruhe werden keine Anregun-
gen oder Bedenken vorgebracht. 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

14 Landratsamt Karlsruhe - Amt für Vermessung, Geoinformation 
und Flurneuordnung 
 
Zum o. a. Verfahren sind weder Belange der Flurneuordnung noch 
der Vermessung betroffen. Bedenken und Anregungen sind von un-
serer Seite nicht vorzubringen. 

Kenntnisnahme 
 
 
Seites des Amtes für Vermessung, Geoinformation und Flurneuord-
nung beim LRA Karlsruhe werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 
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15 Regierungspräsidium Karlsruhe - Abteilung 4: Mobilität, Ver-
kehr, Straßen 
 
Da durch den Geltungsbereich des Bebauungsplans der Stadt Ettlin-
gen keine Bundes- oder Landesstraßen tangiert werden, werden die 
Belange, welche die Abteilung 4 des Regierungspräsidiums Karls-
ruhe vertritt, nicht berührt. 

Kenntnisnahme 
 
 
Seites des RP Karlsruhe - Abteilung 4 werden keine Anregungen 
oder Bedenken vorgebracht. 

16 Landesamt für Denkmalpflege 
 
Aus denkmalfachlicher Sicht bestehen zu der Planung in vorliegen-
der Form keine Bedenken. Archäologische Kulturdenkmale sind ent-
weder nicht betroffen oder wegen der Geringfügigkeit der zu erwar-
tenden Bodeneingriffe nicht gefährdet. 
 
Seitens der Archäologischen Denkmalpflege bitten wir um Berück-
sichtigung der Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG: Sollten bei der 
Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend 
einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Ar-
chäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, 
Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. § 27 
DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und 
Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfris-
tigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen 
sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. Wir bitten die-
sen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits enthalten, zu 
übernehmen. 
 
Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege bestehen nach aktuellem 
Sachstand keine Anregungen oder Bedenken. Bei Rückfragen wen-
den Sie sich bitte an: ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de 
 

Kenntnisnahme 
 
Seites des Landamtes für Denkmalpflege werden keine Anregungen 
oder Bedenken vorgebracht. Ein Hinweis zur Vorgehensweise bei 
archäologischen Bodenfunden ist bereits Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 
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17 Landesamt für Geologie, Rohstoffe, Bergbau 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im 
Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm vorlie-
genden Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu den Auf-
gabenbereichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie folgt 
Stellung: 
 
1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen 
1.1 Geologie 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologi-
schen Karte von Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im LGRB-
Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu den li-
thostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen In-
formationsportale LGRBwissen und LithoLex. 
 
1.2 Geochemie 
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten 
von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer abrufbar. Nä-
here Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im geo-
wissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 
 
1.3 Bodenkunde 
Das Schutzgut Boden ist bereits ausführlich im Umweltbericht be-
rücksichtigt. Daher sind zur Planung aus bodenkundlicher Sicht 
keine Hinweise oder Anregungen vorzubringen. Mit der zuständigen 
Unteren Bodenschutzbehörde sollte abgestimmt werden, ob kon-
krete bodenschutzfachliche Vorgaben umzusetzen sind. 
 
2. Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger 
öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gut-
achten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet 
ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, 
Detailgutachten oder ein hydrogeo-logischer bzw. geotechnischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwor-
tungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Allgemeine Hinweise. 
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2.1 Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt 
das LGRB andernfalls die Übernahme der folgenden geotechni-
schen Hinweise in den Bebauungsplan: Das Plangebiet befindet 
sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich quartärer Lockergesteine (holozänes Auensedi-
ment) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. Mit lokalen Auffül-
lungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unter-
schiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. 
Ggf. vorhandene organische Anteile können dort zu zusätzlichen 
bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurab-
stand kann bauwerksrelevant sein. Bei etwaigen geotechnischen 
Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. 
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Bau-
grubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchun-
gen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingeni-
eurbüro empfohlen. 
 
2.2 Hydrogeologie 
Sofern vorhanden, wird auf frühere Stellungnahmen des LGRB zu 
Planflächen verwiesen.  
Im Planungsgebiet laufen derzeit keine hydrogeologischen Maßnah-
men seitens Ref. 94, Landeshydrogeologie und -geothermie und es 
sind derzeit auch keine geplant. Auf die Lage eines sehr kleinen 
Teils des Plangebietes innerhalb eines Wasserschutzgebietes und 
die Bestimmungen der Rechtsverordnung wird verwiesen. 
 
2.3 Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Unter-
grundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächennahe 
Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG lie-
fert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur 
geothermischen Nutzung des Untergrundes mit Erdwärme-sonden 
und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des In-
formationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis. 
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2.4 Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Von rohstoffgeologischer Seite sind zur Planung keine Bedenken, 
Hinweise oder Anregungen vorzutragen. 
 
3. Landesbergdirektion 
3.1 Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet.  
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau 
oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, 
unterirdische Keller) betroffen. 
 
Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach 
Geologiedatengesetz (GeolDG)  
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Da-
ten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes 
(GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere 
Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRB-Anzeigeportal zur Ver-
fügung. 
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet: 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raum-
bezogene Informationen können fachübergreifend und maßstabsab-
hängig der LGRB-Homepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie 
hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. Insbeson-
dere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. Beachten Sie bitte 
auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

18 Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg 
 
Wir bedanken uns für Ihr Anschreiben. Damit wir für Sie tätig werden 
können, bitten wir Sie den beigefügten Antrag auszufüllen, zu unter-
schreiben und mit Lageplänen an uns zurückzusenden. 
 
 

Kenntnisnahme 
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Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierun-
gen, die während des 2. Weltkrieges stattfanden, ist es ratsam, im 
Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefahrenver-
dachtserforschung in Form einer Auswertung von Luftbildern der Alli-
ierten durchzuführen. Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind 
daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen einzustufen. 
 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Ba-
den-Württemberg allerdings Luftbildauswertungen für Dritte, zur Be-
urteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von Grundstücken 
auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durchführen. Diese 
Auswertung kann bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. 
Die dafür benötigten Formulare können auch unter www.rp-stutt-
gart.de (->Service->Formulare und Merkblätter) gefunden werden. 
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang. Die momentane Bear-
beitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind. 51 Wochen ab Auftrags-
eingang. Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit 
ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in Verzug) möglich. Bitte sehen 
Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 
 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der 
VwV Kampfmittelbeseitigungsdienst des Innenministeriums Baden-
Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 342) die Aufgaben des 
Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Ent-
schärfung, den Transport und die Vernichtung von Kampfmitteln be-
schränken. Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die 
Suche nach und die Bergung von Kampfmitteln kann vom Kampfmit-
telbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen voll-
ständige Kostenerstattung übernommen werden. Soweit der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für diese Auf-
gaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 
 
Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich zur 
Verfügung. 

Der südliche Bereich des Plangebietes ist gemäß einer gesamtstäd-
tischen Erkundung von 2004 als Kampfmittelverdachtsbereich aus-
gewiesen. Im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren soll 
eine Gefahrenverdachtserforschung in Form einer Auswertung von 
Luftbildern der Alliierten durchgeführt werden. 
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20 Netze BW GmbH 
 
Der oben genannte Baugebietsbereich wurde von uns eingesehen 
und hinsichtlich der Stromversorgung (Mittel- und Niederspannung) 
überprüft. 
 
Im Planbereich betreibt oder errichtet die Netze BW GmbH, Region 
Nordbaden keine Anlagen. Unsere Belange werden von der Planung 
nicht berührt. Somit bestehen von unserer Seite keine Bedenken. 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. 

Kenntnisnahme 
 
Seitens der Netze BW GmbH werden keine Anregungen oder Be-
denken vorgebracht. 

21 Arelion Germany GmbH 
 
Im Auftrag der Arelion Carrier Germany GmbH erteilt Ihnen die SPIE 
SAG GmbH die folgende Leitungsauskunft. 
 
Gemäß Ihrem Schreiben vom 15.05.2024 teile ich Ihnen mit, dass 
die Arelion Germany GmbH eine Leitungstrasse in dem betroffenen 
Bereich betreibt. Anbei übersende ich Ihnen folgende Unterlagen: 

• Die Bestandsplan Nr. STR-V-FFM_S02_RD-LOS2-3_PLAN027 

• Die Arelion - Anweisung zum Schutze unterirdischer Glasfaser-
Versorgungsleitungen 

 
Leitungseinweisungen vor Ort stimmen Sie bitte ab mit der Arelion 
Germany GmbH, . Bitte beachten 
Sie, dass die Telia Carrier Germany GmbH am 03.03.2023 umbe-
nannt worden ist in Arelion Germany GmbH. 

Kenntnisnahme 
 
Der Hinweis wird bei Umsetzung der Planung berücksichtigt. 

22 Transnet BW 
 
Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Lei-
tungsdokumentation abgeglichen. Im Geltungsbereich der BIL-An-
frage mit der Nummer 20240515-0437 betreibt die TransnetBW 
GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. Daher haben wir keine 
Bedenken und Anmerkungen vorzubringen. Eine weitere Beteiligung 
am Verfahren ist nicht erforderlich. 

Kenntnisnahme 
 
Seitens der Transnet BW werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 
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24 DB AG - DB Immobilien 
 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG 
(Zusammenschluss aus DB Netz AG und DB Station & Service AG) 
bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Stellungnahme zum o.g. Verfahren. 
 
Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen bei Beachtung und Ein-
haltung der nachfolgenden Bedingungen/Auflagen und Hinweise 
aus Sicht der DB InfraGO AG keine grundsätzlichen Einwendungen. 
Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des 
Eisenbahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht ge-
fährdet oder gestört werden. Die Standsicherheit und Funktionstüch-
tigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, Kabel- und Lei-
tungsanlagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets 
zu gewährleisten. 
 
Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass Planungen aus dem Bun-
desverkehrswegeplan BVWP 2030 über das PRINS System 
(http://www.bvwp-projekte.de/map_railroad.html) abgerufen werden 
können. 
 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen 
entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Ab-
gase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Be-
einflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen 
an benachbarter Bebauung führen können. 
 
In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder 
Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medi-
zinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Fel-
der empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für 
entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. 
 

Kenntnisnahme 
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Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen 
sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bau-
herren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen 
bzw. vorzunehmen. 
 
Wir bitten um Übernahme unserer Hinweise in die Textlichen Fest-
setzungen und um Übersendung des Abwägungsergebnisses. 

 
 
 
 
 
Die Anmerkungen werden als Hinweis in den Bebauungsplan über-
nommen. Für eine Übernahme in die textlichen Festsetzungen be-
steht dagegen keine Rechtsgrundlage. 

25 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistun-
gen der Bundeswehr 
 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 
Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 
angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentli-
cher Belange keine Einwände. 

Kenntnisnahme 
 
Seitens der Bundeswehr werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 

26 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - 
als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 
TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und be-
vollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzu-
nehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Tele-
kom. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müs-
sen weiterhin gewährleistet bleiben. Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten. Anbei noch ein Bild von der Lage der Lei-
tung. 

Kenntnisnahme 
 
Der Hinweis wird bei Umsetzung der Planung berücksichtigt. 

30 Industrie- und Handelskammer Karlsruhe 
 
Vielen Dank für die Möglichkeit der Beteiligung an der oben genann-
ten Planung. Nach Überprüfung der uns überlassenen Unterlagen 
teilen wir ihnen folgendes mit. 

Kenntnisnahme 
 
Seitens der IHK werden keine Anregungen oder Bedenken vorge-
bracht. 
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Die mit der Planung angestrebte Verzahnung von Wohnen, Arbeiten 
und Freizeit ist in der heutigen Zeit ein wichtiges Thema. So kann 
eine nachhaltige Siedlungsentwicklung gesichert werden. Dabei ist 
es weiterhin wichtig, dass der gewerblichen Entwicklung ihr Raum 
gegeben wird. Dies sehen wir mit der vorliegenden Planung als ge-
geben an und begrüßen sie daher. 

33 Albtal-Verkehrs-Gesellschaft mbH 
 
Wir bedanken uns für die Anhörung an dem o. g. Bebauungsplan-
verfahren. Die AVG ist von dem Vorhaben nicht betroffen und hat so-
mit hierzu keine Einwände oder sonstige Anmerkungen. 

Kenntnisnahme 
 
Seites der AVG werden keine Anregungen oder Bedenken vorge-
bracht. 

37 Nachbarschaftsverband Karlsruhe 
 
Die planungsrechtliche Situation ist korrekt beschrieben. Die Vorha-
benfläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan 2030 (FNP) als 
teils geplante, teils bestehende Gewerbefläche sowie als beste-
hende Grünfläche dargestellt. Da der Bebauungsplan im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt wird, kann der 
FNP nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens berichtigt wer-
den. 
 
Den Empfehlungen des Landschaftsplanes des NVK werden mit der 
vorliegenden Planung Rechnung getragen. Insbesondere die Auf-
wertung und Möglichkeit zur öffentlichen Nutzung des Uferbereiches 
der Alb wird positiv hervorgehoben. 
 
Die Planungsstelle NVK begrüßt das Vorhaben. 

Kenntnisnahme 
 
Seitens des Nachbarschaftsverbandes werden keine Anregungen 
oder Bedenken vorgebracht. 

39 Gemeindeverwaltung Durmersheim 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am o. g. Bebauungsplanver-
fahren der Stadt Ettlingen. Die Belange der Gemeinde Durmersheim 
werden hiervon nicht berührt. Für die Durchführung des Verfahrens 
wünschen wir Ihnen gutes Gelingen. 
 

Kenntnisnahme 
 
Seitens der Gemeinde Durmersheim werden keine Anregungen oder 
Bedenken vorgebracht. 
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40 Gemeindeverwaltung Karlsbad 
 
Die Gemeinde Karlsbad wird von dem Vorhaben nicht berührt und 
hat somit auch keine Bedenken gegenüber der vorgestellten Pla-
nung. Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren, und wün-
schen weiterhin gutes Gelingen. 

Kenntnisnahme 
 
Seites der Gemeinde Karlsbad werden keine Anregungen oder Be-
denken vorgebracht. 
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Stellungnahmen der städtischen Dienststellen (in der Funktion als Straßenbaulasträger bzw. Baurechtsbehörde) 

Nr. Eingegangene Stellungnahme Abwägungsvorschlag / Stellungnahme der Verwaltung 

1 Stadtbauamt 
 
Die vom Hermann-Löns-Weg abzweigende Erschließungsstraße 
stellt eine erschließungsbeitragsfähige Anbaustraße dar, die nach 
meiner derzeitigen Rechtsauffassung an der Einmündung in den als 
Mischverkehrsfläche ausgewiesenen Quartiersplatz endet. Die kurze 
Fortsetzung der Straße nach Norden gehört zu dieser Anbaustraße. 
(Eine etwaige, nachträglich dort anschließende Straße wäre dage-
gen eine selbstständige Anlage.) 
 
Der Quartiersplatz dürfte als weitere selbstständige Erschließungs-
anlage zu betrachten sein, deren räumliche Begrenzung mit der dort 
festgesetzten Straßenbegrenzungslinie bezeichnet ist. Dieser zum 
Anbau bestimmte Platz wäre ebenfalls als beitragsfähige An-
baustraße zu werten. 
 
Die beitragsfähigen Erschließungskosten dieser beiden „Anbaustra-
ßen“ können u. U. gem. § 37 Kommunalabgabengesetz zusammen-
gefasst ermittelt werden (Abrechnungseinheit). Die Entscheidung 
der Gemeinde, eine Abrechnungseinheit zu bilden, ist möglich, so-
lange eine Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, d. h., vor end-
gültiger Herstellung der zusammenzufassenden Anlagen. Weitere 
Voraussetzung ist allerdings, dass die Einhaltung besonderer 
Schranken hinsichtlich der Beitragshöhen bei separater Abrechnung 
absehbar ist. 
 
Die Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung „Fuß- und Radweg“ 
sowie „Landwirtschaftsweg“ sind keine erschließungsbeitragsfähigen 
Anlagen. 
 
Die festgesetzten Grünflächen (Verkehrsgrün, Maßnahmenflächen, 
Waldfläche) stellen jeweils weder erschließungsbeitragsfähige Anla-
gen noch kostenerstattungspflichtige Ausgleichsflächen dar. (Solche 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die allgemeinen Hinweise zu beitragsfähigen Erschließungskosten 
und Beitragsschuld haben keinen Einfluss auf den Bebauungsplan. 
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Ausgleichsmaßnahmen sind wegen der bestehenden hohen Versie-
gelung für das Plangebiet auch nicht erforderlich.) 
 
Die Baugrundstücke des Plangebiets werden straßenmäßig jeweils 
ausschließlich durch (eine oder beide) vorstehend beschriebene An-
baustraßen bzw. durch die Abrechnungseinheit erschlossen sein. 
 
Hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung wäre die Festsetzung 
von Geschossflächenzahlen und Vollgeschosszahlen wünschens-
wert. Andernfalls muss die Ermittlung von Erschließungs- und Ab-
wasserbeiträgen über subsidiäre Auffangregelungen erfolgen, die 
nicht in gleichem Maß sachgerecht sind. 
 
Die in den Unterlagen betonte Flexibilität beim Zuschnitt der Bau-
grundstücke führt zu einer vorläufigen Unsicherheit bei den Progno-
sen bzw. Berechnungen der Beiträge, insbesondere weil das Maß 
der baulichen Nutzung deutlich variiert. Erst wenn klar ist, für welche 
Grundstücke bzw. Grundstücksflächen die jeweiligen Festsetzungen 
zur Art und vor allem zum Maß der baulichen Nutzung gelten wer-
den, wird diese Unsicherheit ausgeräumt sein. So erfordert z. B. die 
Ablösung von Erschließungsbeiträgen, dass die Ablösungsgrundstü-
cke und die Verteilung der Beiträge auf die erschlossenen Grundstü-
cke hinreichend bestimmt sind. Die Eintragung geplanter Grund-
stücksgrenzen wäre also von Vorteil. 
 
Im Bereich der Abwasserbeiträge bestehen weitere Ermittlungs-
schwierigkeiten. So ist eine differenzierte Betrachtung darüber nötig, 
welche Grundstücke bisher im Innenbereich bzw. im Außenbereich 
liegen, welche bereits eine Anschlussmöglichkeit an die öffentliche 
Kanalisation hatten bzw. tatsächlich angeschlossen sind. (Außerdem 
müssen vom Bauordnungsamt genaue Angaben über das Maß der 
bisher vorhandenen Bebauung geliefert werden.) Erst nach Auswer-
tung aller erforderlichen Daten kann beurteilt werden, inwieweit (wei-
tere) Abwasserbeitragspflichten entstehen werden. (Diese werden 
möglicherweise bereits bei Inkrafttreten des Bebauungsplans für in 
diesem Zeitpunkt bestehende (Alt-)Baugrundstücke entstehen, wo-
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bei die neuen Festsetzungen diesen dann flächenanteilig zuzurech-
nen wären. Dann wäre ein Vergleich der bisherigen zulässigen Ge-
schossflächen mit den nach Planungsrecht möglichen durchzufüh-
ren). 
 
Wir bitten Sie um Berücksichtigung im Rahmen der amtlichen Stel-
lungnahme, soweit erforderlich. 

2 Bauordnungsamt 
 
Anmerkungen zu den textlichen Festsetzungen 
 
Ziffer 1.5: […] Pkw-Stellplätze, Garagen und Carports sind - mit Aus-
nahme von Tiefgaragen und ihren Zufahrten in MU 1 innerhalb der 
Bauflächen unzulässig. 
Anmerkung: müsste das nicht heißen: außerhalb bzw. zulässig? 
 
Ziffer 2.3: Unbebaute Flächen bebauter Grundstücke, sofern nicht 
für Stellplätze, Zufahrten oder Terrassen genutzt, sind gärtnerisch 
anzulegen und überwiegend mit gebietsheimischen Bäumen, He-
cken und Sträuchern in Anlehnung an die Pflanzenliste (Anhang) zu 
bepflanzen. 
Vorschlag: Ergänzung „…zur Vermeidung von Steingärten…“ und 
„…gärtnerisch mit belebten Bodenschichten…“ 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Die Festsetzung bedeutet, dass oberirdische Stellplätze, Garagen 
und Carports auf den Grundstücken (=Bauflächen) nicht zulässig 
sind. Private Stellplätze sind in Tiefgaragen oder im Bereich für das 
Quartiersparken unterzubringen. 
 
Ziff. 2.3 ergänzt: 
Unbebaute Flächen bebauter Grundstücke, sofern nicht für Stell-
plätze, Zufahrten oder Terrassen genutzt, sind gemäß § 9 LBO 
grüngärtnerisch anzulegen. 
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Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

Nr. Eingegangene Stellungnahme Abwägungsvorschlag / Stellungnahme der Verwaltung 

1 BUND / LNV Baden-Württemberg / NABU 
 
Im Rahmen der TÖB-Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch 
nehmen wir Stellung zur Aufstellung des Bebauungsplans „Her-
mann-Löns-Weg West (ehemaliges Stahl-Areal), südl. Teilbereich“. 
 
Zum Plangebiet: 
Es ist zu begrüßen, dass das Bebauungsplangebiet die naturschutz-
fachlich hochwertigen vorwiegend [mit] Gehölz[en] bestandenen Flä-
chen nördlich des Stahl-Areals, die weitgehend im Überschwem-
mungsgebiet eines hundertjährlichen Hochwasser (HQ100-Flächen) 
liegen, nicht enthält. Diese waren im Jahr 2021 im Rahmen der 
Frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Bauge-
setzbuch Bestandteil der Planung. 
 
Im Textteil des Bebauungsplans, Kap. 3.1 Verfahrensart wird auf 
Seite 7 dargelegt, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
ausschließlich derzeit bereits baulich genutzte Flächen umfasst und 
daher das beschleunigte Verfahren gemäß § 13 a BauGB angewen-
det werden kann. Dies trifft nach unserer Bewertung jedoch nur zu, 
sofern sowohl die Alb und ihr Uferbereich (gewässerbegleitender Au-
waldstreifen), der gesamte Gewässerrandstreifen und auch die 
Waldfläche im Süden aus dem Geltungsbereich herausgenommen 
werden. 
 
Die Waldfläche im Süden ist jedoch weiterhin Bestandteil des Be-
bauungsplangebiets. Dieser Bereich ist gemäß der durchgeführten 
Fledermaus-Untersuchungen Jagdgebiet für mehrere Fledermausar-
ten, weist eine wichtige Transferstrecke auf und ist damit für diese 
Artengruppe von herausragender Bedeutung. Mit der Breitflügelfle-
dermaus wurde eine in Baden-Württemberg stark gefährdete Fleder-
mausart nachgewiesen, mit der Bart- und der Zwergfledermaus zwei 
gefährdete Arten. Das Artenschutzgutachten „empfiehlt“ die Erhal-
tung der Waldfläche aufgrund ihrer Bedeutung für Fledermäuse als 

Den Anregungen wird in Teilen entsprochen 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Kapitel 3.1 der Begründung wird angepasst. Gemeint ist, dass mit 
dem vorliegenden Bebauungsplan eine Bebauung ausschließlich 
auf bereits baulich genutzten Flächen ermöglicht wird und keine zu-
sätzlichen Bauflächen entwickelt werden. Durch Festsetzung im Be-
bauungsplan wird der Erhalt des Albgrüns und des südl. angrenzen-
den Waldbereichs gesichert. Zusätzlich ist die Herstellung einer 
Wegeverbindung am östl. Albufer vorgesehen sowie die Verbesse-
rung der Aufenthaltsqualität im Bereich. Der Anregung zur Anpas-
sung des Geltungsbereichs wird nicht entsprochen. 
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Jagdgebiet sowie als Transferraum, wodurch Fledermäuse das 
hochwertige Jagdgebiet an der Alb erreichen können. 
 
Darüber hinaus ist der Waldbestand Brut- und Nahrungshabitat zahl-
reicher Vogelarten. In Kap. 1 und 6.1.3 des Textteils des Bebau-
ungsplans wird ausgeführt, dass die Waldfläche im Süden des Plan-
gebiets (vollumfänglich) erhalten bleibt. Im Hinblick auf die Bio-
topwertbilanz gibt es offensichtlich keine Veränderungen zwischen 
Bestand und Planung im Bereich der Waldfläche (der Biotoptyp 
„59.10 Laubbaum-Bestand weist in Bestand und Planung jeweils 
eine Fläche von 4.476 m² auf). (Demgegenüber wird im Artenschutz-
bericht dargelegt, dass „durch die Rodung des Wäldchens im Sü-
den“ eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen 
Population des Haussperlings und des Stars (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG) im UG zu erwarten ist (Seite 44f).) 
 
Da der Waldbestand im Süden des Plangebiets vollumfänglich er-
halten bleibt, erscheint es fachlich geboten, die Waldfläche aus dem 
Plangebiet herauszunehmen. 
 
Forderung: die Waldfläche im Süden ist aus dem Plangebiet heraus-
zunehmen. In jedem Fall ist zu gewährleisten, dass keine Eingriffe 
und Veränderungen im Waldbestand im Hinblick auf die naturschutz-
fachliche Wertigkeit und die Bedeutung als Flugroute für Fleder-
mäuse sowie als Habitat für Vögel und Fledermäuse erfolgen. Ver-
änderungen der Waldfläche mit möglichen negativen Auswirkungen 
auf Fledermäuse, ihre Flugbeziehungen sowie Vögel (Brut- und 
Nahrungsflächen) sind im Textteil des Bebauungsplans und im Um-
weltbericht nicht beschrieben und bewertet und dürfen daher auch 
nicht erfolgen. 
 
Der rechtsseitige Uferstreifen der Alb ist ebenfalls Bestandteil des 
Plangebiets. Er ist bestanden von einem gewässerbegleitenden Au-
waldstreifen. Die Alb und ihre Gehölz bestandenen Ufer weisen na-
turschutzfachlich eine sehr hohe Bedeutung auf u.a. als Jagdgebiet 
und Flugweg für Fledermäuse sowie als Brut- und Nahrungshabitat 
für zahlreiche Vogelarten. Auf Höhe des Plangebiets sind die Alb 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
Im angrenzenden Grünbereich (Waldabstandsfläche) erfolgen zu-
sätzliche Bepflanzungen, die zu einer Aufwertung im Bereich führen 
und auch von der Forstverwaltung (LRA Karlsruhe) begrüßt werden. 
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und ihre Ufer darüber hinaus Lebensstätte der streng geschützten 
Grünen Keiljungfer (Art nach Anhang II der FFH-Richtlinie). In der 
Alb wurden im Rahmen einer Elektrobefischung acht Fischarten (da-
runter 13 Exemplare des vom Aussterben bedrohten Lachses), das 
Bachneunauge und die Groppe nachgewiesen. 
 
Der Gewässerbegleitende Auwaldstreifen ist Lebensraum nach An-
hang I der FFH-Richtlinie und damit, ebenso wie die Arten nach An-
hang II der FFH-Richtlinie (u.a. Grüne Flussjungfer, Groppe, Lachs, 
Bachneunauge) bedeutsam im Hinblick auf die Umweltschadens-
richtlinie. 
 
Der im Plangebiet enthaltene rechtsseitige Uferstreifen ist Bestand-
teil des Gewässerrandstreifens der Alb. Der Gewässerrandstreifen 
bemisst sich bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante, 
wie hier gegeben, ab der Böschungsoberkante, ansonsten ab der Li-
nie des Mittelwasserstandes (§ 38 Abs. 2 WHG). Da an diesem Ab-
schnitt der Alb eine ausgeprägte Böschungsoberkante vorhanden 
ist, ist der Gewässerrandstreifen im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans nicht fachgerecht abgegrenzt und reicht nach Bewertung 
der Naturschutzverbände weiter in den Bereich des Plangebiets hin-
ein (s. auch Darstellung einer rot eingefärbten Böschungssignatur im 
Zeichnerischen Teil). 
 
Zur Abgrenzung des Gewässerrandstreifens bei Gewässern mit aus-
geprägter Böschungsoberkante vgl. die beiden nachfolgenden Abbil-
dungen aus „Gewässerrandstreifen in Baden-Württemberg Anforde-
rungen und praktische Umsetzung“ (2015, Hrsg.: WBW Fortbil-
dungsgesellschaft für Gewässerentwicklung mbH, Karlsruhe und 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-
Württemberg (LUBW), Karlsruhe). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die künftigen neugebildeten Grundstücke und ihre Bebauung haben 
einen Abstand von weit mehr als der i.d.R. erforderliche Gewässer-
randstreifen von 10 m (im Außenbereich). Dies ist aus der Plan-
zeichnung ersichtlich. Die vorhandene Bebauung liegt z.T. innerhalb 
des Gewässerrandstreifens. Insgesamt wird damit eine Aufwertung 
des bestehenden Albgrüns und Verbesserung der Aufenthaltsquali-
tät erreicht. 
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„Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der 
ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer, der Wasserspei-
cherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminde-
rung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen“ (§ 38 Abs. 1 WHG).  
 
Im gesamten Gewässerrandstreifen sind Neuanpflanzungen von 
nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern sowie das Entfer-
nen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, ausgenommen 
die Entnahme im Rahmen einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft 
oder die Gehölzpflege im Rahmen der Gewässerunterhaltung, ver-
boten. Des Weiteren untersagt sind der Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen, die Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Die Errichtung von Wegen und weiteren baulichen Anlagen, wie im 
Zeichnerischen Teil des Bebauungsplans dargestellt, ist in diesem 
Geländestreifen daher nicht zulässig. Die Planung ist unter Zugrun-
delegung eines fachgerecht abgegrenzten Gewässerrandstreifens 
dahingehend anzupassen. 
 
Im Umweltbericht wird in Kap. 5.6, Seite 29 und in Kap. 6.6, Seite 37 
dargelegt, dass „im Zuge des Vorhabens nicht in die Alb und den ge-
wässerbegleitenden Auwaldstreifen eingegriffen“ wird. Auch in Kap. 
9.1 auf Seite 49 sowie Kap. 9.9.2, Seite 54 und Kap. 10, Seite 57 
wird ausgeführt, dass der gewässerbegleitende Auwaldstreifen er-
halten bleibt. Ebenso stellt die zeichnerische Darstellung der Bio-
toptypen in Abb. 11 des Umweltberichts dar, dass nicht in die Alb 
und den vorhandenen gewässerbegleitenden Auwaldstreifen einge-
griffen wird. 
 
Im Hinblick auf die Biotopwertbilanz gibt es für den gewässerbeglei-
tenden Auwaldstreifen keine Veränderungen zwischen Bestand und 
Planung (der Biotoptyp 52.33 Gewässerbegleitender Auwaldstreifen 
weist jeweils eine Fläche von 2.066 m² auf). Im Textteil des Bebau-
ungsplans wird hingegen ausgeführt, dass „eine hohe Aufenthalts-
qualität und die punktuelle Zugänglichkeit der Alb“ vorgesehen ist, 
u.a. durch die Anlage von Fußwegen. An zwei Stellen sollen zusätz-
liche Zugangsmöglichkeiten zur Alb geschaffen werden (Textteil, 
Seite 16, Bild 10 auf Seite 14 und Zeichnerischer Teil). Nirgendwo 
wird jedoch beschrieben, wie diese punktuellen Zugangsmöglichkei-
ten konkret gestaltet werden. Die daraus folgenden Eingriffe in den 
gewässerbegleitenden Auwaldstreifen sowie in vielfältige Lebens-
räume von Arten werden ebenfalls nirgendwo beschrieben und be-
wertet. 
 
Auf Seite 36 des Textteils wird darüber hinaus ausgeführt: „Der Be-
reich des partiell aufgeweiteten Ufers der Alb ist mit einer standort-
angepassten kräuterreichen Wiesenmischung anzusäen und exten-
siv zu bewirtschaften.“ Dabei wird nicht beschrieben und im Zeich-
nerischen Teil sowie den weiteren Unterlagen auch nicht dargestellt, 
wo und in welchem Flächenumfang das Albufer partiell aufgeweitet 

Von Seiten der beteiligten Behörden bestehen keine Bedenken für 
die Errichtung eines Weges. U.a. wurde auf der anderen Seite im 
Verfahren „Am Erlengraben“ (2024-25) eine vergleichbare Planung 
rechtlich gesichert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sofern die Zugänglichkeit zum bestehenden Albufer vorgesehen ist, 
wird eine konkrete Planung in Abstimmung mit den zuständigen Be-
hörden abgestimmt (z.B. LRA- UNB, Wasserrechtsamt). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Umgestaltungen des Albufers sind nicht vorgesehen. Generell wären 
Umgestaltungen und Eingriffe im Albufer nur mit einem wasserrecht-
lichen Verfahren möglich (also nicht im BP-Verfahren). 
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werden soll und wo die Wiesenflächen angelegt werden sollen. Eine 
Uferaufweitung hätte, sofern die Uferböschung zurückgenommen 
wird, zwangsläufig Gehölzrodungen in größerem Umfang zur Folge. 
Diese und die Anlage einer Wiese im Uferbereich stünden im kras-
sen Widerspruch zur Forderung im Artenschutzbericht, dass für die 
Fledermäuse die Transferräume entlang der Gewässerzüge Alb und 
Erlengraben „als durchgängige Dunkelkorridore mit Vegetationsstrei-
fen zu erhalten“ sind und eine „durchgehende Gehölzbepflanzung 
entlang der Gewässer hin zu den Gebäuden und deren abschattie-
rende Wirkung“ gefordert wird. Auf Seite 17 des Textteils wird ledig-
lich darauf hingewiesen, dass „perspektivisch eine behördlich abge-
stimmte, punktuelle Aufweitung des Gewässers nicht ausgeschlos-
sen ist.“ 
 
Ganz offensichtlich liegt dem Umweltbericht bezogen auf die Alb und 
den gewässerbegleitenden Auwaldstreifen nicht die im Textteil grob 
skizzierte und bezogen auf die Zugangspunkte zur Alb auch im 
Zeichnerischen Teil dargelegte Planung zugrunde. Dies ist im Um-
weltbericht u. a. in Abb. 11 aber auch Abb. 10 dokumentiert (auch 
durch eine gegenüber dem Zeichnerischen Teil des Bebauungsplans 
anderen Abgrenzung des Plangebiets). 
 
Forderung: 
Da die zwei Zugangsmöglichkeiten zur Alb und auch die partielle 
Uferaufweitung mit Anlage einer Wiese weder im Umweltbericht 
(auch nicht in der Biotopwertbilanz) noch im Textteil hinsichtlich ihrer 
Eingriffsfolgen bewertet sind, dürfen sie auch nicht Bestandteil der 
Planung sein. Die Alb und ihr rechtsseitiges Ufer (Gewässerrand-
streifen) sind aus dem Plangebiet herauszunehmen. 
 
Anmerkung zum zeichnerischen Teil des Bebauungsplans:  
Der erforderliche Waldabstand von 30 m zur Bebauung wird an zwei 
Stellen nicht eingehalten. Eine entsprechende Anpassung ist erfor-
derlich. 
 
 

 
 
 
Die vorhandenen Gehölzpflanzungen liegen überwiegend im Ge-
wässerrandstreifen und sollen erhalten werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung zum Waldabstand wird entsprochen. Die Baufenster 
werden angepasst. 
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Im Artenschutzbericht wird auf Seite 42 ausgeführt: „Die Transfer-
räume entlang der Gewässerzüge Alb und Erlengraben sind als 
durchgängige Dunkelkorridore mit Vegetationsstreifen zu erhalten. 
Als problematisch werden Beleuchtungseffekte durch eine mehrstö-
ckige nahe an die Gewässerkorridore heranreichende Bebauung an-
gesehen, da aus den höheren Stockwerken bereits aufgrund der In-
nenbeleuchtung starke Lichtwirkungen auf die Gewässerzüge zu er-
warten sind. Dem kann entweder durch einen möglichst großen Ab-
stand der Bebauung zum Gewässerzug oder durch eine durchge-
hende Gehölzbepflanzung entlang der Gewässer hin zu den Ge-
bäuden und deren abschattierende Wirkung begegnet werden.“ Ob 
die vorgelegte Planung den formulierten Anforderungen entspricht, 
bleibt unklar bzw. ist eher nicht anzunehmen. Der Abstand der Be-
bauung zum Gewässerzug ist als gering einzustufen. Auch ist eine 
mehrstöckige Bebauung mit einer Gebäudehöhe von zumeist 14 m 
in Teilen 8 m vorgesehen. Daher muss in jedem Fall der bestehende 
Gehölzbestand mit seiner abschattenden Wirkung auf die Alb und 
die angrenzenden Uferbereiche erhalten werden. 
 
Die Maßnahmen M1, M2 und M3 sind in der Legende nicht erläutert. 
Die Maßnahme M1 ist auf den Bereich außerhalb des Gewässer-
randstreifens zu begrenzen. 
 
Zu den Planungsrechtlichen Festsetzungen:  
Maßnahme M1: Der Maßnahmenbeschreibung M1 (Textteil S. 27 
und S. 36) ist zu entnehmen, dass der Gehölzbestand im Uferbe-
reich der Alb (Gewässerbegleitender Auwaldstreifen, Lebens-
raumtyp nach Anhang I der FFH-Richtlinie) dahingehend „fortzuent-
wickeln“ ist, dass hier in Teilen Wiesenflächen geschaffen werden 
sollen. Eine entsprechende Umwandlung von Gehölzflächen in Wie-
senflächen im Uferbereich der Alb ist weder im Umweltbericht noch 
im Artenschutzbericht bewertet (vgl. u.a. Biotopbilanz Bestand und 
Planung mit unveränderter Fläche des Biotoptyps Gewässerbeglei-
tender Auwaldstreifen). Eine Rodung von Gehölzen und eine Schaf-
fung von Wiesenflächen widerspricht den Bewertungen des Umwelt-
berichts. So wird dort auf Seite 37 ausgeführt: „Die Gehölzbestände 
im Osten, Süden und Westen bleiben erhalten.“, auf Seite 54: „Zu 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzungen zur Beleuchtung sind ausreichend und aus den 
Vorschlägen im Umweltbericht erarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahmen (M1-M3) sind im Textteil festgesetzt und beschrie-
ben. 
 
 
 
Die Maßnahme M1 wird unter Berücksichtigung der vorh. Gehölz-
strukturen (Erhalt Auwaldstreifen) durchgeführt. Ohnehin ist eine 
ökologische Baubegleitung vorgesehen. Maßnahmen werden somit 
auch in Abstimmung mit der UNB umgesetzt. 
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erhalten ist der Wald-Bestand im Süden des Planungsgebiets, der 
gewässerbegleitende Auwaldstreifen entlang der Alb sowie die Ein-
zelbäume und Gebüsche entlang der östlichen Straßenseite des 
Hermann-Löns-Wegs.“ und Seite 57: „Außerdem erhalten bleiben 
der Laubbaum-Bestand im Süden und der gewässerbegleitende Au-
waldstreifen im Westen des Gebiets.“ 
 
Die Rodung von Gehölzen zur Anlage von Wiesenflächen wird im 
Hinblick auf die abschirmende Wirkung der Gehölze (Licht, Störun-
gen) aber auch aufgrund des Verlustes von Brutrevieren (vgl. Arten-
schutzbericht Abb. 11) und Nahrungshabitaten einer Vielzahl von 
Vogelarten als sehr kritisch bewertet. Die Alb und der Gewässerbe-
gleitende Auwaldstreifen stellen einen wichtigen Fledermausflugweg 
und ein Jagdgebiet für mehrere Fledermausarten dar (s. hierzu Text-
teil zum Bebauungsplan, Seite 17, oben). Ein Eingriff in die Alb und 
den gewässerbegleitenden Auwaldstreifen im Zuge des Vorhabens 
(auch im Hinblick auf „Zugangspunkte“) wird seitens der Natur-
schutzverbände abgelehnt. Eine Verbauung der Ufer darf nicht erfol-
gen, z.B. durch zusätzliche Versiegelungen durch Steintreppen und 
Mauern. 
 
Sofern zu einem späteren Zeitpunkt eine punktuelle Aufweitung der 
Alb realisiert werden soll, so ist eine detaillierte Planung erforderlich, 
das Benehmen mit der zuständigen Naturschutzbehörde zu gewähr-
leisten und das Auslösen artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
zwingend zu vermeiden.  
 
Beleuchtung: Die Planungsrechtlichen Festsetzungen zur Beleuch-
tung sind zu begrüßen. Zur gezielten Beleuchtung ist, wie im Arten-
schutzbericht dargelegt, auf eine niedrige Höhe der Beleuchtungs-
masten zu achten. Das Anstrahlen von Fassaden ist zu untersagen. 
Eine Beleuchtung von Fußwegen im Nahbereich der Alb ist zwin-
gend zu unterlassen, um den bestehenden Dunkelkorridor mit seiner 
Bedeutung als Fledermausflugweg und Jagdhabitat nicht zu beein-
trächtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
s.o. (Wasserrecht) 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
In Hinblick auf die Lage zum angrenzenden Außenbereich ergeben 
sich ohnehin Einschränkungen (§ 21 NatSchG BW, Einschränkun-
gen zu Beleuchtungsanlagen, Werbeanlagen, Himmelsstrahler). 
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Vermeidung von Vogelkollisionen: Die Festsetzungen zu Fenster-
scheiben und weiteren Verglasungen werden ausdrücklich begrüßt. 
Ihre konsequente Umsetzung ist zu gewährleisten. 
 
Zu Teil C Hinweise der Textfassung des Bebauungsplans  
Zu Kap. 3.1 Rodungs- und Abrissarbeiten, Baumaßnahmen am Ge-
wässer (Seite 48): Hier wird die Festlegung getroffen, dass Baumaß-
nahmen an der Alb außerhalb der Laichzeit des Bachneunauges 
zwischen Juni und Februar vorzunehmen sind und vor Eingriffen in 
das Gewässer eine Fischbergung sowie eine Bergung der Larven 
der Grünen Keiljungfer vorzunehmen ist. Welche Eingriffe in die Alb 
erfolgen, wird jedoch nicht beschrieben. Im Umweltbericht wird in 
Kap. 6.6, Seite 37 hingegen erläutert, dass die Alb Lebensraum für 
Fische und Rundmäuler ist und ausgeführt: „Da im Zuge des Vorha-
bens nicht in die Alb eingegriffen wird, sind keine Auswirkungen auf 
diese Artengruppen zu erwarten“.  
 
Eingriffe in die Alb sind grundsätzlich zu vermeiden, da sie im Um-
weltbericht weder beschrieben noch bewertet sind. Durch eine Ber-
gung von Larven kann das das Tötungsverbots für die Grüne Keil-
jungfer nicht vermieden werden, da nicht davon auszugehen ist, 
dass die Larven vollumfänglich geborgen werden können. 
 
Zu Kap. 3.2: Ersatzquartiere für Fledermäuse (CEF-Maßnahme) 
(Seite 49):  
Durch den Gebäudeabriss ist davon auszugehen, dass das Quartier 
einer Wochenstubenkolonie der Zwergfledermaus mit ca. 45 Tieren 
zerstört wird. Die Anbringung von - wie vorgesehen – „8 Fleder-
mausquartieren (Schwegler 1 MF oder vergleichbar)“ erscheint hier 
mit Abstand nicht ausreichend. Eine Herleitung des Bedarfs an Er-
satzquartieren erfolgt im Artenschutzbericht nicht. 
 
Die Anzahl erforderlicher Kästen ist herzuleiten, dabei ist auch zu 
berücksichtigen, dass nicht alle Kästen unmittelbar von Fledermäu-
sen angenommen werden. Nach Möglichkeit sollten die Kästen 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
s.o. 
 
 
 
 
 
 
 
Die artenschutzrechtliche Bewertung ist eine „Momentaufnahme“. 
Ein Zeitraum für die Umsetzung der Planung ist nicht absehbar (An-
gebotsbebauungsplan). Daher ist, sollte die Umsetzung nicht zeit-
nah erfolgen, u.U. nach dem Ablauf von 6-8 Jahren eine Neubewer-
tung erforderlich. 
 
Vor Abbruch von Gebäuden muss ohnehin eine Begehung und ar-
tenschutzrechtliche Neubewertung erfolgen. 
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mehrere Jahre vor dem Verlust der eigentlichen Quartiere aufge-
hängt werden, um die Möglichkeit einer tatsächlichen Nutzung zu er-
höhen. 
 
Zu Kap. 3.3: Ersatzquartiere für Brutvögel (CEF-Maßnahme) (Seite 
49):  
Insgesamt wurden im Untersuchungszeitraum 32 Vogelarten im Gel-
tungsbereich nachgewiesen, von denen 15 Arten als Brutvögel und 
7 weitere mit einer Brutzeitfeststellung eingestuft wurden (Arten-
schutzbericht, Seite 36). Durch den Abriss von Gebäuden und der 
Rodung von Gehölzen (Bäume, Sträucher und Gestrüpp im Norden 
des Planungsgebiets) kommt es zum Verlust von Nisthabitaten für 
Gebäude-, Kronen- und Heckenbrütern. Die angrenzenden Flächen 
bieten trotz geeigneter Habitatausstattung nur in geringem Umfang 
Ausweichmöglichkeiten, da davon auszugehen ist, dass geeignete 
Strukturen bereits von anderen Individuen belegt sind (vgl. Umwelt-
bericht, Seite 42). 
 
Der Umfang der anzubringenden künstlichen Nisthöhlen wird nicht 
hergeleitet bzw. begründet. 
 
Für den Verlust von Nisthabitaten für Kronen- und Heckenbrüter ist 
offensichtlich kein vorlaufender Ersatz vorgesehen. Die Auslösung 
des artenschutzrechtlichen Verbotstatbestands gemäß § 44 Abs. 1 
Satz 3 BNatSchG ist für die betroffenen Vogelarten ist daher nicht 
auszuschließen. Das Maßnahmenkonzept ist zwingend um CEF-
Maßnahmen für die betroffenen Gehölz brütenden Vogelarten zu er-
gänzen, um die Auslösung des genannten Verbotstatbestandes zu 
vermeiden. 
 
Zu Kap. 3.4.1: Umsiedlung Zaun- und Mauereidechsen (CEF-Maß-
nahme) (Seite 50): 
Beim Abfang von Zaun- und Mauereidechse aus dem Eingriffsbe-
reich ist durch die Auslegung von Schlangenblechen auch auf ein 
mögliches Vorkommen der Schlingnatter zu achten. Ein Vorkommen 
der Art ist nicht grundsätzlich auszuschließen. Sofern Schlingnattern 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ersatzquartiere sind als CEF-Maßnahme (Hinweise Ziff. 3.3) vorge-
sehen und begründet. 
 
Da in die benachbarten Gehölzbestände (Albgrün und Wald) nicht 
eingegriffen wird, kann ohnehin davon ausgegangen werden, dass 
kaum betroffenen Gehölz brütenden Vogelarten betroffen sind bzw. 
ausreichend Ausweichquartiere vorhanden sind 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis wird aufgenommen und kann im Rah-
men der ökologischen Baubegleitung umgesetzt werden. 
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nachgewiesen werden, sind diese gemeinsam mit den Eidechsen in 
die Ersatzhabitate umzusiedeln. 
 
Zu Kap. 4 Bodenschutz (Seite 50): Wie zutreffend dargestellt, ist ge-
mäß § 2 Abs. 3 LBodSchG im Zuge der Genehmigungsplanung ein 
Bodenschutzkonzept zu erstellen. Das Bodenschutzkonzept ist je-
doch offensichtlich nicht Bestandteil der bereitgestellten Unterlagen. 
 
Generell ist die dauerhafte Wirksamkeit der naturschutzfachlichen 
Maßnahmen zu gewährleisten. Im Artenschutzbericht wird auf Seite 
46 ausgeführt: „Grundsätzlich ist ein detailliertes Artenschutzkonzept 
zu erarbeiten, in dem alle Maßnahmenflächen quantifiziert, verortet 
und beschrieben werden. Alle beschriebenen Maßnahmen sind 
durch eine ökologische Baubegleitung abzusichern. Zudem ist ein 
Monitoring zur Erfolgskontrolle mit einem kombinierten Risikoma-
nagement durchzuführen, das ergänzende Korrektur- und Vorsorge-
maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustandes betroffener Ar-
ten ermöglicht.“ Ein entsprechendes Monitoringkonzept ist nicht Be-
standteil der bereitgestellten Unterlagen. 
 
Wir danken für die gewährte Fristverlängerung und bitten um Rück-
meldung zum Umgang mit unserer Stellungnahme sowie eine er-
neute Beteiligung auch im weiteren Verfahren. 

 
 
 
Wie dargelegt ist das Bodenschutzkonzept im Zuge der Genehmi-
gungsplanung (und nicht im Zuge des Bebauungsplanes) zu erstel-
len. 
 
 
 
 
 
 
Eine ökologische Baubegleitung ist in Abstimmung mit der UNB vor-
gesehen (Hinweis Ziff. 3.6). 
 
 
 
 

2 , 76275 Ettlingen 
 
Das einzig Positive an diesem Bauvorhaben ist die Tatsache, dass 
diverse angedachte Straßenbaumaßnahmen, wie z. B. eine Verbin-
dung des Hermann-Löns-Weges zur Bulacher Straße, nun nicht rea-
lisiert werden und dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Hermann-Löns-Weg West (ehemaliges Stahl-Areal)“ auf den südli-
chen Teilbereich, der außerhalb des Überschwemmungsgebiets 
liegt, reduziert wurde. Das nördlich daran anschließende, ökologisch 
sehr wertvolle und von vielen Vogelarten bevölkerte Gebiet ist zum 
Glück (noch) ausgenommen. Doch bleibt dieser artenreiche, nördli-
che Teil auch dann noch unberührt, wenn der Hochwasserschutz im 

Kenntnisnahme 
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Albtal fertiggestellt sein wird und damit die Hochwassergefahr ge-
bannt ist? Da dieser nördliche Teil Lebensraum und Brutrevier für 
viele - auch seltene Vogelarten darstellt, muss dieses unbedingt 
schützenswerte Areal auf jeden Fall erhalten bleiben! 
 
Auch die südlich ans Stahl-Areal anschließenden Waldflächen, die 
teils innerhalb des Bebauungsplans liegen, erfüllen eine äußerst 
wichtige ökologische Funktion als Brutrevier für Vögel und als Brut- 
und Jagdrevier für verschiedene Fledermausarten. Auf eindrückliche 
Weise bestätigen der vorliegende Umweltbericht und die arten-
schutzrechtlichen Erhebungen die von mir bereits erwähnte, beein-
druckende Artenvielfalt, die es unbedingt zu schützen gilt! Mehr als 
40 Vogelarten sind als Nahrungsgäste oder sogar mit Brutverdacht 
festgestellt worden, darunter sogar Eisvogel und Wasseramsel. 7 
Fledermausarten sind auf dem Areal nachgewiesen worden; sogar 
eine Wochenstubenkolonie von 45 Tieren der Zwergfledermaus 
wurde an der südöstlichen Giebelwandverkleidung der Stahl-Lager-
hallen entdeckt. 
 
Das Umfeld ist überdies wichtiges Jagdgebiet aller nachgewiesenen 
Fledermausarten. Unter den Reptilien wurden Zaun- und Mauerei-
dechsen direkt auf dem Werkgelände festgestellt. 8 Fischarten und 
das Bachneunauge wurden in der Alb am Stahl-Gelände registriert. 
Außerdem ist das Vorkommen der streng geschützten Grünen 
Flussjungfer im Bereich der Insekten besonders bemerkenswert. 
 
Solch ein Atemreichtum erfordert ein ganz besonders sensibles Vor-
gehen, wenn in diesem Gelände ein Bauvorhaben ansteht. Eigent-
lich sollten aufgrund des Vorkommens so vieler, auch streng ge-
schützter Tierarten überhaupt keine Eingriffe in diese Gebiete erfol-
gen. Wenn ich mir in den Berichten die Schilderung der Ausgleichs-
maßnahmen durchlese, wie z. B. das Bereitstellen von Nisthilfen 
und Ausweichquartieren für Fledermäuse, Eidechsen und Vögel, 
hört sich das erst einmal nicht schlecht an. Aber ich hoffe, dass da-
bei wirklich mit der nötigen Vorsicht und Sensibilität vorgegangen 
wird, und die Maßnahmen umsichtig überwacht werden. Es braucht 

Die Entscheidung über weitere Planungen ist aktuell nicht absehbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde bestätigt die 
Vorgehensweise und die Berücksichtigung der notwendigen arten-
schutzrechtlichen Maßnahmen. 
 
Insgesamt führt die Planung bei Umsetzung zu einer Verbesserung 
und Aufwertung des Areals, welches bisher überwiegend versiegelt 
ist. Dies bestätigt auch der Umweltbericht und die Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanzierung. 
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hierbei Experten und biologischen Sachverstand, damit diese Maß-
nahmen auch erfolgreich sind. Zum Beispiel sollte beim Abriss der 
Lagerhallen ein Fledermausexperte zugegen sein, um eventuell an-
wesende Tiere nicht zu gefährden. Ob die bereitgestellten und ange-
legten Ersatzhabitate für Vögel, Fledermäuse und Reptilien über-
haupt angenommen werden, bleibt äußerst ungewiss. In den sehr 
umfangreichen und gut recherchierten Umwelt- und Artenschutzbe-
richten wird immer wieder die hohe ökologische Bedeutung des gan-
zen Gebietes für den Artenreichtum betont. Mich treibt jedoch wei-
terhin die Sorge um, dass davon viel verloren gehen könnte, wenn 
der Abriss der Lagerhallen und der Neubau der Gebäude in diesem 
Areal vorgenommen werden. Es gilt unbedingt mit hoher Wachsam-
keit das Geschehen vor Ort zu beobachten und auf die Einhaltung 
aller artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu achten, damit dieses 
für die Natur so überaus wertvolle Areal auch in Zukunft die Heimat 
für eine artenreiche Tierwelt bleib. Mit der gebotenen Skepsis und 
mit durchaus unverändert ablehnender Haltung werde ich dieses 
Bauvorhaben weiterhin aufmerksam im Blick behalten. 

Eine ökologische Baubegleitung ist in Abstimmung mit der UNB vor-
gesehen (Hinweis Ziff. 3.5). 
 
Vor Abbruch von Gebäuden muss ohnehin eine Begehung und ar-
tenschutzrechtliche Neubewertung erfolgen. 
 
 
 

3 , 76275 Ettlingen 
 
Ich bin direkter Anwohner des Hermann-Löns-Weg, da mein Haus 
und Garage direkt am Hermann-Löns-Weg und an der Gabelsber-
gerstraße liegen. Die aktuelle Verkehrssituation vor meiner Haustür 
durch das gesamte Wohn- und Gewerbegebiet jenseits der Bahn-
schienen (Hermann-Löns-Weg, Damaschkestr, etc.) ist mir bekannt. 
Ich beziehe mich, soweit nicht anders angegeben, auf die Auswir-
kungen auf den Bereich des Hermann-Löns-Wegs auf Höhe Haus-
nummer 9A, in dessen Nähe sich auch der Bahnübergang der AVG-
Gleise zwischen den Haltestellen „Wasen“ und „Neuwiesenreben“ 
befindet. 
 
Dieser Bereich stellt bekanntlich die einzige Verkehrsanbindung zum 
gesamten Gebiet nördlich des Bahnübergangs dar. Seit einigen Jah-
ren fällt er auch als Nadelöhr für jede Art von Verkehr (Kfz, Rad, 
Fußgänger) auf. Mit den verlängerten Schranken-Schließ-Zeiten der 

Kenntnisnahme 
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AVG wurde die Lärm- und Abgasbelästigung durch wartende und 
anfahrende Fahrzeuge weiter verstärkt. 
 
Die Umnutzung des Stahl-Geländes ändert das Kfz-Verkehrsauf-
kommen deutlich. Auf der positiven Seite wird der größte Teil der 
LKW-5-Achser des Logistik-Umschlagplatzes wegfallen. Auf der ne-
gativen Seite nehmen die täglichen PKW-Fahrten der neuen Anwoh-
ner wie auch die Pendlerfahrten der Arbeitnehmer neuer sich ansie-
delnder Firmen deutlich zu. Das gibt ja auch der „Fachbeitrag Ver-
kehr und Schall“ wieder. 
 
 
 
 
 
Mir ist es absolut unverständlich, dass die Intensivierung des Ver-
kehrsaufkommens für den gesamten Bereich nördlich des Bahn-
übergangs nicht durch einen entlastenden Verkehrsanschluss an die 
B3 oder die Bulacher Straße kompensiert wird. Wer heute aus dem 
Gebiet in Richtung L605/Karlsruhe fahren möchte, muss zweimal 
dieselbe Bahnlinie mit Bahnübergängen kreuzen, was bei einer Ent-
lastungsanbindung nicht nötig wäre. Einstmals geplante Anschlüsse 
an die Bulacher Straße wurden aus mir nicht bekannten Gründen 
verworfen. Die fehlende Entlastung des Nadelöhrs im Hermann-
Löns-Wegs scheint mir ein großer planerischer Fehler zu sein. 

 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrszunahme gegenüber 
dem dokumentierten Analysezustand dar. 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
 

4 , 76275 Ett-
lingen 
 
Hiermit möchten mein Mann und ich zu dem offengelegten 1-800-0 
Bebauungsplan „Hermann-Löns-Weg (Ehem. Stahl-Areal), südl. Teil-
bereich“ wie folgt Stellung beziehen: 
 
Als Anwohner des vorderen Teils des Hermann-Löns-Weg begrüßen 
wir grundsätzlich, dass das Grundstück des ehemaligen Stahl-Are-
als einer sinnvollen baulichen Nutzung zugeführt wird. Derzeit han-

Kenntnisnahme 
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delt es sich um Brachgelände, das anscheinend nur noch zur Ver-
mietung von Wohnmobil-Abstellplätzen dient. Die Nutzung als La-
gerfläche scheint wohl nicht mehr vorhanden zu sein, der bisherige 
sehr störende Lkw-Verkehr ist so gut wie nicht mehr vorhanden. 
 
Allerdings möchten wir folgendes anmerken: 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall geht jedoch von teilweisen un-
vollständigen bzw. falschen Voraussetzungen aus und bewertet 
diese daher nicht angemessen. Dadurch kann die von der Ge-
meinde durchzuführende Angemessenheitsbetrachtung nach § 1 
Abs. 6 BauGB nicht richtig durchgeführt werden. Diese wäre damit 
fehlerhaft und anfechtbar. Folgende Beispiele führen wir an: 
 
 

• Die Verkehrsbelastung Analyse wurde für das Jahr 2019 vorge-
nommen. Seit dieser Zeit hat sich jedoch einiges geändert. Insbe-
sondere wird das ehemalige Stahl-Gelände - wie oben beschrie-
ben - anscheinend nicht mehr als Lagerfläche mit enormem Lkw-
Verkehr genutzt. Das bedeutet, dass ein Vergleich mit 2019 nicht 
statthaft sein kann. Vielmehr muss die jetzige Verkehrsbelastung, 
die im Vergleich zu 2019 im Hinblick auf den Lkw-Verkehr deut-
lich reduziert ist, herangezogen werden. 

• Bei der allgemeinen Verkehrsentwicklung wird nur allgemein Ge-
werbe berücksichtigt. Da wohl ein Biergarten geplant ist, welcher 
mit hohem Besucherverkehr außerhalb der Bürozeiten einher-
geht, ist diese Betrachtung daher als unvollständig zu werten. 
 
 
 
 

• Bei der Verkehrsverteilung werden nicht die Neuwiesenreben-
straße und die Adenauerstraße berücksichtigt. Dass 17 % über 
den Hansjakobweg, einer Spielstraße mit kaum Verkehr(!), sich 
verteilen wird, ist schlichtweg unvorstellbar. Vielmehr wird sich 
der Anteil an der Theodor-Körner-Straße immens erhöhen, und 

 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrszunahme gegenüber 
dem dokumentierten Analysezustand dar. 
 
Eine aktuell (Nov. `24) durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im 
Wesentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmen-
gen und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussa-
gen zur Verträglichkeit. 
 
 
 
 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung ist im Rahmen der Bau-
leitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nutzung anzu-
sehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer einer mögli-
chen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen Ideen, keine 
konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen der späteren 
Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsintensität darzu-
legen und zu beurteilen, in wie weit sie sich von der normalen Ge-
werbenutzung tatsächlich absetzen sollte.  
Der in der Annahme abfließende Anteil über die Gabelsbergstraße 
wird im Fachbeitrag mit 25% benannt. Die aktuell durchgeführte Ver-
kehrszählung bestätigt diesen Wert. Diese Verkehre verteilen sich 
im weiteren Verlauf über die Neuwiesenrebenstraße und die Ade-
nauerstraße. 
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nicht nur um 25%. Es handelt sich hier - neben der Zufahrt über 
die Neuwiesenrebenstraße, um die gängigste Zufahrt zum Her-
mann-Löns-Weg. Daher ist diese Verteilung auch nicht sachge-
recht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Über den östlichen Teil des Hermann-Löns-Weges, der hier eben-
falls nicht in der Betrachtung miteinbezogen wurde, werden sich 
bis zur Gabelsbergerstraße 100 % des Verkehrsaufkommens des 
Neubaugebiets und danach 75 % bewegen. Es handelt sich da-
her um eine immense zusätzliche Verkehrsbelastung im Hinblick 
auf den östlichen Teil des Hermann-Löns-Wegs, die überhaupt 
nicht im Fachbeitrag erwähnt wird. 

• Bei dem östlichen Teil des Hermann-Löns-Weges handelt es sich 
laut B-Plan um ein reines Wohngebiet. Daher sind folgende 
Werte nach dem Fachbeitrag anzusetzen: 
 

 
Nach dem Fachbeitrag ergeben sich folgende Schallleistungspe-
gel: 

Die Annahme für den Hansjakobweg stellt für diesen eine Worst-
Case-Betrachtung dar. Die angesetzte Verkehrsverteilung stellt eine 
Annahme in Anlehnung an die Verteilung im Verkehrsmodell dar. 
Durch die aktuelle Verkehrszählung kann aufgezeigt werden, dass 
keine Mehrverkehre für den Hansjakobweg zu erwarten sind, was 
somit zu keinen schlechteren Bewertungsergebnissen aus verkehrli-
cher Sicht führt. 
 
Die aktuelle Verkehrszählung lässt auf einen Abfluss der bestehen-
den Verkehre (und damit auch der Neuverkehre) zu 60 % über die 
Theodor-Körner-Straße Süd schließen und damit mehr als im Fach-
beitrag Schall und Verkehr angenommen. Die daraus für diese 
Straße resultierenden Verkehrsmengen werden jedoch weiterhin als 
grundsätzlich verträglich festgestellt. 
 
Die Mehrbelastung im Hermann-Löns-Weg gegenüber dem Prog-
nose-Nullfall ist für den Planfall in Plan 10 des Fachbeitrags mit 
+800 Kfz/d angegeben. Dieser Wert für den Mehrverkehr gilt kon-
stant bis zur Einmündung Gabelsbergstraße und wird im Verhältnis 
als ‚nicht immens‘ eingestuft. 
 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung, d.h. beim Aufstellen eines Bebau-
ungsplanes, sind die Orientierungswerte der DIN 18005 die maßge-
bende Beurteilungsgrundlage. Diese Orientierungswerte haben je-
doch keine bindende Wirkung, sondern sind ein Maßstab des wün-
schenswerten Schallschutzes. Im Rahmen der städtebaulichen Pla-
nung sind sie insbesondere bei Vorliegen einer Vorbelastung in 
Grenzen zumindest hinsichtlich des Verkehrslärms abwägungsfähig. 
 
In vorliegendem Fall handelt es sich um das Bebauungsplanverfah-
ren „Hermann-Löns-Weg“, für das die Orientierungswerte für Gewer-
begebiete und Urbane Gebiete maßgebend für die Beurteilung sind.  
 
Für bestehende Baugebiete können diese Orientierungswerte hinge-
gen nicht (mehr) geltend gemacht werden. 
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„Somit ergeben sich folgende längenbezogene Schallleistungspe-
gel: Hermann-Löns-Weg: Lw = 67,2 / 57,7 dB(A) tags/nachts 
Damit sind die Orientierungswerte erheblich überschritten. Dies 
wurde in dem Fachbeitrag allerdings nicht ausreichend gewür-
digt, da dieser nur die Fläche des Bebauungsplans, jedoch nicht 
den östlichen Teil des Hermann-Löns-Weges umfasst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Hinblick auf den Textteil haben wir folgende Anmerkungen: 

• Zum Punkt Unterbringung des ruhenden Verkehrs (6.1.1): Es sind 
nicht genügend Stellplätze berücksichtigt worden. Es wird davon 
ausgegangen, dass es eine Tiefgarage für die Mitarbeiter und 
Kurzeitparkplätze für die KITA geben wird. Allerdings wurde der 
Besucherverkehr des Biergartens nicht berücksichtigt. Die weni-
gen Besucherparkplätze dürften nur für das Gewerbe und den 
Wohnbereich genügen, aber nicht für die intensive Nutzung eines 
Biergartens. 

• Derzeit besteht schon ein eklatanter Parkplatzmangel, sowohl im 
östlichen als auch im westlichen Teil des Hermann-Löns-Weges. 
Dieser wird dann durch die geplante Bebauung verschärft. Da 
viele KFZ-Besitzer auf der Straße parken, wird sich dies noch 
verstärken. Das bedeutet, dass die KFZ-Besitzer des westlichen 
Hermann-Löns-Weges Abstellmöglichkeiten im östlichen Teil ver-
stärkt suchen werden. Zudem ist durch das vermehrte Parken auf 
der Straße die Durchgängigkeit der Straße nicht mehr gegeben. 
Dies bedeutet eine höhere Stau- und Verkehrsbelastung und da-
mit noch höhere Schallimmissionen als bisher angedacht. 

 

Die schall- und verkehrstechnische Untersuchung zeigt aber auf, 
dass die zukünftige Verkehrsbelastung auf dem Hermann-Löns-Weg 
nicht über die Belastung aus dem Jahr 2019 steigt. Somit kann trotz 
der geplanten Nutzungen an der nächstgelegenen Wohnbebauung 
eine erhebliche Pegelerhöhung, die eine wesentliche Änderung im 
Sinne der 16. BImSchV und damit einen Anspruch auf Schallschutz-
maßnahmen dem Grunde auslösen würde, ausgeschlossen werden. 
 
 
Der längenbezogene Schalleistungspegel Lw‘ (Emission) bezieht 
sich allein auf die Lärmquelle Straße an deren Entstehungsort und 
ist nicht mit den Orientierungswerten der DIN 18005, die die Immis-
sion, also den einwirkenden Verkehrslärm an einem (Wohn-)Ge-
bäude aufzeigen, zu vergleichen oder gar gleichzusetzen. Ein Rück-
schluss von Emission auf das Einhalten eines Orientierungswertes 
ist daher nicht möglich. 
 
 
Im Bebauungskonzept ist ein Parkhaus vorgesehen, dass dem ge-
samten Nutzerkreis des Gebiets zugänglich gemacht wird. Für die 
gewerbliche Nutzung muss der Stellplatznachweis zur Betriebsge-
nehmigung vorgelegt werden. 
 
 
 
 
Der Hermann-Löns-Weg weist einen Querschnitt auf, der regelkon-
formes Straßenparken erlaubt. Zur Sicherung ausreichender Sicht-
beziehungen für den Begegnungsfall kann die Markierung und Frei-
haltung von Ausweichstellen nachjustiert werden, wenn sich der Be-
darf dazu ergibt.  
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Aus unserer Sicht wäre eine Zufahrt über die Bulacher Straße geeig-
neter, da u. E. der Hermann-Löns-Weg für diesen enormen Zuwachs 
an Verkehrsbelastung eigentlich nicht ausgerichtet ist. Wir bitten Sie, 
dies in Erwägung zu ziehen. 

Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann.  
 
Die Herstellung eines Anschlusses an die Bulacher Straße wird ak-
tuell nicht weiterverfolgt (u.a. Hochwasserschutz). 

5 , 76275 Ettlingen 
 
Wir sind die Eigentümer des Objekts Hermann-Lons-Weg 26, Fist. 
Nr. 4583/3, unmittelbar im Bereich des Hermann-Löns-Weg, östlich 
der Gabelbergerstrasse gelegen. Da wir als Anwohner des Her-
mann-Löns-Wegs mit dem dort herrschenden Durchgangsverkehr 
direkt konfrontiert sind, haben wir uns den Fachbeitrag Verkehr und 
Schall angesehen. Bei der Durchsicht sind hierzu Fragen aufge-
taucht, die wir im Rahmen dieser Stellungnahme zur Offenlegung 
stellen möchten. 
 
1.) 
Bei der Durchsicht des Fachbeitrags ist uns aufgefallen, dass zwar 
Verkehrsströme zum Bereich östlicher Hermann-Löns-Weg aufge-
zeigt werden, es aber für diesen Bereich leider keine Aussage zum 
erwarteten Emissionspegels gibt. Dieser ist nur für den Querschnitt 
1 angegeben, welcher sich aber zwischen dem geplanten Baugebiet 
und der Benedikt-Schwarz-Straße befindet und somit keine Rele-
vanz für unseren Bereich hat. Wurde untersucht, ob der Emissions-
pegel im Bereich des östlichen Hermann-Löns-Weg, östlich der Ga-
belsbergerstrasse bereits jetzt oder zukünftig die Grenze zur Ge-
sundheitsgefährdung überschreitet? 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1) 
Der Verkehrslärm wird für die vorliegende Aufgabenstellung aus-
schließlich in Bezug auf das Plangebiet berechnet, nicht auf schutz-
würdige Nutzungen im Umfeld. Bzgl. des Verkehrslärms und die 
Auswirkungen auf schutzwürdige Nutzungen im Umfeld des Plange-
bietes sind lediglich die Veränderungen des Verkehrslärms durch 
das Planvorhaben zu untersuchen. Allein aus der Veränderung des 
Verkehrslärms ließe sich ein möglicher Anspruch auf Schallschutz-
maßnahmen an der Bestandsbebauung ableiten. Die schalltechni-
sche und verkehrliche Untersuchung zeigt hier aber auf, dass die 
zukünftige Verkehrsbelastung auf dem Hermann-Löns-Weg nicht 
über die Belastung aus dem Jahr 2019 steigt. Somit kann trotz der 
geplanten Nutzungen an der nächstgelegenen Wohnbebauung eine 
erhebliche Pegelerhöhung, die eine wesentliche Änderung im Sinne 
der 16. BImSchV und damit einen Anspruch auf Schallschutzmaß-
nahmen dem Grunde auslösen würde, ausgeschlossen werden. 
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2.) 
Für die Verkehrsströme des Prognose-Nullfalls 2035 werden aus der 
Analyse 2019 die Fahrbewegungen aus dem Stahl Areal herausge-
rechnet. Die Berechnung ist jedoch, unter Annahme der Werte 2019 
(1.800 Fahrzeugbewegungen), der Hinzurechnung des Plangebiets 
Neuwiesen (301 Fahrzeugbewegungen) dem Abzug für das Stahl 
Areal 2019 (1100 Fahrzeugbewegungen) zuzgl. 100 Fahrzeuge 
Restverkehr nicht nachvollziehbar. Wie ermitteln sich diese Werte? 
 
3.) 
In der Analyse 2019 ist dargelegt, dass vor dem Stahl-Areal ein Ver-
kehrsaufkommen von 1.100 Fahrzeugbewegungen stattfindet. Diese 
werden für den Prognose-Nullfall herausgerechnet und mit einer 
Restmenge von 100 Fahrzeugbewegungen täglich angesetzt. Diese 
Zahl von 1.100 Fahrzeugbewegungen pro Tag rein für das Stahl-
Areal ist nicht nachvollziehbar. Nachfragen bei Anwohnern der Be-
nedikt-Schwarz-Straße, sowie meine eigenen Beobachtungen erga-
ben, dass nur eine sehr geringe Fahrzeugbewegung westlich der 
Benedikt-Schwarz-Straße stattfindet. Die Zahl von 1.100 Fahrzeug-
bewegungen wäre eher realistisch für den gesamten Bereich west-
lich des Bahnübergangs, bestehend aus Stahl-Areal und Wohnbe-
bauung Damaschkestrasse, Benedikt-Schwarz-Strasse etc. An wel-
cher Stelle wurde bei der Verkehrserhebung 2019 der Verkehrs-
strom von 1.100 Fahrzeugbewegungen westlich der Gabelsber-
gerstrasse gemessen? Beinhaltet dieser Verkehrsstrom von 1.100 
Fahrzeugbewegungen das Wohngebiet westlich des Bahnüber-
gangs im Hermann-Löns-Weg? 
 
Eine eigene Ermittlung hat ergeben, dass sich in den Wohngebieten 
westlich des Bahnübergangs im Hermann-Löns-Weg derzeit 514 
Wohneinheiten befinden, die vollständig über den Hermann-Löns-
Weg in Richtung Osten abgeführt werden. Hinzu kommen 59 
Wohneinheiten östlich des Bahnübergangs, welche ihre Parkflächen 
zum Hermann-Löns-Weg hin gerichtet haben. Dies ergibt in der 
Summe derzeit 573 Wohneinheiten, welche über den Hermann-
Löns-Weg abgeführt werden. Legt man nun als Grundlage dieselben 
Ansätze, wie im Fachbeitrag ,,Verkehr und Schall" auf Seite 14, Tab. 

Zu 2) 
Hinzu kommt zwischen den Jahren 2019 und 2035 die Verkehrszu-
nahme durch die allgemeine Verkehrsentwicklung - beschrieben im 
Kapitel 4.2.1 des Fachbeitrags. Der mit 1.800 Kfz/d zitierte Quer-
schnittswert für die Analyse 2019 gilt außerdem gemäß Plan 2 für 
den Abschnitt östlich der Einmündung der Gabelsbergstraße, über 
den nur ein Teil der Neuverkehre (Annahme: 75%) abfließen wird. 
 
 
Zu 3) 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Die angegebene Verkehrsmenge von 1.100 Kfz/d westlich der Bene-
dikt-Schwarz-Straße gibt diese intensivere Geländenutzung wieder. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf. 
 
 
Im Verkehrsmodell sind für das Gebiet westlich des Bahnübergangs 
Einwohnerdaten hinterlegt, aus denen abschnittsweise unterschiedli-
che Streckenbelastungen im Hermann-Löns-Weg resultieren, wel-
che in den Plänen nicht alle wiedergegeben sind. 
 
Die aktuelle Verkehrszählung weist für den Hermann-Löns-Weg  
westlich der Einmündung der Gabelsbergstraße eine Verkehrsbelas-
tung von ca. 1.400 Kfz/d durch die Wohnnutzung westlich des Quer-
schnitts nach. Weitere ca. 200 Kfz/d am Querschnitt können als 
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1 ermittelt für den derzeitigen Verkehr zu Grunde, so ergibt sich aus-
schließlich aus den derzeit vorhandenen Wohngebieten eine Ver-
kehrsbelastung von 573 WE * 3,01 Fahrzeugbewegungen/Tag = 
1.725 Fahrzeugbewegungen. 
 
Dieses Ergebnis führt zu zwei Ergebnissen: 
 
Ergebnis 1: Da durch den Hermann-Löns-Weg im östlichen Bereich 
zwischen Gabelsbergerstrasse und Theodor-Körner-Straße derzeit 
1.800 Fahrzeugbewegungen stattfinden, bestätigen sich die Be-
obachtungen der Anwohner, dass aus dem derzeitigen Stahl-Ge-
lände heraus praktisch kein Fahrzeugverkehr stattfindet. Daher kann 
für den Prognose-Nullfall auch kein Verkehr im Zuge der Stilllegung 
des Stahl-Areals herausgerechnet werden. 
 
 
 
 
 
 
Ergebnis 2: Gemäß der Annahme im Fachbeitrag ,,Schall und Ver-
kehr" auf Seite 18 fließen 25 % des Verkehrs aus den Bereichen des 
Hermann-Löns-Weg West über die Gabelsbergerstraße in Richtung 
Karlsruhe ab. Da die Messungen vor Ort aber ergeben haben, dass 
trotzdem derzeit 1.800 Fahrzeuge zwischen Gabelsbergerstrasse 
und Theodor-Körner-Straße verkehren, führt dies zu dem Schluss, 
dass entweder die Annahme von 25 % Verkehr durch die Gabelsber-
gerstrasse unrealistische ist, oder in gleichen Masse wie der Abfluss 
über die Gabelsbergerstraße stattfinden auch Bewohner des Bauge-
biets Neuwiesenreben durch die Gabelbergerstraße und den östli-
chen Hermann-Löns-Weg in Richtung Süden fahren. 
 
Somit ist die Annahme des Entfalls von 1.100 Fahrzeugbewegungen 
erheblich zu hoch angesetzt. Eher kann hier von einem Entfall von 
ca. 50 - 100 Fahrzeugbewegungen pro Tag ausgegangen werden. 
Dies hätte zur Folge, dass die zu erwartende Verkehrsbelastung um 
ca. 1000 Fahrzeugbewegungen pro Tag auf ca. 2.800 im Bereich 

Quell-/Zielverkehr von/zum ehemaligen Stahl-Areal identifiziert wer-
den. In Summe liegt die Belastung des Querschnitts bei ca. 1.600 
Kfz/d, was die in der Stellungnahme getroffene Annahme dem 
Grunde nach bestätigt. 
 
 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf. Ein Teil des 
Gebietsverkehrs fließt über die Gabelsbergstraße ab. Die zitierte 
Verkehrsbelastung von 1.800 Kfz/d beschreiben den Querschnitt 
östlich der Gabelsbergstraße. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten Zu-
stand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, da eine Wie-
deraufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Gelände im dama-
ligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
 
Die angenommene Verkehrsverteilung für die Neubebauungen ori-
entiert sich an den im Verkehrsmodell für den Bestand hinterlegten 
und als plausibel eingestuften Verkehrsverteilung im Bestand und 
wird für alle Neuverkehre als Planungsansatz gleich angesetzt. 
Sollte sich eine andere Verteilung ergeben, wird diese zu keinen 
schlechteren Bewertungsergebnissen aus verkehrlicher Sicht füh-
ren. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt den für 
die Gabelsbergstraße angesetzten Abfluss der Gebietsverkehre in 
Höhe von 25 %. 
 
Die Schlussfolgerung basiert auf zuvor fehlerhaft verstandenen oder 
interpretierten Ansätzen und kann daher nicht standhalten. 
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des östlichen Hermann-Löns-Weg steigt. Dies entspricht der Zu-
nahme des Verkehrs um ca. 56 %. Bereits hierdurch ist die Bagatell-
grenze überschritten. 
 
Diese Zunahme des Verkehrs wird mit großer Wahrscheinlichkeit je-
doch nicht ausreichen. Einerseits sind die getroffenen Annahmen 
des Verkehrsaufkommens in den Wohngebieten zu gering angesetzt 
(3,01 Fahrten/Tag und WE). Realistischer wäre Z.B. eine Fahrzeug-
besetzung von max. 1,2, da es sich um ein reines Wohngebiet han-
delt. Ebenso ist die Wegehäufigkeit eher mit 4 anzusetzen. Zudem 
ist die Besucherhäufigkeit eher mit 5 % zu berücksichtigen. Insofern 
ist hier eher ein Verkehrsaufkommen von 3,5 - 3,8 Fahrzeuge/Tag 
und Wohneinheit zu Grund zu legen. Damit wäre auch eine Ver-
kehrszunahme von über 60 % vorhanden. 
 
Auch ist der Wirtschaftsverkehr eher mit 0,1 KFZ/Einwohner und Tag 
zu berücksichtigen, insbesondere im Hinblick auf den zunehmenden 
Lieferverkehr durch Onlinehändler. Bei dann im Prognose-Nullfall 
vorhandenen 713 Wohneinheiten und somit 1500 Einwohnern ist, ist 
der Wirtschaftsverkehr >3,5 to im Bereich von 5 % des Gesamtver-
kehrsaufkommens zu berücksichtigen. In der Summe ergibt sich da-
her für den Bereich des östlichen Hermann-Löns-Wegs eine Verän-
derung des Verkehrslärms durch das Planvorhaben von mind. 3 dB. 
 
4) 
Im Fachbeitrag Verkehr und Schall wurde von einer noch nicht wei-
ter bekannten Sondernutzung von 1.300 qm ausgegangen. Infolge 
des Nichtwissens wurde hierfür eine soziale Einrichtung mit Hol-
Bring-Verkehr angesetzt. Auf der Darstellung im Rahmenplan wird 
dargestellt, dass es sich bei dieser Sondernutzung aber nicht um 
eine soziale Einrichtung, sondern um einen Gastronomiebetrieb mit 
Biergarten handelt. Ist dieses erheblich größere Verkehrsaufkom-
men gegenüber dem Fachbeitrag Verkehr und Schall nun bekannte 
Sondernutzung in die Analyse mit eingeflossen? 
 
 
 

 
 
 
 
Die Abschätzung der Neuverkehre erfolgt mit Hilfe der Methodik der 
FGSV-Richtlinie „Hinweis zur Schätzung des Verkehrsaufkommens 
von Gebietstypen“ (2006). Danach ist in der Verkehrserzeugung mit 
3,5 Wegen pro Person gerechnet und nicht 3,01 pro Wohneinheit 
am Tag. Dass nicht alle Wege mit dem Kfz zurückgelegt werden, 
wird dargelegt und dass es Wege außerhalb des Untersuchungsge-
bietes geben wird, ist als plausible Annahme eingeflossen, ebenso 
wie 5% Besucherverkehr. Die Zweifel an der Verkehrserzeugung 
können nicht nachvollzogen werden. 
 
 
Bei Lieferdiensten handelt sich immer häufiger um Pkw-Verkehr. 
Wohngebiete weisen in der Regel ein Schwerverkehrsaufkommen 
(SV>3,5t) im Querschnitt von deutlich unter 5% auf. Die Zählung der 
Bestandsverkehre bestätigt das geringe Schwerverkehrsniveau. 
 
 
 
 
 
Zu 4) 
Die Fläche der angesetzten Sondernutzung befindet sich am südöst-
lichen Rand des Plangebiets. Es handelt sich hierbei nicht um die an 
der Alb dargestellte Biergartennutzung. 
Zur (optionalen) Gastronomie / Biergartennutzung lagen zum Zeit-
punkt der Bewertung noch keine genaueren Informationen vor. Bei 
der angedeuteten Biergartenfläche ist jedoch nicht von einem hohen 
Verkehrsaufkommen auszugehen. Die zu erwartenden Verkehre zu 
einem Biergarten liegen noch dazu mehrheitlich außerhalb der 
Hauptverkehrszeiten an Werktagen und werden daher nicht als 
maßgebend eingestuft. 
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5) 
Das Gebiet des Hermann-Löns-Weg 26 ist gemäß Bebauungsplan 
ein reines Wohngebiet (WR). Wurde dies im Fachbeitrag Verkehr 
und Schall berücksichtigt? Für reine Wohngebiete gilt ein Orientie-
rungswert für die Lärmbelastung von 50/40 dB (Tag/Nacht). Selbst 
unter Zugrundelegung einer abwägbaren Überschreitung der Orien-
tierungswerte um bis zu 8 dB (was m. E. hier nicht abwägungsfähig 
ist) ergäben sich hiermit zulässig Werte von 58/48 dB (Tag/Nacht) 
für unser Grundstück. 
 
Wir gehen davon aus, dass diese, als absolute Höchstgrenze anzu-
sehenden Immissionswerte spätestens für den Prognose-Null nicht 
eingehalten werden können. 

Zu 5) 
Im Rahmen der Bauleitplanung, d.h. beim Aufstellen eines Bebau-
ungsplanes, sind die Orientierungswerte der DIN 18005 die maßge-
bende Beurteilungsgrundlage. Diese Orientierungswerte haben je-
doch keine bindende Wirkung, sondern sind ein Maßstab des wün-
schenswerten Schallschutzes. Im Rahmen der städtebaulichen Pla-
nung sind sie insbesondere bei Vorliegen einer Vorbelastung in 
Grenzen zumindest hinsichtlich des Verkehrslärms abwägungsfähig. 
In vorliegendem Fall handelt es sich um das Bebauungsplanverfah-
ren „Hermann-Löns-Weg“, für das die Orientierungswerte für Gewer-
begebiete und Urbane Gebiete maßgebend für die Beurteilung sind. 
Für bestehende Baugebiete können diese Orientierungswerte hinge-
gen nicht (mehr) geltend gemacht werden. 
 
Der Verkehrslärm wird für die vorliegende Aufgabenstellung aus-
schließlich in Bezug auf das Plangebiet berechnet, nicht auf schutz-
würdige Nutzungen im Umfeld. Bzgl. des Verkehrslärms und die 
Auswirkungen auf schutzwürdige Nutzungen im Umfeld des Plange-
bietes sind lediglich die Veränderungen des Verkehrslärms durch 
das Planvorhaben zu untersuchen. Allein aus der Veränderung des 
Verkehrslärms ließe sich ein möglicher Anspruch auf Schallschutz-
maßnahmen an der Bestandsbebauung ableiten. Die schalltechni-
sche und verkehrliche Untersuchung zeigt hier aber auf, dass die 
zukünftige Verkehrsbelastung auf dem Hermann-Löns-Weg nicht 
über die Belastung aus dem Jahr 2019 steigt. Somit kann trotz der 
geplanten Nutzungen an der nächstgelegenen Wohnbebauung eine 
erhebliche Pegelerhöhung, die eine wesentliche Änderung im Sinne 
der 16. BImSchV und damit einen Anspruch auf Schallschutzmaß-
nahmen dem Grunde auslösen würde, ausgeschlossen werden. 

6 , 76275 Ettlingen 
 
Ich wohne an der der Kreuzung Hansjakobweg, Hermann-Löns-Weg 
und Theodor-Körner-Str. Durch eine Bebauung des Stahlareals 
gehe ich von einer höheren Verkehrsbelastung vor allem mit PKW 
und Kleintransportern aus. 

Kenntnisnahme 
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Im o.g. Bebauungsplan war eine Querverbindung zur Bulacher 
Straße vorgesehen um den zusätzlichen Verkehr, der von den 
neuen Betrieben, Wohnungen und Gaststätten (Café) auf die Bula-
cher Straße direkt abzuleiten. 
Die Analyse im „Fachbeitrag Verkehr und Schall“ kommt zu dem 
Schluss, dass eine Querverbindung (Brücke über die Alb) nicht nötig 
ist, da sich der PKW- Verkehr aufgrund der Schließung des Unter-
nehmens Leipziger Logistik reduzieren wird. 
 
Dieser Analyse widerspreche ich: 
In der Analyse sind ca. 1.100 PKWs im Jahr 2019 im Bereich unterer 
Hermann-Löns-Weg gezählt worden, die bei Schließung des Unter-
nehmens wegfallen: 
 
Leipziger Logistik hat zum Be- und Entladen der LKWs einige Mitar-
beiter beschäftigt. Zum Unternehmen fahren keine Kunden mit 
PKWs. Einen Kunden- oder Mitarbeiterparkplatz in diesem Umfang 
(200 – 1000 Parkplätze) gibt es auf dem Areal nicht. Es können 
demnach nicht 1.000 PKWs an einem Tag zu dem Unternehmen ge-
fahren sein. 
 
 
Ich gehe davon aus, dass täglich ca. 1.100 PKWs in das Wohnge-
biet Hermann-Löns-Weg / Damaschkestr. fahren. Dieses Verkehrs-
aufkommen wird auch nach Schließung des Unternehmens weiter 
bestehen. Dazu kommen noch die in der Analyse berechneten 
neuen 752 PKW-Fahrten, wenn das Stahl Areal neu bebaut wird. Da 
im Bauvorhaben auch Gaststätten (Cafe bzw. Biergarten) vorgese-
hen sind, wird auch hier in den Abend und Nachtsunden der Verkehr 
höher werden. Dies wurde in der Analyse nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre.  
Die angegebene Verkehrsmenge von 1.100 Kfz/d westlich der Bene-
dikt-Schwarz-Straße gibt diese intensivere Geländenutzung wieder. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf. 
Die Fläche der angesetzten Sondernutzung befindet sich am südöst-
lichen Rand des Plangebiets. Es handelt sich hierbei nicht um die an 
der Alb dargestellte Biergartennutzung. 
 
Zur (optionalen) Gastronomie / Biergartennutzung lagen zum Zeit-
punkt der Bewertung noch keine genaueren Informationen vor. Bei 
der angedeuteten Biergartenfläche ist jedoch nicht von einem hohen 
Verkehrsaufkommen auszugehen. Die zu erwartenden Verkehre zu 
einem Biergarten liegen noch dazu mehrheitlich außerhalb der 
Hauptverkehrszeiten an Werktagen und werden daher nicht als 
maßgebend eingestuft. 



51 
 

Aus diesen Gründen ist die geplante Querverbindung für das Bau-
vorhaben dringend erforderlich. Schon jetzt hat die vorhandene 
Lärmbelästigung des Durchgangsverkehrs in der Theodor-Körner-
Str. zum Wohngebiet Damaschkestr. die Grenze des Erträglichen er-
reicht. 

Die Herstellung eines Anschlusses an die Bulacher Straße wird ak-
tuell nicht weiterverfolgt (u.a. Hochwasserschutz). 
 
 
 

7 , 76275 Ettlingen 
 
Es ist uns unverständlich, dass hier nicht schon vor Beginn der ge-
samten Baumaßnahmen eine Entlastung durch eine Querspange 
zur Bulacher Straße realisiert wird. Es sind nicht nur durch die zu-
künftigen Fahrten der Anlieger eine Belastung. Immerhin sind über 
400 neue Arbeitsplätze, sowie Gastronomie und Kita vorgesehen, 
die eine erhebliche Mehrbelastung des Verkehrsaufkommens be-
deutet. Vor allem während der Bauphasen des gesamten Bereiches 
Herrmann Löns Weg ist mit erheblichem Mehrverkehr durch Bau-
fahrzeuge und damit auch mit Lärm zu rechnen. 
 
Zu Zeiten im Berufsverkehr gibt es jetzt schon in der Theodor Körner 
Straße immer wieder erheblichen Rückstau. Lastkraftwagen quälen 
sich durch die enge Straße. Wir sehen es als unsinnig an, dass ein 
Großteil der Bewohner dieses Bereiches aus nördlicher Richtung 
Hermann Löns Weg unnötig Richtung Stadt über einen oft geschlos-
senen Bahnübergang fährt, um anschließend wieder über die selbe 
Bahnlinie deren Schranken auch durch überlange Stadtbahnen län-
ger geschlossen sind als das üblich ist, Richtung Rheinstraße oder 
Bulacher Straße zu gelangen. Im Falle Bulacher Straße sind es 
dann gerade mal 300 m Luftlinie, die zurückgelegt wurden. Wir fra-
gen uns, wo bleibt da das Umweltbewusstsein. 
 
Eventuellen Bedenken der bisherigen Anwohner Herrmann Löns 
Weg dass hier eine Durchgangsstraße entstehen könnte wäre mit 
einer Durchfahrtsbeschränkung nur für Anwohner ab dem Bahnüber-
gang Richtung Norden entgegenzutreten. Dies ist ja auch in Ettlin-
genweier so eingerichtet. 
 
 

Kenntnisnahme 
 
Eine Verbindung zur Bulacher Straße ist aus den in der Begründung 
dargestellten Gründen (s. u.a. Ziff. 2 und 7.6- Lage im Überschwem-
mungsgebiet) nicht möglich. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
 
 
 
Durchfahrtsbeschränkungen sind zwar möglich, jedoch in der Regel 
schwer zu kontrollieren, weswegen die Einhaltung oft nicht erfolgt 
und damit der gewünschte Effekt meist nicht im erhofften Maße ein-
tritt. Außerdem wird der volkswirtschaftliche Nutzen einer nur für An-
wohner hergestellten Verbindungsstraße vermutlich nicht erreicht 
werden. 
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Was das Artenvorkommen anbelangt, so wurde in Kapitel 2.2. S13 
die Nachtigall nicht berücksichtigt. Wer schon einmal im Frühling zu 
später Abendstunde im nördlichen Bereich des Herrmann Löns We-
ges spazieren ging kann sich des Gesanges dieser Art erfreuen. 

Die umliegenden Gehölzbestände und der Wald, somit potenzielle 
Brutmöglichkeiten, werden erhalten. 

8 , 76275 Ettlingen 
 
Zum Thema 1-800-0 Bebauungsplan „Hermann-Löns-Weg West 
(ehem. Stahl-Areal), südl. Teilbereich“ möchte ich folgende Stellung-
nahme abgeben: 
Unsere Familie wohnt seit 1991 im Hansjakobweg Nr. 25 (relativ 
nahe am Kreuzungsbereich zum Hermann-Löns-Weg) und ist von 
den Planungen direkt betroffen. Die im Fachbeitrag „Verkehr und 
Schall“ getroffene Schlussfolgerung, man könne auf eine Brücke zur 
Anbindung des Verkehrs an die Bulacher-Straße verzichten, möchte 
ich hiermit in aller Deutlichkeit zurückweisen. 
 
Das Gutachten ist aus meiner Sicht an mehreren Stellen hinsichtlich 
der Abschätzung des Verkehrsaufkommens falsch; ich möchte hier 
nur auf drei wesentliche Punkte hinweisen: 
 
1. Im Gutachten geht man davon aus, dass nach Wegzug des Un-

ternehmens „Alte Leipziger Spedition“ ca. 1100 PKW weniger den 
Herrmann-Löns-Weg befahren werden. Dies ist völlig absurd, da 
momentan sowieso nur ca. 50 PKW (hochgeschätzt) durch die 
Spedition bedingt sind (Logistiker, Arbeiter zur Be- und Entla-
dung). Der überwiegende Verkehr ist nicht durch die Spedition 
bedingt sondern durch die Bewohner des Wohngebiets Da-
maschkestraße etc. Der Gutachter hat hier ca. 700 PKW veran-
schlagt, in Wahrheit sind es jedoch jetzt bereits ca. 1.850. Zusätz-
lich wird eine deutlich größere Zahl an PKW und Lieferwagen die 
dann angesiedelten Betriebe anfahren sowie Bewohner der künf-
tigen Wohnungen dazukommen. Zusätzlich wird sich ein Besu-
cherverkehr für die geplante Gastronomie einfinden. Zusammen-
fassend wird also der Verkehr nicht abnehmen, sondern erheblich 
zunehmen. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
 
 
Zu 1) Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand 
der Umnutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterleg-
ten ‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma 
Stahl, da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden 
Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Eine aktuell (Nov. `24) durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im 
Wesentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmen-
gen und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussa-
gen zur Verträglichkeit. Die Verkehrszählung weist Quell- und Ziel-
verkehrsfahrten vom/zum ehemaligen Stahl-Areal in Höhe von ca. 
200 Kfz/d nach. 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf und damit für 
das bestehende Gebiet mehr als die vermuteten 700 Kfz-Fahrten/d. 
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2. Im Gutachten wird gemutmaßt, dass später wie schon jetzt auch 
an Verkehrsknotenpunkten der Verkehr problemlos fließen wird. 
Dies ist überhaupt nicht nachvollziehbar, weil es schon jetzt an 
neuralgischen Punkten immer wieder zu Stauungen und erhebli-
chen Verzögerungen kommt (Rheinstraße in der Einmündung zur 
Scheffelstraße mit Rückstau bis weit hinter den Kreisel insbeson-
dere durch die Straßenbahnhaltestelle Wasen (Doppelzüge 
abends und morgens) sowie umgekehrt in der Scheffelstraße vor 
der genannten Straßenbahnhaltestelle mit folgendem Rückstau in 
der Theodor-Körner-Straße; der Verkehr auf der Theodor-Körner-
Straße wird durch parkende Autos erheblich beeinträchtigt, was 
jedoch zur Begrenzung der Geschwindigkeit erwünscht ist) 
 
 
 
 
 
 

3. Im Gutachten wird ein Verkehrs-Abfluss von ca. 17 % über den 
Hansjakobweg prophezeit. Dies ist weder realistisch noch wün-
schenswert, da es sich beim Hansjakobweg um eine Spielstraße 
mit der Verpflichtung zur Schrittgeschwindigkeit handelt, die auch 
tatsächlich oft von spielenden Kindern in diesem Sinne benutzt 
wird. Eine Zunahme des Verkehrs würde hier eine deutliche Zu-
nahme der Gefährdung der Kinder bedeuten. 

(N2) Die aktuelle Verkehrszählung weist für den Hermann-Löns-Weg  
westlich der Einmüdung der Gabelsbergstraße eine Verkehrsbelas-
tung von ca. 1.400 Kfz/d durch die Wohnnutzung westlich des Quer-
schnitts nach. Weitere ca. 200 Kfz/d am Querschnitt können als 
Quell-/Zielverkehr von/zum ehemaligen Stahl-Areal identifiziert wer-
den. In Summe liegt die Belastung des Querschnitts bei ca. 1.600 
Kfz/d, was die in der Stellungnahme getroffene Annahme dem 
Grunde nach bestätigt. 
 
Zu 2) Der Fachbeitrag dokumentiert nicht einen problemlosen Ver-
kehrsfluss sondern prognostiziert eine verträgliche und leistungsfä-
hige Abwicklung in den Hauptverkehrszeiten. Gemäß der FGSV-
Richtlinie „Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanla-
gen“ (2015) werden Knoten bis zu einer Qualitätsstufe des Verkehrs-
ablaufs D (QSV D) als leistungsfähig bewertet. Die Beschreibung 
des Zustands der QSV D an Knotenpunkten ohne Lichtsignalanlage 
gibt die Richtlinie wie folgt wieder: „Die Mehrzahl der Verkehrsteil-
nehmer in den Nebenströmen muss Haltevorgänge, verbunden mit 
deutlichen Zeitverlusten, hinnehmen. Für einzelne Verkehrsteilneh-
mer können die Wartezeiten hohe Werte annehmen. Auch wenn sich 
vorübergehend ein merklicher Stau in einem Nebenstrom ergeben 
hat, bildet sich dieser wieder zurück. Der Verkehrszustand ist noch 
stabil.“ Trotz vorübergehender Stauzustände in den Hauptverkehrs-
zeiten wie beschrieben können Systeme demnach als leistungsfähig 
bewertet werden, da es sich nur um vorübergehende Verkehrszu-
stände handelt. 
 
Zu 3) Die Annahme für den Hansjakobweg stellt für diesen eine 
Worst-Case-Betrachtung dar. Die angenommenen zusätzlichen Ver-
kehrsmengen können dennoch als verträglich bewertet werden. Ge-
mäß FGSV-Richtlinie „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ 
(2006) wird als Grenzbereich für die Charakterisierung als Wohnweg 
eine Verkehrsstärke von unter 150 Kfz/h gesehen, welche bei einer 
Tagesbelastung von im Planfall prognostizierten 400 Kfz/d weiterhin 
deutlich unterschritten wird. D.h., dass selbst im möglicherweise un-
wahrscheinlichen Fall der Zunahme des Verkehrs dennoch keine 
Probleme festzustellen sind und der Worst Case damit abgeprüft ist. 
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Durch eine aktuelle Verkehrszählung kann aufgezeigt werden, dass 
keine Mehrverkehre für den Hansjakobweg zu erwarten sind, was 
somit zu keinen schlechteren Bewertungsergebnissen aus verkehrli-
cher Sicht führt. 

9 , 76275 Ettlingen 
 
Aktuell ist der Bebauungsplan des ehemaligen Stahl-Areals in unse-
rer Straße in aller Munde! Informiert durch die Nachbarschaft hat 
man sich dem Thema zugewandt, das bis dato einen tollen Stand-
punkt eingenommen hat. Wohnraum, Kita, Gewerbe in toller Lage. 
Gastronomie. Kein Chaos mehr durch die Lkws, welche sich auch 
leider trotz Verbotsschild in unsere Straße (Hansjakobweg) und nicht 
Hans-Jakob-Straße wie im Gutachten genannt) verirrt haben, ste-
ckengeblieben sind und diverse Schäden hinterlassen haben. Eine 
wahre Bereicherung! Jetzt jedoch hat man erfahren, dass die Brücke 
von der Bulacher Straße vorerst bis gar nicht erschlossen werden 
soll. Für uns Grund zur Sorge, da wir in unserer Spielstraße mit er-
höhtem Verkehrsaufkommen um die 17 % zu rechnen haben. Die 
Situation um den Verkehr ist hier immer wieder ein großes Thema. 
Ich stand diesbezüglich schon mit Oberbürgermeister Johannes 
Arnold im Jahr 2020 und 2022 per E-Mail in Kontakt. Eine Ge-
schwindigkeitstafel wurde kurzzeitig montiert. Manchmal ist es bes-
ser, manchmal schlechter, aber grundsätzlich halten sich meist we-
der die Autos noch die Fahrräder an die Geschwindigkeit. In unserer 
Straße leben etliche Kinder, Enkel, von klein bis mittel. Es folgen 
durch Zuzug und Nachwuchs weitere und wir sehen die Sicherheit, 
die wir aktuell für tragbar halten in Gefahr. Das Verkehrsaufkommen 
wird, da Gewerbe und Kita vorhanden sein werden, gerade zu Stoß-
zeiten nicht Ohne sein. Also gerade dann, wenn sich unsere Kinder 
aus dem Haus begeben, allein oder mit Eltern. Auch ist es eine 
Schulstrecke für viele Kinder im Einzugsgebiet, da es sich in der 
Spielstraße bislang als sicher gestaltet. Gepaart mit der Nichteinhal-
tung der Geschwindigkeit für uns definitiv so nicht tragbar. Auch die 
Grundlage der Berechnung des Aufkommens durch Wegzug des 
„Leipziger“ kann in meinen Augen so nicht gewertet werden. Bis auf 
ein paar vereinzelte PKW sind dort nur die LKWs vertreten und der 

Kenntnisnahme 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
 
Die Annahme für den Hansjakobweg stellt für diesen eine Worst-
Case-Betrachtung dar. Mit den 17% wird nicht das Maß der Ver-
kehrszunahme benannt, sondern ein Anteil für die Verteilung der 
Neuverkehre. Die angenommenen zusätzlichen Verkehrsmengen 
können dennoch als verträglich bewertet werden. Gemäß FGSV-
Richtlinie „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ (2006) wird als 
Grenzbereich für die Charakterisierung als Wohnweg eine Verkehrs-
stärke von unter 150 Kfz/h gesehen, welche bei einer Tagesbelas-
tung von im Planfall prognostizierten 400 Kfz/d weiterhin deutlich un-
terschritten wird. D.h., dass selbst im möglicherweise unwahrschein-
lichen Fall der Zunahme des Verkehrs dennoch keine Probleme fest-
zustellen sind und der Worst Case damit abgeprüft ist. 
 
Durch eine aktuelle Verkehrszählung kann aufgezeigt werden, dass 
keine Mehrverkehre für den Hansjakobweg zu erwarten sind, was 
somit zu keinen schlechteren Bewertungsergebnissen aus verkehrli-
cher Sicht führt. 
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Verkehr bezieht sich auf das Wohngebiet im Vorfeld. Der ist bereits 
ausreichend. Ein Anstieg durch geplantes Vorhaben - hier nochmals 
erwähnt eine tolle Erweiterung des Wohngebietes - bringt das Auf-
kommen an seine Grenzen. Zumal in Neuwiesen ebenfalls weiterer 
Wohnraum geschaffen wird. Dies kommt in Summe noch on top.  
 
Zudem möchte ich nicht außer Acht lassen, dass der zusätzliche 
Verkehr auch eine enorme Lärmbelastung mit sich bringt! Eine zeit-
lich begrenzte Umdatierung der Brücke ist das eine, eine aktuelle 
Nichtumsetzung für uns ein Sicherheitsrisiko. Wir wohnen hier alle 
sehr gerne und würden uns diese Lebensqualität erhalten wollen. 
 
Es wäre sehr freundlich, uns hierzu eine Stellungnahme geben zu 
können. Wir danken vielmals. 

Sofern für den Bereich „Neuwiesen“ eine Gebietsentwicklung erfolgt 
(zur Zeit nicht absehbar), erfolgt eine Neubewertung. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Die Verkehrszählung weist Quell- und Zielverkehrsfahrten vom/zum 
ehemaligen Stahl-Areal in Höhe von ca. 200 Kfz/d nach. 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
Die schalltechnische und verkehrliche Untersuchung zeigt auf, dass 
die zukünftige Verkehrsbelastung auf dem Hermann-Löns-Weg nicht 
über die Belastung aus dem Jahr 2019 steigt. Somit kann trotz der 
geplanten Nutzungen an der nächstgelegenen Wohnbebauung eine 
erhebliche Pegelerhöhung, die eine wesentliche Änderung im Sinne 
der 16. BImSchV und damit einen Anspruch auf Schallschutzmaß-
nahmen dem Grunde auslösen würde, ausgeschlossen werden. 

10 , 76275 Ettlingen 
 
Wir leben in der Theodor-Körner-Str 7 in 76275 Ettlingen und neh-
men Stellung zum Bauplan im „Hermann-Löns-Weg / West“. Nach 
Anschauung des Planes und dem Vorhaben, sowie der Einschät-
zung des aktuell bestehen Verkehrsaufkommen und dem zukünftig 

Kenntnisnahme 
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geplanten, möchten wir Stellung beziehen und dringend unsere Be-
denken hervorheben! 
 
Wir können dem von Ihnen geschätzten Verkehrsaufkommen nur 
deutlich widersprechen, da dieser nicht mal aktuell der Realität ent-
spricht! Aktuell fahren täglich nach privaten Messungen zwischen 
950 - 1.150 Pkws durch die Theodor-Körner-Str. in Richtung: 

• Hermann-Löns-Weg 

• Annette-v-D.H.-Weg 

• Hansjakobweg 

• Damaschkestr. 

• Neuwiesenrebenstr. 
 
Unsere Kinder können aufgrund der jetzt bereits parkenden Autos 
auf der Straße nicht sicher die Straße überqueren und sind angehal-
ten, die Brücke und dessen Fußgängerüberweg zu nutzen! Hinzu-
kommen mehrmals die Woche verschiedene Auseinandersetzungen 
von Autofahrern, die sich lauthals über die Autos hinweg anbrüllen! 
 
Dazu kommen aktuell noch die LKWs die für die Firma Leipziger Lo-
gistik im Einsatz sind. Diese verursachen ebenso ein hohes Ver-
kehrschaos und bergen gerade beim Abbiegen von der Seitenstraße 
ein hohes Risiko für die Kinder, die ebenfalls am Bürgersteig stehen, 
da die Lkws diese stets überfahren. 
 
Bei einem solchen großen Bauvorhaben, werden die Anzahl der 
Baufahrzeuge / LKWs / Bagger etc. vorerst enorm zunehmen, was 
wiederum den Verkehr in der Theodor-Körner-Str. und Umgebung 
anheben wird. Nach Abschluss des Bauvorhabens steigen die 
PKWs aufgrund der neuen Anwohner + wenn Geschäfte entstehend, 
zusätzlicher Besucher. 
 
Was den Rahmen die Kapazität des „alten Wohngebietes“ (Theodor-
Körner-Str. etc) deutlich übersteigen wird. 
 

 
 
 
Aus einer im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung kann für die 
Theodor-Körner-Straße Süd eine Tagesbelastung von ca. 2.200 
Kfz/d dokumentiert werden, davon ca. 1.100 Kfz/d im Zuge der Ab-
biegebeziehung zwischen Theodor-Körner-Straße und Hermann- 
Löns-Weg. Der Wert der privaten Messung kann demnach nicht be-
stätigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrszunahme gegenüber 
dem dokumentierten Analysezustand dar.  
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
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Die Belastung von den bereits bestehenden Wohngebieten ist schon 
heute deutlich am Maximum angekommen, selbst wir müssen minu-
tenlang warten, wenn wir morgens / abends aus der Garage fahren 
können. 
 
Die geplante Querverbindung für das Bauvorhaben ist somit unum-
gänglich und muss dringend umgesetzt werden, bereits im Vorfeld. 
Vor dem Start der Baumaßnahme, damit die Baufahrzeuge bereits 
über die Querverbindung zur Baustelle gelangen können. Die Quer-
verbindung dient außerdem nicht nur dem neuen Wohngebiet, si-
cherlich ist diese Verbindung auch für viele Einwohner der Da-
maschkestr und Neuwiesenrebenstr. attraktiv und würde den Ver-
kehr rund um die Theodor-Körner-Str. / Hansjakobweg / Annette 
v.D.H. Weg / Hermann-Löns-Weg entlasten! 

Hierbei handelt es sich um subjektives Empfinden, dass durch die 
bestehenden Verkehrsbelastungen aus fachlicher Sicht nicht bestä-
tigt werden kann und bestenfalls in seltenen Fällen auftreten kann. 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz wie hier beschrieben gesehen, 
weswegen eine Herstellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt 
wird. 

11 , 76275 Ettlingen 
 
Zum obengenannten Bebauungsplan gibt es aus unserer Sicht (An-
wohner in der Theodor-Körner-Str. 11 einige Einwände. 
 
Die Verkehrssituation ist bereits jetzt, also vor den Baumaßnahmen, 
sehr belastend. Vor allem Wochentags zu den Stoßzeiten vergeht 
kaum eine Minute bei dem kein Lärm zu hören ist. Aus unserer Sicht 
soll der vorliegende Bebauungsplan zwingend dahingehend geän-
dert werden, dass eine Anbindung an die Bulacher Straße durchge-
führt wird um die derzeitige Belastung der Anwohner zu reduzieren 
und eine zukünftige zunehmende Verkehrs-Belastung durch die 
prognostizierten zusätzlichen 750 Fahrzeugen zu verhindern. 
 
Neben der Lärmbelastung führt der derzeitige Verkehr auch im wei-
teren Verlauf an diversen Knotenpunkten, z.B. am Bahnübergang 
Wasen oder am Kreisel an der Huttenkreuzstraße zu teils erhebli-
chem Rückstau und gefährlichen Situationen. Dieser Zustand wird 
sich sehr wahrscheinlich weiter verschlechtern. 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre.  
Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrszunahme gegenüber 
dem dokumentierten Analysezustand dar. 
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Neben den Vorteilen für die direkten Anwohner, ergäbe sich durch 
die Anbindung auch eine Verbesserung an den beschriebenen Kon-
tenpunkten idem unnötiger Verkehr Richtung Ettlingen-Zentrum und 
wieder heraus vermieden wird. 
 
Diese Chance sollte genutzt werden, auch aus ökologischen Grün-
den! Eine Anbindung über das Gewerbegebiet am Erlengraben er-
scheint hierfür sehr naheliegend. 
 
Wir bitten Sie um Berücksichtigung der Einwände und bitten um 
Stellungnahme. 

Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 

12 , 76257 Ettlingen 
 
Das aktuelle Verkehrsaufkommen als Zufahrt zum Hermann-Löns-
Weg über die Theodor-Körner-Str. ist durch die Frequenz der Fahr-
zeuge (Lärm und Abgase und Verkehrsdichte) eine gesundheitsge-
fährdende Belastung. Eine zusätzliche Bebauung auf dem ehem. 
Stahl-Areal bringen keine Entlastung. Die dafür erstellten Gutachten 
mit den Angaben zu dem zu erwartenden Verkehrsaufkommen sind 
unrealistisch, d.h. viel zu niedrig eingeschätzt. Ohne eine separate 
Zufahrt zu dem geplanten Areal ist das Wohnen in der als verkehrs-
beruhigten Zone (30km) ausgewiesenen Bebauung nicht mehr zu-
mutbar. Nicht nur die Gesundheit wird durch zusätzlichen Lärm und 
Abgase belastet, sondern auch die erworbenen Immobilien mit den 
zu parkähnlichem Wohnen nutzbaren Wohnraum, verlieren ihren ur-
sprünglichen Wert. Bitte seien Sie realistisch und vermeiden den 
heute schon zu erwartenden Ärger mit den Anrainern durch die Pla-
nung und Umsetzung einer separaten Zufahrt zum geplanten Bau-
vorhaben. 

Kenntnisnahme 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrszunahme gegenüber 
dem dokumentierten Analysezustand dar. Insofern kann auch keine 
maßgebliche Erhöhung der Verkehrslärmwerte angenommen wer-
den, zumal insbesondere der deutlich lautere Schwerverkehr deut-
lich zurückgehen wird. Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszäh-
lung bestätigt im Wesentlichen die angesetzten und prognostizierten 
Verkehrsmengen und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall ge-
troffenen Aussagen zur Verträglichkeit. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
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13 , 76275 Ettlin-
gen 
 
Wir wohnen in der Gabelsbergerstrasse. Durch eine Bebauung des 
Stahlareals gehen wir von einer höheren Verkehrsbelastung vor al-
lem mit Pkw und Kleintransportern aus. Im o.g. Bebauungsplan war 
eine Querverbindung zur Bulacher Straße vorgesehen um den zu-
sätzlichen Verkehr, der von den neuen Betrieben, Wohnungen und 
Gaststätten (Cafe) auf die Bulacher Straße direkt abzuleiten. 
 
Die Analyse im „Fachbeitrag Verkehr und Schall“ kommt zu dem 
Schluss, dass eine Querverbindung (Brücke über die Alb) nicht nötig 
ist, da sich der PKW-Verkehr aufgrund der Schließung des Unter-
nehmens Leipziger Logistik reduzieren wird. Dieser Analyse wider-
sprechen wir deutlich. 
 
In der Analyse sind ca. 1.100 Pkws im Jahr 2019 im Bereich unterer 
Hermann-Löns-Weg gezählt worden, die bei Schließung des Unter-
nehmens wegfallen: 
Leipziger Logistik hat zum Be- und Entladen der LKWs einige Mitar-
beiter beschäftigt. Zum Unternehmen fahren keine Kunden mit 
Pkws. Einen Kunden- oder Mitarbeiterparkplatz in diesem Umfang 
(200-1.000 Parkplätze) gibt es auf dem Areal nicht. Es können dem-
nach nicht 1.000 PKWs an einem Tag zu dem Unternehmen gefah-
ren sein. Wir gehen davon aus, dass täglich deutlich mehr PKWs in 
das Wohngebiet Hermann-Löns-Weg/Damaschkestr. fahren. Dieses 
Verkehrsaufkommen wird auch nach Schließung des Unternehmens 
weiter bestehen und sich erhöhen. Dazu kommen noch die in der 
Analyse berechneten neuen 752 Pkw-Fahrten, wenn das Stahl-Areal 
neu bebaut wird. Da im Bauvorhaben auch Gaststätten (Cafe bzw. 
Biergarten) vorgesehen sind, wird auch hier in den Abend und 
Nachtsunden der Verkehr höher werden. Dies wurde in der Analyse 
nicht berücksichtigt. 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl 
(nicht Leipziger Logistik), da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf 
dem bestehenden Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich 
und zulässig wäre.  Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrs-
zunahme gegenüber dem dokumentierten Analysezustand dar. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Zusätzlich handelt es sich bei der gegengerechneten Menge von 
1.000 um ein Fahrtenaufkommen und damit nur um 500 und nicht 
1.000 Fahrzeuge. Bei einer Verteilung über den Tag und unter Ein-
beziehung von Liefervorgängen ist demnach nicht die hier unter-
stellte Stellplatzzahl von bis zu 1.000 Stellplätzen als „Beleg“ anzu-
setzen. 
 
Zur Gastronomie / Biergartennutzung (optional!) lagen zum Zeit-
punkt der Bewertung noch keine genaueren Informationen vor. Bei 
der angedeuteten Biergartenfläche ist jedoch nicht von einem hohen 
Verkehrsaufkommen auszugehen. Die zu erwartenden Verkehre zu 
einem Biergarten liegen noch dazu mehrheitlich außerhalb der 
Hauptverkehrszeiten an Werktagen und werden daher nicht als 
maßgebend eingestuft. 
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Dazu ist die Schranke beim Übergang Hermann-Löns-Weg durch 
den Straßenbahnverkehr oft länger geschlossen. Es kommt schon 
heute zu Staus vor der Schranke. Bei einem Notfall oder Feuerwehr-
einsatz sehen wir die Versorgung im neuen Wohngebiet als bedroht 
an. 
 
Dazu werden die Pkw-Fahrten alle durch das Wohngebiet Neuwie-
senreben gehen, in dem viele Kinder auf dem Schulweg sind. Wir 
befürchten durch den stärkeren Verkehr neue Unfälle. Aus diesen 
Gründen ist die geplante Querverbindung für das Bauvorhaben drin-
gend erforderlich. Schon jetzt hat die vorhandene Lärmbelästigung 
und das Verkehrsaufkommen des Durchgangsverkehrs in der Theo-
dor-Körner-Str. und Gabelsbergerstraße zum Wohngebiet Damasch-
kestr. die Grenze des Erträglichen erreicht. 

Da es sich bei dem Bahnübergang um eine Bestandsanlage han-
delt, sind Erfahrungen der Feuerwehr einzubeziehen. Die Feuerwehr 
hat in ihrer Stellungnahme diesen Konflikt nicht gesehen. 
 
 
 
Eine Verteilung der Neuverkehre ausschließlich über das Gebiet 
Neuwiesenrebe wird als nicht realistisch angesehen. Eine im Nov. 
`24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt dies für die Bestands-
verkehre und bietet damit auch einen Anhaltspunkt für die Neuver-
kehre. Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Ge-
bietsverkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden 
Straßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung 
eines Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von 
Durchgangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Ver-
lagerungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine 
Herstellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 

14 , 76275 Ettlingen 
 
Wir wohnen an im Hansjakobweg. Durch eine Bebauung des Stahl-
areals gehen wir von einer höheren Verkehrsbelastung vor allem mit 
Pkw und Kleintransportern aus. Im o.g. Bebauungsplan war eine 
Querverbindung zur Bulacher Straße vorgesehen, um den zusätzli-
chen Verkehr, der von den neuen Betrieben, Wohnungen und Gast-
stätten (Cafe) auf die Bulacher Straße entsteht, direkt abzuleiten. 
 
Die Analyse im „Fachbeitrag Verkehr und Schall“ kommt zu dem 
Schluss, dass eine Querverbindung (Brücke über die Alb) nicht nötig 
ist, da sich der PKW Verkehr aufgrund der Schließung des Unter-
nehmens Leipziger Logistik reduzieren wird. Dieser Analyse wider-
spreche ich: 
 
In der Analyse sind ca. 1.100 PKWs im Jahr 2019 im Bereich unterer 
Hermann Löns-Weg gezählt worden, die bei Schließung des Unter-
nehmens wegfallen. Die Leipziger Logistik hat zum Be- und Entla-

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl 
(nicht Leipziger Logistik), da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf 
dem bestehenden Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich 
und zulässig wäre. Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrs-
zunahme gegenüber dem dokumentierten Analysezustand dar. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
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den der LKWs zwar einige Mitarbeiter beschäftigt, aber zum Unter-
nehmen fahren keine Kunden mit Pkws. Einen Kunden oder Mitar-
beiterparkplatz in nennenswertem Umfang gibt es auf dem Areal 
nicht. Die Schätzung mit 1.000 Pkws, die an einem Tag zu dem Un-
ternehmen gefahren sein sollen, ist viel zu hoch gegriffen. Ich gehe 
davon aus, dass täglich ca. 1.100 Pkws in das Wohngebiet Her-
mann Löns-Weg/Damaschkestr. fahren. Dieses Verkehrsaufkommen 
wird auch nach Schließung des Unternehmens weiter bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dazu kommen noch die in der Analyse berechneten neuen 752 
PKW-Fahrten, wenn das Stahl Areal neu bebaut wird. Da im Bauvor-
haben auch Gaststätten (Cafe bzw. Biergarten) vorgesehen sind, 
wird auch in den Abend und Nachtsunden der Verkehr ansteigen. 
Dies wurde in der Analyse nicht berücksichtigt. Aus diesen Gründen 
ist die geplante Querverbindung für das Bauvorhaben dringend er-
forderlich. Schon jetzt hat die vorhandene Lärmbelästigung des 
Durchgangsverkehrs zum Wohngebiet Damaschkestraße die 
Grenze des Erträglichen erreicht. 

und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Die angegebene Verkehrsmenge von 1.100 Kfz/d westlich der Bene-
dikt-Schwarz-Straße gibt die intensivere Geländenutzung durch die 
Fa. Stahl wieder. 
 
Zusätzlich handelt es sich bei der gegengerechneten Menge von 
1.000 um ein Fahrtenaufkommen und damit nur um 500 und nicht 
1.000 Fahrzeuge.  
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf (für den Fall 
der intensiven Nutzung durch die Fa. Stahl). 
 
Die aktuelle Verkehrszählung weist für den Hermann-Löns-Weg 
westlich der Einmüdung der Gabelsbergstraße eine Verkehrsbelas-
tung von ca. 1.400 Kfz/d durch die Wohnnutzung westlich des Quer-
schnitts nach. Weitere ca. 200 Kfz/d am Querschnitt können als 
Quell-/Zielverkehr von/zum ehemaligen Stahl-Areal identifiziert wer-
den. In Summe liegt die Belastung des Querschnitts bei ca. 1.600 
Kfz/d, was die in der Stellungnahme getroffene Annahme dem 
Grunde nach bestätigt. 
 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung ist im Rahmen der Bau-
leitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nutzung anzu-
sehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer einer mögli-
chen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen Ideen, keine 
konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen der späteren 
Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsintensität darzu-
legen und zu beurteilen, inwieweit sie sich von der normalen Gewer-
benutzung tatsächlich absetzen sollte. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
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Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 

15 , 76275 Ettlingen 
 
Durch eine Bebauung des Stahlgeländes wird eine deutlich höhere 
Verkehrs-, Lärm-, Abgasbelastung durch Pkw und Kleintransporter 
für uns und alle Anwohner entstehen.  
 
Im o.g. Bebauungsplan war eine Querverbindung zur Bulacher 
Straße geplant und vorgesehen. Es sollte der zusätzliche Verkehr, 
der neuen Betrieben, Wohnungen und Gaststätten auf die Bulacher 
Straße direkt abgeleitet werden. In der Analyse „Fachbeitrag Verkehr 
und Schall“ wurde der Schluss gezogen, dass eine Querverbindung 
(Brücke über die Alb) nicht nötig sei, da sich der Pkw-Verkehr auf-
grund der Schließung des Unternehmens „Leipziger Logistik“ redu-
ziert würde. Diese Analyse geht von falschen Annahmepunkten aus, 
sodass wir hier mit aller Deutlichkeit widersprechen. 
 
 
 
 
In der Analyse sind ca. 1.100 Pkws im Jahr 2019 im Bereich unterer 
Hermann-Löns-Weg gezählt worden, die bei Schließung des Unter-
nehmens wegfallen würden. Die „Leipziger Logistik“ hat für Be- und 
Entladentätigkeiten der LKWs wenige Mitarbeiter beschäftigt. Kun-
den fahren nicht zum Unternehmen mit Pkws. Einen Kunden- und 
Mitarbeiterparkplatz in diesem Umfang, die Rede war von 200-1000 
Parkplätzen, gibt es auf dem Gelände überhaupt nicht. Dementspre-
chend können nicht 1.000 Pkws an einem Tag zu dem Unternehmen 
gefahren sein. 
 
Es muss davon ausgegangen werden, dass auch täglich deutlich 
mehr PKWs in das Wohngebiet Hermann-Löns-Weg und Damasch-
kestraße fahren werden. Dieses Verkehrsaufkommen wird auch 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl 
(nicht Leipziger Logistik), da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf 
dem bestehenden Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich 
und zulässig wäre.  Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrs-
zunahme gegenüber dem dokumentierten Analysezustand dar. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Eine solche Parkplatzanzahl wird im Fachbeitrag nicht genannt. 
Zusätzlich handelt es sich bei der gegengerechneten Menge von 
1.000 um ein Fahrtenaufkommen und damit nur um 500 und nicht 
1.000 Fahrzeuge.  
 
 
 
 
 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf. 
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nach Schließung des Unternehmens weiter bestehen und sich zu-
dem deutlich erhöhen. Dazu kommen noch die in der Analyse be-
rechneten neuen 752 Pkw-Fahrten., wenn das Stahl-Gelände neu 
bebaut wird. Da im Bauvorhaben auch Gaststätten (Cafe bzw. Bier-
garten) vorgesehen sind, wird auch hier in den Abend und Nachts-
unden der Verkehr deutlich höher werden. Dies wurde in der Ana-
lyse nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
Die Bahnschranke „Übergang Hermann-Löns-Weg“ ist durch den 
häufigen Straßenbahnverkehr, Richtungen Karlsruhe-Herrenalb, 
häufig längere Zeit geschlossen. Staus sind heute schon oft an der 
Tagesordnung (geschlossene Schranken). In Notfallsituationen für 
Feuerwehr, Krankenwagen, Notarzt und Polizei heute schon ein ho-
hes Risiko durch die Verzögerungen, was natürlich bei entsprechen-
dem Geländeausbau und gravierender werden wird (mindestens bei 
weiterhin fehlender Ausweisbrücke Bulacherstraße). 
 
Durch den entsprechend zunehmenden Verkehr, welcher durch 
Neuwiesenreben abgeleitet werden soll, sind auch viele Schulkinder 
und Fußgänger, allem voran sehr viele ältere Mitbürger stark gefähr-
det. Es ist auch mit einem Anstieg an Unfällen zu rechnen. Auch 
heute schon ist das derzeitige Durchgangsverkehrsaufkommen eine 
hohe Belastung durch Lärm, Abgas und Verkehrsrisiko. Daher ist die 
geplante und vorgesehene Querverbindung für das Bauvorhaben 
zwingend erforderlich. 
 
Bitte unterstützen Sie den zwingend erforderlichen Brückenbau. 

 
 
 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung ist im Rahmen der Bau-
leitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nutzung anzu-
sehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer einer mögli-
chen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen Ideen, keine 
konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen der späteren 
Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsintensität darzu-
legen und zu beurteilen, inwieweit sie sich von der normalen Gewer-
benutzung tatsächlich absetzen sollte. 
 
Da es sich bei dem Bahnübergang um eine Bestandsanlage han-
delt, sind Erfahrungen der Feuerwehr einzubeziehen. Die Feuerwehr 
hat in ihrer Stellungnahme diesen Konflikt nicht gesehen.  
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 

16 , 76275 Ettlingen 
 
Hiermit lege ich gegen den o.g. Bebauungsplan Einspruch ein. 
Grund: Fehlende Querverbindung zur Bulacher Straße, dadurch 
noch höheres Verkehrsaufkommen! 

Kenntnisnahme 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
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Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre.  
Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrszunahme gegenüber 
dem dokumentierten Analysezustand dar. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 

17 , 76275 
Ettlingen 
 
Wir sind Besitzer und Bewohner des Anwesens Hermann-Löns-Weg 

 und somit von der sich durch den Bebauungsplan ändernden 
Verkehrssituation betroffen. 
 
Gemäß der Darstellung auf Seite 18 des Fachbeitrag ,Verkehrsver-
teilung des Neuverkehrs im Verkehrsnetz fließen 75% dieses Ver-
kehrs (25+17+9+7+7) über den Hermann-Löns-Weg zwischen Ga-
belsbergerstraße und Theodor-Körner-Straße ab, wo auch unser 
Haus (Flurstücknummer 4598/15) liegt. Bezüglich des o.g. Bebau-
ungsplans haben wir die folgende Frage: 
 
Dem Textteil des Bebauungsplans (Entwurf 03.04.2024) entnehmen 
wir, dass dieser vom Aufstellungsbeschluss vom 21.07.2021 erheb-
lich abweicht. Die Anbindung des westlichen Hermann-Löns-Weg an 
die Bulacher Straße ist nicht vorgesehen. Dies führt dazu, dass der 
Verkehr in östlicher Richtung über den Hermann-Löns-Weg in die 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellung ist richtig. 
 
 
 
 
 
 
Die Feststellung ist richtig. 
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Gabelsbergerstraße bzw. in die Theodor-Körner-Straße abfließen 
muss. 
 
Es ist für uns unverständlich, wieso eine Straßenanbindung des 
westlichen Hermann-Löns-Weg an die Bulacher Straße aus Hoch-
wasserschutzgründen zunächst nicht durchgeführt werden kann, 
hingegen aber eine Bebauung des Stahl-Areals möglich ist. Auch 
wirft der Fachbeitrag Verkehr und Schall des Bebauungsplans meh-
rere Fragen auf: 
 
1.) 
Unter Punkt 4.1.2, Verkehrsbelastung Analyse 2019 (siehe auch 
Plan 2) des Fachbeitrags wurde auf Höhe des Stahl-Areal eine Ver-
kehrsbelastung von angeblich 1100 Kfz pro Tag ermittelt. Im weite-
ren Verlauf des Hermann-Löns-Weg nach Osten dann 1800 Kfz pro 
Tag, vor dem Bahnübergänge in Richtung Gabelsbergerstraße. Seit 
2010 wird das Gebiet von einem Logistikunternehmen mit einer sehr 
geringen Mitarbeiterzahl genutzt und es ist nicht nachvollziehbar, 
wie hier ein Verkehrsaufkommen von 1100 Kfz am Tag ermittelt 
wurde. Rein rechnerisch würden sich dann für das südlich an das 
Stahl-Areal anschließende Wohngebiet mit Hunderten von Wohnun-
gen nur 700 Kfz pro Tag (1800-1100) ergeben. Wir bitten um Klä-
rung und Mitteilung, wo genau im Bereich des Hermann-Löns-Weg 
die Ermittlung der 1100 Kfz pro Tag erfolgte. Die Zahl von 1100 Kfz 
pro Tag auf Höhe des Stahl-Areal ist absolut unrealistisch und nicht 
plausibel. 
 
Wir zweifeln an, dass die Verortung der Messstelle im Plan 2 korrekt 
ist und vermuten, dass die Ermittlung von 1100 Kfz pro Tag nur wei-
ter östlich auf dem Hermann-Löns-Weg im Bereich des vorhande-
nen Wohngebiets (ab Benedikt Schwarz Straße) erfolgt sein kann. In 
diesem Fall kann jedoch die Zahl von 1100 Kfz pro Tag nicht, wie im 
Kapitel 4.4.3 des Fachbeitrags dargestellt, mit den 750 Kfz pro Tag 
aus dem neuen Wohngebiet aufgerechnet werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1) Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand 
der Umnutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterleg-
ten ‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma 
Stahl, da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden 
Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
Die angegebene Verkehrsmenge von 1.100 Kfz/d westlich der Bene-
dikt-Schwarz-Straße gibt diese intensivere Geländenutzung wieder. 
 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf (für den Fall 
der intensiven Nutzung durch die Fa. Stahl). Eine im Nov. `24 durch-
geführte Verkehrszählung weist für den Hermann-Löns-Weg west-
lich der Einmündung der Gabelsbergstraße eine Verkehrsbelastung 
von ca. 1.400 Kfz/d durch die Wohnnutzung westlich des Quer-
schnitts nach. Weitere ca. 200 Kfz/d am Querschnitt können als 
Quell-/Zielverkehr von/zum ehemaligen Stahl-Areal identifiziert wer-
den. In Summe liegt die Belastung des Querschnitts bei ca. 1.600 
Kfz/d. 
 
Die durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im Wesentlichen die 
angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen und die im Fach-
beitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen zur Verträglichkeit. 
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Fazit: Der Verkehr auf dem Hermann-Löns-Weg wird vermutlich um 
zunächst 750 Kfz pro Tag zunehmen, im Zuge des geplanten Neu-
baugebietes ,Neuwiesen' dann um weitere 301 Kfz pro Tag steigen. 
Damit wird der Verkehr auf dem Hermann-Löns-Weg zwischen Ga-
belsbergerstraße und Theodor-Körner-Straße von 1800 Fahrzeugen 
pro Tag in 2019 auf 2850 Kfz pro Tag steigen. 
 
2.) 
Wenn, wie von uns oben ausgeführt, die Datengrundlage, nämlich 
der Ausgangswert von 1100 Kfz auf Höhe des Areal Stahl von 2019 
nicht korrekt wäre, wären demzufolge auch 

• die Verkehrsbelastung Analyse 2019 (4.1.2) 

• die Prognose Nullfall 2035 (4.2) 

• die Prognose Planfall 2035 (4.3) 

• die schalltechnische Bewertung (5.0) 

• und alle nachfolgenden Ausführungen, einschließlich Verände-
rung (9.) und - Zusammenfasssung (10.) 

nicht korrekt! 
 
Und somit wäre in Folge der gesamte Fachbeitrag ,Verkehr und 
Schall' unrealistisch und als Planungsgrundlage wertlos. Wir bitten 
um Überprüfung und ggf. Korrektur in allen entsprechenden Berei-
chen des Fachbeitrags. 
 
3.) 
Gemäß der Darstellung auf Seite 18 des Fachbeitrags fließen 17 % 
des Verkehrs über den Hansjakobweg {im Fachbeitrag als ,Hansja-
kobstraße' bezeichnet) ab. Diese Annahme ist unrealistisch; da der 
Hansjakobweg eine Spielstraße ist und nur von den Anwohnern be-
fahren wird. Wie kommt dieser Wert zu Stande? 
 
 
 
 
 

Die Berechnung ist für das Bezugsjahr 2019 nicht korrekt. Auch un-
ter Berücksichtigung der Ergebnisse der aktuellen Verkehrszählung 
wird für den Querschnitt nur eine Tagesbelastung von ca. 2.000 
Kfz/d prognostiziert. 
 
 
 
Zu 2) Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im 
Wesentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmen-
gen und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussa-
gen zur Verträglichkeit. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3) Die Annahme für den Hansjakobweg stellt für diesen eine 
Worst-Case-Betrachtung dar. Die angesetzte Verkehrsverteilung 
stellt eine Annahme in Anlehnung an die Verteilung im Verkehrsmo-
dell dar. 
 
Durch eine aktuelle Verkehrszählung kann aufgezeigt werden, dass 
keine Mehrverkehre für den Hansjakobweg zu erwarten sind, was 
somit zu keinen schlechteren Bewertungsergebnissen aus verkehrli-
cher Sicht führt. 
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Auf Basis der oben genannten Punkte haben wir Zweifel an der Seri-
osität und Gründlichkeit des Fachbeitrags „Verkehr und Schall“ da 
hier- aus unserer Sicht - mit ungenauen, nicht plausiblen und nicht 
validierten Daten, Angaben und Annahmen gearbeitet wurde. Wir 
bitten um Klärung der o.g. Sachverhalte bzw. Fragen. 
 
Wir haben höchste Bedenken, dass mit den korrekten Daten die 
schalltechnischen Orientierungswerte und auch der gesundheitskriti-
sche Schwellenwert für unser Anwesen und somit auch für unsere 
Nachbarschaft weit überschritten werden wird. Dies würde auch auf 
die Schallleistungspegel zutreffen. Wir erbitten Nachweise und Infor-
mationen, wie Sie die Einhaltung der Lärmbestimmungen für das 
Mischgebiet (Südseite) beziehungsweise Wohngebiet (Nordseite) 
entlang des Hermann-Löns-Weg zwischen Theodor-Körner-Straße 
und Bahnübergang/ Gabelsbergerstraße sicherstellen. Wir sind der 
Meinung, dass mit dem aus unserer Sicht anzunehmenden steigen-
den Verkehrsaufkommen die Lärmbestimmungen nicht mehr einzu-
halten sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir fordern Sie auf, wie im Erläuterungsbericht des Bebauungsplans 
vom 28.7.1951 [1961?] für das Mischgebiet westlich des Hermann-
Löns-Weg bereits vorgesehen, eine Anbindung des Hermann-Löns-
Weg an die Bulacher Straße zu schaffen. Diese Anbindung ist auch 

Die genannten Zweifel an dem Fachbeitrag beruhen auf Missver-
ständnissen und Fehldeutungen der komplexen Untersuchung. Sie 
sind in Ihrem Ursprung insofern nachvollziehbar können aber den-
noch nicht als gerechtfertigt anerkannt werden.  
 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung, d.h. beim Aufstellen eines Bebau-
ungsplanes, sind die Orientierungswerte der DIN 18005 die maßge-
bende Beurteilungsgrundlage. Diese Orientierungswerte haben je-
doch keine bindende Wirkung, sondern sind ein Maßstab des wün-
schenswerten Schallschutzes. Im Rahmen der städtebaulichen Pla-
nung sind sie insbesondere bei Vorliegen einer Vorbelastung in 
Grenzen zumindest hinsichtlich des Verkehrslärms abwägungsfähig. 
In vorliegendem Fall handelt es sich um das Bebauungsplanverfah-
ren „Hermann-Löns-Weg“, für das die Orientierungswerte für Gewer-
begebiete und Urbane Gebiete maßgebend für die Beurteilung sind.  
 
Der Verkehrslärm wird ausschließlich in Bezug auf das Plangebiet 
berechnet, nicht auf schutzwürdige Nutzungen im Umfeld. Bzgl. des 
Verkehrslärms und die Auswirkungen auf schutzwürdige Nutzungen 
im Umfeld des Plangebietes sind lediglich die Veränderungen des 
Verkehrslärms durch das Planvorhaben zu untersuchen.  
Die schalltechnische und verkehrliche Untersuchung zeigt auf, dass 
die zukünftige Verkehrsbelastung auf dem Hermann-Löns-Weg nicht 
über die Belastung aus dem Jahr 2019 steigt. Somit kann trotz der 
geplanten Nutzungen an der nächstgelegenen Wohnbebauung eine 
erhebliche Pegelerhöhung, die eine wesentliche Änderung im Sinne 
der 16. BImSchV und damit einen Anspruch auf Schallschutzmaß-
nahmen dem Grunde auslösen würde, ausgeschlossen werden. 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
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möglich unter Nutzung des vorhandenen Brückenkopfs im Erlengra-
ben, der sich planerisch - aus unserer Sicht - für das neue Wohnge-
biet ehem. Stahl-Areal berücksichtigen gut nutzen lässt. 
 
Der Beantwortung unserer Fragen und Klärung des Sachverhaltes 
sehen wir entgegen. 

gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 

18 , 76275 Ettlingen 
 
Mit großem Interesse verfolge ich die Entwicklung des Bebauungs-
plans „Hermann-Löns-Weg West (ehem. Stahl-Areal), südl. Teilbe-
reich“. Verständlich und nachvollziehbar ist, dass es eine Entwick-
lung dieses Geländes geben soll. 
 
Ich erhebe jedoch massiven Einspruch gegen die Darstellung zum 
künftigen Verkehrsaufkommen im Hermann-Löns-Weg (Bebauungs-
planentwurf vom 03.04.2024), speziell beim Verzicht auf den Einbe-
zug eines Zufahrtsweges über die Bulacher Straße, wie es im Auf-
stellungsbeschluss noch festgelegt wurde und im Bebauungsplan 
nicht mehr vorgesehen ist! Wenn dieser Einbezug von weiteren 
Hochwasserschutzmaßnahmen im Albtal abhängig sein sollte - wie 
Sie es beschreiben - ist jetzt schlicht nicht der Zeitpunkt gekommen, 
über einen Bebauungsplan zu entscheiden, der die straßenverkehrli-
che Erschließung über die Bulacher Straße ausklammert. 
 
Das prognostizierte Verkehrsaufkommen stützen Sie auf das von 
Modus Consult im Oktober 2023 vorgelegte Verkehrsgutachten. Das 
Gutachten muss in seiner Qualität massiv angezweifelt werden. De-
taillierte Begründungen entnehmen Sie bitte der tabellarischen An-
lage. Neben Rechenfehlern sind sachfremde/willkürliche Annahmen 
getroffen worden, teilweise sogar ohne jegliche Begründung. Auf 
dieser Grundlage kann keine seriöse Entscheidung getroffen wer-
den. Ob sich das „Verkehrsmodell der Stadt Ettlingen Stand 2019“, 
das zugrunde gelegt wird, auf erhobene oder geschätzte Werte be-
zieht, ist dabei nicht ersichtlich. 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
 
Das Verkehrsmodell ist über Zählungen aus dem Jahr 2019 und da-
vor geeicht. 
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Das Gutachten verwendet die falsche Bezugsgrundlage. Betrachten 
müssen Sie die Situation vor dem Stahl-Verkauf (Spalte A, Tabellen-
anhang zu diesem Schreiben)! Seither hat sich die Verkehrsbelas-
tung im Hermann-Löns-Weg unerträglich erhöht (Spalte B), wie im 
Gutachten von Modus Consult bestätigt wird. Als Anwohner erwartet 
man von der Lokal-Politik eine maximale Reduzierung der entstan-
denen Kfz-Mehrbelastung seit dem Stahl-Verkauf! Die aktuelle Ver-
kehrsbelastung als „niedrig“ zu bewerten, wie im Bebauungsplanent-
wurf auf S. 22 erfolgt, ist unqualifiziert und ignoriert Anwohnerbedürf-
nisse. 
 
Zum Verkehrsgutachten 
Das Verkehrsgutachten von Modus Consult (S. 17) berücksichtigt 
rund 750 Kfz-Fahrten pro Tag durch die Neubebauung. Diese vertei-
len sich auf 176 Kfz-Fahrten pro Tag aus Wohnnutzung sowie 257 
Kfz-Fahrten aus Sondernutzung und 318 gewerblichen Kfz-Fahrten 
(Spalte C). Die Zahlen sind für die Bereiche Gewerbenutzung und 
Sondernutzung nicht sachlich belegt, es handelt sich lediglich um 
Abschätzungen und damit nicht belastbare Behauptungen. U. a. 
wird insbesondere der Kfz-Verkehr aus dem Gewerbeanteil massiv 
von der Art der angesiedelten Gewerbe abhängig sein. 
 
Die verkehrliche Bewertung setzt auf dem Straßenverkehrsmodell 
der Stadt Ettlingen aus dem Jahr 2019 auf und schließt die aktive 
Nutzung des ehem. Stahl-Geländes ein. Dabei wird von 1.100 Kfz 
pro Tag auf Höhe „Stahl“ und 1.800 Kfz auf Höhe Gabelsberger 
Straße ausgegangen (Spalte B). Folglich müssen 700 Kfz-Fahrten 
von den übrigen Bewohnern ausgelöst werden (Spalte A). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, 
da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Ge-
lände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre.  
 
Die subjektive Wahrnehmung, dass die aktuelle Nutzung durch die 
Firma Leipziger Logistik die angesetzte Nutzungsintensität über-
schreitet, kann nicht bestätigt werden. 
 
 
 
Die Abschätzung der Neuverkehre erfolgt mit Hilfe der Methodik 
FGSV-Richtlinie „Hinweis zur Schätzung des Verkehrsaufkommens 
von Gebietstypen“ (2006) mit dem zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Fachbeitrags als am wahrscheinlichsten anzusetzenden Nutzungen. 
 
 
 
 
 
 
Mit 1.800 Kfz/d ist der Querschnitt des Hermann-Löns-Weg östlich 
der Gabelsbergstraße beschrieben.  
(9) Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar west-
lich der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell 
für das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf. Demnach 
werden an dieser Stelle laut Verkehrsmodell ca. 1.200 Kfz/d von den 
übrigen Bewohnenden ausgelöst. 
(N2) Die aktuelle Verkehrszählung weist für den Hermann-Löns-Weg  
westlich der Einmündung der Gabelsbergstraße eine Verkehrsbelas-
tung von ca. 1.400 Kfz/d durch die Wohnnutzung westlich des Quer-
schnitts nach, bestätigt also die Größenordnung der Modellabschät-
zung. Weitere ca. 200 Kfz/d am Querschnitt können als Quell-/Ziel-
verkehr von/zum ehemaligen Stahl-Areal identifiziert werden. In 
Summe liegt die Belastung des Querschnitts bei ca. 1.600 Kfz/d, 



70 
 

Hier findet sich der erste Planungsfehler. Die inakzeptable Verkehrs-
belastung im Hermann-Löns-Weg wird als gegeben vorausgesetzt, 
anstatt als Referenzpunkt die Nicht-Nutzung des Stahl-Geländes an-
zusetzen - bisherige Zumutungen durch die Verkehrsbelastung sind 
nicht länger hinnehmbar für die Anwohner. Die Reduzierung der Ver-
kehrs- und Lärmbelastung ist ein Gestaltungsfeld der Stadt Ettlin-
gen, das aktiv und konzeptionell angegangen werden muss. 
 
Zur Beurteilung der Ausbaustufen des Stahl-Geländes und der Neu-
wiesen muss zur Beurteilung eine Risikoabschätzung vorgenommen 
werden. Im Gutachten sind relativ häufig Mittelwerte eingeflossen, 
so z. B. für den MIV-Anteil, den Besetzungsgrad und die Wegehäu-
figkeiten. Diese Vorgehensweise steht einer Risikobetrachtung deut-
lich entgegen, mit der sich jedoch Anwohner hinsichtlich der Ver-
kehrsbelastung auseinandersetzen müssen. Im Zweifelsfall müssen 
Anwohner und weitere Verkehrsteilnehmer mit der Maximalbelas-
tung zurechtkommen. Deshalb muss sie Beurteilungs- und Entschei-
dungsgrundlage sein. 
 
Als erste Ausbaustufe soll das Stahl-Gelände mit 40 Wohneinheiten, 
Sondernutzungsflächen und Gewerbeansiedelung (Handwerk und 
Dienstleistung) bebaut werden. Es wird von 114 Beschäftigten aus-
gegangen, bei einer mittleren Beschäftigtenzahl/ha. Die Teilzeitfähig-
keit moderner Arbeitsplätze - verbunden mit deutlich steigender Zahl 
an Kfz-Bewegungen - wird ignoriert (korrigiert in Spalte D). Weshalb 
der Kundenverkehr jedoch abhängig sein soll von der Zahl der Be-
schäftigten, wird nicht begründet und stellt eine reine Spekulation 
bzw. Willkür dar. 
 
Außerdem liegt ein Berechnungsfehler vor (Spalte C), denn es wer-
den lediglich 50 % der aus dem Kundenverkehr resultierenden Ver-
kehrsbelastungen erfasst. 70 Fahrten werden in der Zahl der Fahr-
ten vernachlässigt. Dieser Fehler wurde ebenfalls in Spalte D des 
Tabellenanhangs korrigiert. 
 
 

was die in der Stellungnahme getroffene Annahme dem Grunde 
nach bestätigt. 
 
Der sogenannte Referenzpunkt ohne Stahl-Gelände ist faktisch nicht 
anwendbar, da er einer Enteignung der bestehenden Nutzungs-
rechte des Eigentümers gleichkäme. 
 
 
Im Fachbeitrag werden mehrfach konservative Abschätzungen auf 
der sicheren Seite im Sinne einer „Worst-Case-Betrachtung“ getä-
tigt. Eine konsequente Annahme und damit Addition oder Multiplika-
tion von Maximalwerten ist allerdings nicht realistisch und daher 
nicht tragbar für eine Abwägung. 
 
 
 
 
 
 
Die Abschätzung der Neuverkehre erfolgt mit Hilfe der gültigen 
FGSV-Richtlinie „Hinweis zur Schätzung des Verkehrsaufkommens 
von Gebietstypen“ (2006). 
 
 
 
 
 
 
 
Die Orientierung des Kundenverkehrs an der Anzahl der Beschäftig-
ten entspricht der Vorgabe im oben genannten Regelwerk. Da es 
sich bei dem Anteil bereits um Fahrten pro Beschäftigten handelt, 
muss der Wert halbiert werden, bevor er mit der Wegehäufigkeit der 
Personen multipliziert wird, weshalb kein Rechenfehler vorliegt. 
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Die Zahl der Wirtschaftsverkehrsfahrten wird ebenfalls auf die Zahl 
der Beschäftigten bezogen, was grundsätzlich falsch ist, denn es 
gibt keine kausale Beziehung zwischen beiden Zahlen (Korrektur in 
Spalte D des Tabellenanhangs). 
 
Die Verkehrsbelastung durch die Sondernutzung wird nicht begrün-
det und mit 257 Pkw-Fahrten pro Tag lediglich behauptet (Korrektur 
in Spalte D des Tabellenanhangs). Hier muss offengelegt werden, 
welche Art der Sondernutzung im welchem Umfang stattfinden soll, 
damit eine qualifizierte Abschätzung des Kfz-Verkehrs möglich wird. 
 
 
Die Aussagen zur Bebauung der Neuwiesen mit weiteren 100 
Wohneinheiten (Spalte E im Tabellenanhang) weicht von den Be-
rechnungsmodalitäten der 40 Wohneinheiten auf dem Stahl-Areal 
ab. Für die 100 WE wurden relativ weniger Einwohner und deutlich 
reduzierte MIV-Anteile angesetzt - auch dies ohne Begründung und 
damit willkürlich. Spalte F weist korrigierte Werte auf, die zu den An-
nahmen der Wohnbebauung auf dem Stahl-Areal passen. 
 
Ergebnis  
Gegenüber der Nicht-Nutzung des Stahl-Areals steigt die Verkehrs-
belastung im Hermann-Löns-Weg, östlich der Gabelsberger Straße, 
von 800 auf 2.076 Fahrzeuge (260 %). Wird die Bebauung der Neu-
wiesen mit 100 WE einbezogen, steigt sie auf 2.517 Fahrzeuge und 
damit auf 315 %. 
 
Damit werden Interessen von Anwohnern (ruhiges, schadstoffarmes 
und sicheres Wohnen) und Sicherheitsinteressen von anderen Ver-
kehrsteilnehmern (Fahrradfahrer und Fußgänger/Kinder) sträflich 
vernachlässigt! Die Schaffung eines neuen Mischgebiets kann, un-
abhängig von den Überlegungen hinsichtlich des Straßenverkehr, 
kaum überzeugen. Die dort beschäftigten Arbeitnehmer werden zum 
Wohnen eher eine gesunde Distanz zur Arbeit suchen. Andere Be-
wohner werden es sich gründlich überlegen, in die unmittelbare 
Nähe von Gewerbebetrieben ihre Wohnung zu nehmen. 
 

Die Orientierung der Wirtschaftsverkehrsfahrten an der Anzahl der 
Beschäftigten entspricht der Vorgabe im oben genannten Regel-
werk. 
 
 
Da die genaue Sondernutzung noch nicht bekannt ist, wurde, wie 
auf Seite 17 des Fachbeitrags beschrieben, eine Nutzung mit Hol-
Bring-Verkehr (z. B. 6-gruppige Kindertagesstätte) unterstellt um in 
Bezug auf die mögliche Kfz-Verkehrsbelastung einen Worst-Case-
Ansatz zu verfolgen. 
 
 
Für das Gebiet Neuwiesenreben orientiert sich die Abschätzung 
eher an Mittelwerten. Für die Wohnbebauung auf dem ehemaligen 
Stahlgelände wird für eine Abschätzung auf der sicheren Seite z. B. 
beim MIV-Anteil der Maximalwert der Bandbreite gewählt. 
 
 
 
 
 
Die Nichtnutzung des Stahl-Areals kann nicht als Referenzpunkt an-
genommen werden, insofern ist die getroffene Aussage nicht abwä-
gungsrelevant. 
 
 
 
Die getroffenen Aussagen sind als Emotionen einzustufen und wi-
dersprechen dem städtebaulichen Grundsatz der Nutzungsmi-
schung in Mischgebieten, sodass die Aussage als nicht abwägungs-
relevant einzustufen ist. 
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Forderungen 
 
1. Keine Fortführung der Bebauungsplanbestrebungen ohne ein ge-

eignetes Verkehrskonzept (Zufahrtsweg zum Stahl-Areal via Bu-
lacher Straße, vlg. Aufstellungsbeschluss). Dieses jetzt mit dem 
Verweis auf den Hochwasserschutz auszuklammern zeigt, dass 
das Verfahren nicht den erforderlichen Reifegrad erreicht hat. Mit 
einem Zufahrtsweg vom Stahl-Areal in die Bulacher Straße (Brü-
cke) könnte 
die Schließung des Bahnübergangs Hermann-Löns-Weg für den 
Kfz-Verkehr ermöglicht werden. Für Fußgänger und Fahrradfah-
rer sollte der Bahnübergang natürlich offen bleiben. Auch diese 
Maßnahme würde östlich der Gabelsberger Straße für eine deut-
liche Entlastung sorgen, ohne die Belastung anderen Ortes im 
Planungsgebiet drastisch zu erhöhen. 
eine Umstellung des Hermann-Löns-Weg auf Anlieger-/Einbahn-
straßenverkehr und damit die Halbierung der Verkehrsbelastung 
erreicht werden. 

2. Keine Gewerbeansiedelung aus dem Bereich Handwerk etc. Da-
für gibt es geeignetere Gewerbegebiete in Ettlingen. Dienstleis-
tungen im Sinne von z. B. IT-Unternehmen, mit deutlich weniger 
Kfz-Bewegungen, ausgeprägten Home-Office-Möglichkeiten und 
nahezu verkehrsneutral realisierbaren Teilzeitmöglichkeit sind für 
das Stahl-Areal eher angemessen. 

3. Durchsetzung einer Verkehrsberuhigung im Hermann-Löns-Weg 
durch geeignete bauliche Veränderungen der Straßen-
breite/Pflanzkübel (wechelseitig) oder Umwidmung des Hermann-
Löns-Weg zur Spielstraße. 
Begründung: Lärm, Abgase, Schutz für Fahrradfahrer und 
spielende Kinder. 

 
Fazit 
Sie sollten zuerst die Voraussetzungen einer geeigneten Verkehrs-
wegeinfrastruktur (Brücke über die Alb und den Erlengraben vom 
Stahl-Areal aus und Verkehrsberuhigungsmaßnahmen im Hermann-

Den Forderungen wird nicht entsprochen. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einflussnahme der Bauleitplanung auf die tatsächliche Nutzung 
von Flächen ist auf den Katalog der Baunutzungsverordnung be-
schränkt. 
 
 
 
Die Verwaltung wird die Realisierung von Verkehrsberuhigungsele-
menten im Hermann-Löns-Weg im Rahmen der allgemeinen Ge-
schäftstätigkeit erneut prüfen. 
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Löns-Weg) schaffen und anschließend einen Bebauungsplan fest-
stellen - oder die Verkehrsinfrastruktur im Gesamtpaket in den Be-
bauungsplan integrieren! 
 
Gegen den jetzigen Planungsstand erhebe ich Einspruch! Selbstver-
ständlich bin ich jederzeit zu einem sachlichen Austausch in all die-
sen Fragen bereit. Scheuen Sie sich bitte nicht, mich zu kontaktie-
ren. 

19 , 76257 Ettlingen 
 
Als Eltern eines Sohnes, der [die] Pestalozzischule besucht, bitten 
wir bei der Planung die Berücksichtigung des Schulweges. 

Kenntnisnahme 
 
Die Schulwegplanung erfolgt unabhängig vom BP-Verfahren. 

20  
, 76275 Ettlingen 

 
Im Rahmen des Bebauungsplanes ist aktuell nicht vorgesehen eine 
Anbindung des nördlichen Herrmann-Löns-Weg an bzw. über die 
Bulacher Straße in Form einer Brücke zu schaffen. Dies war wohl zu 
Beginn angedacht. Damit würde die Zufahrt alleine über den Herr-
mann-Löns-Weg erfolgen und wird für die Anwohner im Bereich 
Theodor-Körner-Str., Gabelsberger Straße, Damaschkestr. und 
Herrmann-Löns-Weg zu einem deutlichen Anstieg des Verkehrs- 
und der Lärmbelästigung führen. Die Anbindung anhand einer Brü-
cke über die Bulacher Straße wurde aufgrund eines Gutachtens / 
Fachbeitrag Verkehr und Schall als nicht notwendig gesehen. Die 
darin angeführten Zahlen und Zusammenhänge, was das zukünftige 
Verkehrsaufkommen angeht, ist aus unserer Sicht mehr als fragwür-
dig und geht von falschen Annahmen aus, was die Berechnung der 
Verkehrsbelastung angeht. Diese ist schlicht sehr unrealistisch und 
sorgt für Erklärungsbedarf, wie diese Berechnungen zu Stande kom-
men. Daher widersprechen wir dieser Analyse und sehen die ge-
plante Querverbindung für das Bauvorhaben als dringend erforder-
lich an, um das bereits bestehende hohe Verkehrsaufkommen und 
die damit einhergehende Lärmbelästigung nicht noch weiter zu erhö-
hen. 

Kenntnisnahme 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
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21 , 76275 Ettlin-
gen 
 
Die  ist Eigentümer der Grundstücke des ehemaligen Stahl-
Areals, Hermann-Löns-Weg 45, Flurstück-Nr. 4545/1, 4545/2, 
4545/24, 4545/31, 4532/1, 9679. Ein Abgleich mit dem aktuellen Be-
bauungsplanentwurf und dem zugehörigen Textteil, Seite 6 mit Bild 1 
ergibt, dass wir Eigentümer sämtlicher Grundstücke in dem jetzigen 
Plangebiet sind, für die eine Bebauung vorgesehen ist. Nur die 
Grundstücke Hermann-Löns-Weg, das Waldgrundstück im Südosten 
und der Gewässerrandstreifen entlang der Alb befinden sich nicht in 
unserem Eigentum. 
 
Vorbemerkung: 
Es ist zunächst zu begrüßen, dass für das Grundstück des ehemali-
gen Stahl-Areals durch das eingeleitete Bebauungsplanverfahrens 
ein verbindliches Planungsrecht geschaffen werden soll. 
 
Die gesamte Fläche des Geltungsbereiches steht im Eigentum der 

. Somit wäre eine enge Abstimmung der Planung mit der einzi-
gen Eigentümerin nicht nur wünschenswert, sondern zwingend not-
wendig gewesen. 
 
Zum Austausch über mögliche Planungsinhalte fand lediglich ein In-
formationsgespräch im September 2022 statt. Weitere Informationen 
über Planungsinhalte wurden von Seiten der Verwaltung der Stadt 
Ettlingen bis zur jetzigen Offenlage des B-Plan Entwurfes nicht kom-
muniziert. Dies führt nun zu erheblichen Planungsmängeln und feh-
lender Umsetzungsstrategie. Eine Umsetzung des B-Plans ist aus 
heutiger Sicht in naher Zukunft weder wirtschaftlich noch strategisch 
machbar. Somit fehlt dem vorliegenden B-Planentwurf die, auch aus 
rechtlicher Sicht, erforderliche Umsetzbarkeit. 
 
Nach den aktuell offengelegten Planentwürfen wäre in großem Um-
fang nur eine gewerbliche Nutzung zulässig (GEe1 und GEe2 sowie 
MU2 und SO Parkhaus). Dafür werden eine Vermarktung und Reali-
sierung der Bebauung auf Jahre hinaus nicht möglich sein, weder 

Kenntnisnahme 
 
 
Bei einem Termin am 19.03.2025 im Planungsamt wurden über we-
sentliche Punkte der Anregungen ein Konsens erzielt, die in der wei-
teren Planung berücksichtigt werden. 
U.a. betrifft das die Flexibilisierung der baulichen Nutzung (Baufens-
ter und Höhen) und Anordnung einer möglichen Wohnnutzung auch 
an der Alb. 
 
Insgesamt bleiben jedoch die Planungsziele der Stadt erhalten. 
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über einen Verkauf noch über eine Vermietung. Nur in einem kleine-
ren Bereich (MU1) sollen oberhalb der Erdgeschossebene Wohnun-
gen zulässig sein. Das passt nicht zu dem aktuell bestehenden und 
absehbaren künftigen Bedarf an einerseits gewerblich nutzbaren 
Flächen und andererseits für Wohnungen. Für die nur gewerblich 
nutzbaren Flächen besteht größtenteils kurz-, mittel- und langfristig 
kein realistischer Bedarf. 
 
In diesem Zusammenhang müssen wir auch erneut darauf hinwei-
sen, dass die im nördlichen Bereich des Grundstücks geplante neue 
gewerbliche Nutzung der Post AG für ein neues Postverteilerzent-
rum über die Stadt Ettlingen nicht gewünscht wurde und auch nicht 
genehmigt wurde. 
 
Nach aktuellen Absprachen mit unseren örtlichen Vertriebspartnern, 
sehen diese für das im neuen Bebauungsplan geplante Nutzungs-
konzept des jetzt vorliegenden Bebauungsplanentwurfs keine Mög-
lichkeiten einer wirtschaftlichen Vermarktung. Hierzu werden wir 
noch weitere Stellungnahmen über unsere Vertriebspartner anfor-
dern. 
 
Rechtlicher Hinweis: 
In der veröffentlichten Abwägungstabelle zu unserer bisherigen Stel-
lungnahme an die Stadt Ettlingen vom 29.08.2021 in der frühzeiti-
gen Beteiligung formuliert die Stadtverwaltung (S. 45), dass es auf 
Grundlage der Planungshoheit der Kommunen nicht zu beanstan-
den sei, dass die Stadt Ettlingen Konzepte für die Entwicklung des 
Areals unabhängig von den derzeitigen Eigentums- und Nutzerstruk-
turen erstellt, wenngleich es Ziel sei, die Konzepte in Abstimmung 
mit den Eigentümern zu realisieren. Das gilt so jedoch nur für dieje-
nigen Fälle, in denen es eine Vielzahl von Privateigentümern gibt 
und/oder die Kommune ebenfalls Eigentümerin von Grundstücken 
im Plangebiet ist, die für eine Bebauung vorgesehen sind. Das ist 
hier jedoch nicht der Fall. 
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Wie oben aufgeführt, stehen sämtliche Grundstücke des ehemaligen 
Stahlareals, die nun für eine neue Bebauung und Nutzung überplant 
werden, in unserem Alleineigentum. Deshalb können und dürfen un-
sere Interessen als Eigentümer nicht übergangen werden. Selbst-
verständlich ist die Kommune Inhaberin der Planungshoheit. Die ge-
planten Gebäude und Nutzungen müssen jedoch so geplant sein, 
dass die Bebauung in absehbarer Zeit realisiert werden kann und 
die Grundstücke nicht auf längere Sicht brachliegen (keine Leer-
standsgrundstücke). Diese Realisierung in absehbarer Zeit ist aller-
dings nachweislich nicht möglich. 
 
Städtebauliches Konzept: 
Dem Aufstellungsbeschluss des Gemeinderates im Juni 2021 zur 
Einleitung eines B-Planverfahrens lag ein wesentlich größerer Gel-
tungsbereich zu Grunde. Der damalige Geltungsbereich beinhaltete, 
unter anderem im Nord-Westen eine für das Gebiete zwingend er-
forderlichen Anbindung an die Bulacher Straße. Nur mit dieser ver-
kehrstechnischen Anbindung wäre eine sinnvolle und funktionie-
rende Erschließung des Plangebietes möglich gewesen. Die dem B-
Plan zu Grunde liegende städtebauliche Studie des Büros „space 
options“ ging ebenfalls von einem größeren Geltungsbereich und 
Anbindung an die Bulacher Straße aus. Aufgrund der Überflutungs-
gefahr gemäß Hochwasserkartierung musste der Geltungsbereich 
im nördlichen Bereich verkleinert werden und der Anschluss an die 
Bulacher Straße entfallen. Hierdurch wurden die Planungsgrundla-
gen für das Gebiet erheblich verändert. 
 
Die dem B-Plan Entwurf zu Grunde liegende städtebauliche Vision 
ist die Schaffung eines Quartiers mit dem „Thema Arbeiten und 
Wohnen“. Hochwertiges Gewerbe, hochwertiges Wohnen ergänzt 
mit Freizeitangeboten entlang der zu renaturierenden Alb. Diese Vi-
sion ist so charmant, wie ungenau. Eine Umsetzbarkeit dieser Vision 
ist jedoch von der Balance und der Lage der ausgewiesenen Nut-
zungen abhängig. Es wird gemäß Konzept des B-Plans auf „eine 
hohe Flexibilität in der Nutzung“ hingewiesen, damit „eine stufen-
weise Umsetzung über einen längeren Zeitraum“ möglich sein soll. 
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Der B-Plan Entwurf weist eine maximale Geschossfläche von ca. 
22.400 qm aus. Des Weiteren sind ca. 30-40 Wohnungen mit einer 
Fläche von ca. 3.750 qm vorgesehen. Hieraus ergibt sich ein Anteil 
Wohnen von ca. 15 %. Allein aus diesem Verhältnis Gewerbe zu 
Wohnen ist ersichtlich, dass das Thema „Arbeiten und Wohnen“ völ-
lig verfehlt ist. Die Idee des öffentlichen Raumes mit Ladennutzun-
gen und Gastronomiebetrieben kann so niemals realisiert werden. 
Die Vorstellung, dass ein „lebendiges“ Quartier, welches nach 
16:00 h und an den Wochenenden von den Bewohnern von 30-40 
Wohnungen belebt werden soll, muss als realitätsfern angesehen 
werden. 
 
Ebenso fehlt jegliche Flexibilität in der Realisierung des Baugebie-
tes. Eine Entwicklung ist erst nach vollständigem Rückbau der Be-
standsgebäude möglich. Somit würde eine zwingend notwendige 
wirtschaftliche Grundlage im Zeitfenster - prognostiziertes Zeitfens-
ter 5-10 Jahre - entfallen. 60 - 70 % der Neubauvorhaben müsste 
gleichzeitig und zeitnah entwickelt werden, um der Entwicklung eine 
gesicherte wirtschaftliche Grundlage zu geben. 
 
Nutzungen  
Durch den „Wegfall“ der Anbindung an die Bulacher Straße bleibt die 
vorgesehene Gewerbefläche isoliert von weiteren umliegenden Ge-
werbeflächen, so dass mögliche Expansionen bestehender Gewer-
bebetriebe beispielsweise direkt gegenüber westlich der Alb an der 
Straße „Am Erlengraben“ ausgeschlossen sind. Eine Neuansiedlung 
von Betrieben scheitert an diesem Standort durch die mangelhafte 
verkehrliche Anbindung. Das vorliegende Verkehrsgutachten bestä-
tigt zwar die Belastbarkeit und den erforderlichen Schutz der beste-
henden Bebauung, macht aber keine Aussage zur Funktionalität für 
die geplanten Neuansiedlungen. Gewerbliche Betriebe benötigen 
darüber hinaus Erweiterungsoptionen. Solche Optionen sind in dem 
ausgewiesenen Gebiet nicht möglich, es sei denn, ein Teil der aus-
gewiesenen Flächen bleiben über Jahre unbebaut. Ein Parkhaus mit 
ca. 3.200 qm BGF (bei ca. 3.750 qm Wohnflächen) ist im Kontext 
der Gesamtbebauung völlig überdimensioniert. 
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Wie schon ausgeführt ist der Anteil der möglichen Wohnflächen für 
die städtebauliche Vision, „Arbeiten und Wohnen“ völlig unzu-
reichend. Hier ist ein Verhältnis Gewerbe zu Wohnen von mindes-
tens 40/60 auszuweisen. Die Ausweisung einer Kindertagesstätte 
macht im Plangebiet ebenfalls nur Sinn, wenn im Umfeld eine aus-
reichende Anzahl junger Familien leben werden. 
 
Lage und Größe der Baufelder 
Entlang der Alb werden im B-Plan ausschließlich Gewerbeflächen 
ausgewiesen. Dies ist insofern nicht nachvollziehbar, als durch eine 
Renaturierung der Alb in diesem Bereich eine hohe Aufenthaltsquali-
tät geschaffen werden soll, die gerade einer Wohnnutzung zugute-
kommen müsste (Beispiel „Oberes Albgrün“). 
 
Die geometrische Ausbildung der ausgewiesenen Baufelder lassen 
eine flexible Baukörpergestaltung nicht zu. Dies ist aus dem beilie-
genden Modellbild klar ersichtlich. Die Baufelder lassen zwar anders 
ausgebildete Baukörper zu, dies wäre aber nur unter großem Flä-
chenverlust hinsichtlich der ausgewiesenen Gesamtfläche möglich. 
 
Der vorgesehene Quartiersplatz hat keinen Bezug zu den ausgewie-
senen möglichen Wohnnutzungen. Daher ist davon auszugehen, 
dass bei Lage und Größe des Platzes, zumindest abends und an 
den Wochenenden, sich eine Verödung einstellen wird. 
 
Realisierungskonzept 
Neben den aufgeführten planerischen Unzulänglichkeiten liegt für 
die Umsetzung des Planungskonzeptes weder eine wirtschaftliche 
noch rechtliche Grundlage vor. Das Plangebiet findet sich nahezu 
100 % im Besitz der  Projektgesellschaft Bulacher Straße 
GmbH. Daher bedarf es zur Umsetzung des Gesamtvorhabens eine 
rechtliche Abstimmung der Stadt Ettlingen mit der Grundstücksei-
gentümerin. 
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Nicht geregelt sind: 

• Wer übernimmt die Kosten für die geplante und für das Konzept 
elementare Renaturierung der Alb? Wer übernimmt hierfür Kos-
ten für Unterhalt und Verkehrssicherung? 

• Wer übernimmt die Kosten für die Erstellung eines Quartiersplat-
zes, Straßen und Wege, wer den Unterhalt und die Verkehrssi-
cherungspflicht? 

• Wer finanziert und betreibet die geplante Kindertagesstätte? 

• Werden die Erschließungsflächen, Straßen, Wege und Plätze öf-
fentlich und Eigentum der Stadt Ettlingen? Zu welchen Bedingun-
gen? Wer trägt die Erstellungskosten, wer die Unterhaltskosten? 

 
Dies ist nur ein kleiner Teil der Fragestellungen, die bisher nicht be-
antwortet bzw. geklärt sind. Daher ist die Umsetzung des Bebau-
ungsplanes ohne eine Einigung zwischen der Stadt Ettlingen und 
der Grundstückseigentümerin, z.B. in Form eines Durchführungsver-
trages, unrealistisch und der B-Plan, unabhängig seines planeri-
schen Inhaltes, Makulatur. 
 
Es ist völlig unverständlich, dass ein Bebauungsplanverfahren über 
mehr als 2 Jahren, mit nicht unerheblichen Planungskosten, ohne 
Rücksprache, Abstimmung und vertragliche Vereinbarung mit dem 
einzigen Eigentümer des Plangebietes durchgeführt wurde. Es fehlt, 
wie ausgeführt jegliche wirtschaftliche, planerische und rechtliche 
Substanz zur Realisierung des Vorhabens. Wir gehen daher davon 
aus, dass ein Satzungsbeschluss für den vorliegenden B-Plan recht-
lich nicht haltbar sein wird. 
 
Zusammenfassung  
Gemäß den obigen Ausführungen ist eine Überarbeitung des B-Pla-
nes zwingend erforderlich. Die Ansiedlung von neuen Gewerbebe-
trieben auf den ausgewiesenen Gewerbeflächen ist, unter den ge-
nannten Bedingungen, unrealistisch. Die Ausweisung eines Park-
hauses mit ca. 15 % der Gesamtgeschossfläche des Gebietes ist 
weder städtebaulich noch wirtschaftlich als sinnvoll zu betrachten.  
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Die Lage und Geometrie der Baufenster sind falsch. Wohnen an der 
Alb einerseits und Gewerbe Richtung Autobahn andererseits scheint 
eine naheliegende Alternative. Der Vision „Arbeiten und Wohnen“ 
wird der vorliegende Entwurf nicht gerecht. „Arbeiten“ und „Wohnen“ 
wird mit diesen Festsetzungen in der angestrebten Form in „hoch-
wertigen“ Qualität nicht erzielbar sein. 
 
Entlang der Alb sollten deshalb ebenfalls MU Gebiete mit der Zuläs-
sigkeit von Wohnnutzungen (auch im MU2) ausgewiesen werden. 
Das Baufenster des Parkhauses muss auch die Nutzung zusätzli-
cher Gewerbeflächen ermöglichen. (Stichwort: Veränderung der Mo-
bilität). Die Flexibilität der Gesamtentwicklung muss erhöht werden. 
Entwicklungen nach tatsächlichen Bedarfen über einen längeren 
Zeitraum muss ermöglicht werden. 
 
Um das Thema „Arbeiten und Wohnen“ entwickeln zu können, muss 
der Anteil Wohnen deutlich erhöht werden. (Stichwort Horne Office, 
Co-working, Nähe Wohnen / Arbeiten / Infrastruktur). 
 
Der vorliegende B-Plan Entwurf wird einer zeitgemäßen Quartiers-
entwicklung nicht gerecht. Die städtebaulichen Visionen sind nicht 
konsequent durchdacht und laufen daher hohe Gefahr zu scheitern. 
Der Entwurf muss überarbeitet werden, und mit uns als alleinige 
Grundstückseigentümerin, sorgfältig, kooperativ und rechtlich ver-
bindlich abgestimmt werden. Wir stehen für konstruktive Gespräche 
jeder Zeit zur Verfügung. 
 
Den derzeitigen Stand des Bebauungsplanes werden wir in dieser 
Form nicht akzeptieren und gegebenenfalls rechtliche Schritte prü-
fen und einleiten. 
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22  
 
Ich wohne in der Gabelsbergerstrasse. Durch eine Bebauung des 
Stahlareals gehen wir von einer höheren Verkehrsbelastung vor al-
lem mit Pkw und Kleintransportern aus. Im o.g. Bebauungsplan war 
eine Querverbindung zur Bulacher Straße vorgesehen um den zu-
sätzlichen Verkehr, der von den neuen Betrieben, Wohnungen und 
Gaststätten (Cafe) auf die Bulacher Straße direkt abzuleiten. 
 
Die Analyse im „Fachbeitrag Verkehr und Schall“ kommt zu dem 
Schluss, dass eine Querverbindung (Brücke über die Alb) nicht nötig 
ist, da sich der PKW-Verkehr aufgrund der Schließung des Unter-
nehmens Leipziger Logistik reduzieren wird. Dieser Analyse wider-
spreche ich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Analyse sind ca. 1.100 Pkws im Jahr 2019 im Bereich unterer 
Hermann-Löns-Weg gezählt worden, die bei Schließung des Unter-
nehmens wegfallen: 
Leipziger Logistik hat zum Be- und Entladen der LKWs einige Mitar-
beiter beschäftigt. Zum Unternehmen fahren keine Kunden mit 
Pkws. Einen Kunden- oder Mitarbeiterparkplatz in diesem Umfang 
(200-1000 Parkplätze) gibt es auf dem Areal nicht. Es können dem-
nach nicht 1.000 PKWs an einem Tag zu dem Unternehmen gefah-
ren sein. Wir gehen davon aus, dass täglich deutlich mehr PKWs in 
das Wohngebiet Hermann-Löns-Weg/Damaschkestr. fahren. Dieses 
Verkehrsaufkommen wird auch nach Schließung des Unternehmens 
weiter bestehen und sich erhöhen. Dazu kommen noch die in der 
Analyse berechneten neuen 752 Pkw-Fahrten, wenn das Stahl-Areal 
neu bebaut wird. Da im Bauvorhaben auch Gaststätten (Cafe bzw. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten 
‚früheren‘ Zustand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl 
(nicht Leipziger Logistik), da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf 
dem bestehenden Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich 
und zulässig wäre.  Die neue Bebauung stellt daher keine Verkehrs-
zunahme gegenüber dem dokumentierten Analysezustand dar. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
 
Zusätzlich handelt es sich bei der gegengerechneten Menge von 
1.000 um ein Fahrtenaufkommen und damit nur um 500 und nicht 
1.000 Fahrzeuge. Bei einer Verteilung über den Tag und unter Ein-
beziehung von Liefervorgängen ist demnach nicht die hier unter-
stellte Stellplatzzahl von bis zu 1.000 Stellplätzen als „Beleg“ anzu-
setzen. 
 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung ist im Rahmen der Bau-
leitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nutzung anzu-
sehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer einer mögli-
chen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen Ideen, keine 
konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen der spä-teren 
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Biergarten) vorgesehen sind, wird auch hier in den Abend und 
Nachtsunden der Verkehr höher werden. Dies wurde in der Analyse 
nicht berücksichtigt. 
 
Dazu ist die Schranke beim Übergang Hermann-Löns-Weg durch 
den Straßenbahnverkehr oft länger geschlossen. Es kommt schon 
heute zu Staus vor der Schranke. Bei einem Notfall oder Feuerwehr-
einsatz sehen wir die Versorgung im neuen Wohngebiet als bedroht 
an. Dazu werden die Pkw-Fahrten alle durch das Wohngebiet Neu-
wiesenreben gehen, in dem viele Kinder auf dem Schulweg sind. 
Wir befürchten durch den stärkeren Verkehr neue Unfälle. 
 
Aus diesen Gründen ist die geplante Querverbindung für das Bau-
vorhaben dringend erforderlich. Schon jetzt haben die vorhandene 
Lärmbelästigung und das Verkehrsaufkommen des Durchgangsver-
kehrs in der Theodor-Körner-Str. und Gabelsbergerstraße zum 
Wohngebiet Damaschkestr. die Grenze des Erträglichen erreicht. 

Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsintensität darzu-
legen und zu beurteilen, inwieweit sie sich von der normalen Gewer-
benutzung tatsächlich absetzen sollte. 
 
Da es sich bei dem Bahnübergang um eine Bestandsanlage han-
delt, sind Erfahrungen der Feuerwehr einzubeziehen. Die Feuerwehr 
hat in ihrer Stellungnahme diesen Konflikt nicht gesehen.  
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 

23  
 

 

• Im Fachbeitrag Verkehr und Schall werden die anwendbaren Nor-
men und Verordnungen zwar erwähnt, jedoch nicht umfassend 
erfüllt. Die in diesem Zusammenhang angeführten Tabellen 1 bis 
8 sind lediglich Auszüge aus den Normen und bieten keine voll-
ständige Bewertung der Erfüllung dieser Normen. Eine vollstän-
dige Erfüllung und Bewertung ist jedoch unabdingbar, um fun-
dierte Entscheidungen auf dieser Basis treffen zu können. 
 
 
 
 

• Für das Areal ist eine Nutzung als Wohn- und Gewerbefläche so-
wie die Errichtung eines Biergartens geplant. Der Fachbeitrag be-
zieht sich darauf in den „Plänen 1“ bis „Plan 17“. Es ist bekannt, 

Kenntnisnahme 
 
 
Normen und Verordnungen geben die Grundlagen für Berechnun-
gen, etc. sowie für die Beurteilung vor und sind in deren Kontext ver-
bindlich einzuhalten. Die Tabellen 1 – 8 im Fachbeitrag Schall und 
Verkehr geben Ergebnisse der Untersuchungen wieder (/Tab. 1 bis 
3, 7 und 8) bzw. zitieren einzelne Angaben aus Normen und Vor-
schriften (Tab. 4 bis 6).  
Die Beurteilung und Entscheidung darüber, ob und welche Maßnah-
men zum Schutz der Bevölkerung festzusetzen sind, erfolgt aus-
schließlich nach dem gesetzlich vorgegebenen Regelwerk, von dem 
nicht abgewichen werden kann. 
 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung (optional!) ist im Rahmen 
der Bauleitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nut-
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dass ab dem Schuljahr 2023/2024 die Schulbezirke in Ettlingen 
geändert wurden. Der Schulwegverkehr aus den Gebieten Neu-
wiesenreben und Hermann-Löns-Weg hat in Richtung der 
Pestalozzi-Schule bereits mit der aktuellen Bewohnerzahl stark 
zugenommen. Bei einer geplanten Erhöhung beziehungsweise 
Vervielfachung der Anwohnerzahl und gleichzeitig unveränderter 
Verkehrsführung in der Straße „Hermann-Löns-Weg“ kann nicht 
mehr von einem zumutbaren Zustand hinsichtlich Verkehrslärm 
und Verkehrssicherheit die Rede sein. Auch das geplante Ge-
werbe bzw. Biergarten wird zusätzlichen Verkehr anziehen, was 
die Belastung der bestehenden Straße weiter erhöhen wird. Eine 
sorgfältige Planung muss daher unbedingt einen zukünftigen si-
cheren Schulweg berücksichtigen. Es ist entscheidend, dass eine 
umfassende und detaillierte Verkehrsplanung vorgenommen wird, 
die die steigende Anzahl von Schulkindern, Anwohnern und Be-
suchern des Gewerbes sowie die daraus resultierenden Ver-
kehrssicherheits- und Lärmaspekte adäquat berücksichtigt. Die 
bestehende Straße „Hermann-Löns-Weg“ muss unbedingt entlas-
tet werden, um eine sichere und zumutbare Verkehrssituation für 
alle Nutzer zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 

• Zusätzlich sollten die gesundheitlichen und umweltbezogenen 
Auswirkungen der erhöhten Verkehrsbelastung aus aktuellen 
Zahlen (aus dem Jahr 2024) berücksichtigt werden. Erhöhter Ver-
kehr und Lärm können die Lebensqualität der Anwohner beein-
trächtigen und zu langfristigen Gesundheitsproblemen führen. 
Auch die Umweltauswirkungen, wie erhöhte Emissionen und Luft-
verschmutzung, müssen vollständig beachtet werden. Eine ange-
passte Verkehrsführung trägt zum Schutz der öffentlichen Ge-
sundheit und der Umwelt bei. 

• Darüber hinaus könnte eine unzureichende Verkehrsplanung zu 
einer Überlastung und schnelleren Abnutzung der bestehenden 
Infrastruktur führen, was höhere Wartungs- und Reparaturkosten 

zung anzusehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer ei-
ner möglichen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen 
Ideen, keine konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen 
der späteren Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsin-
tensität darzulegen und zu beurteilen, in wie weit sie sich von der 
normalen Gewerbenutzung tatsächlich absetzen sollte. 
 
Die Schulwegeplanung findet unabhängig vom BP-Verfahren statt. 
 
Die für den Planfall prognostizierte Verkehrsbelastung im Hermann-
Löns-Weg wird im Fachbeitrag Verkehr und Schall als verträglich be-
wertet. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall vergleicht den Zustand der Um-
nutzung des Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten Zu-
stand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl, da eine Wie-
deraufnahme der Nutzung auf dem bestehenden Gelände im dama-
ligen Umfang jederzeit möglich und zulässig wäre. 
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
 
Eine Zunahme des Verkehrs auf dem Herman-Löns-Weg wird im 
Fachbeitrag nicht aufgezeigt. Durch die aktuelle Verkehrszählung 
wird eine Erhöhung im Rahmen von ca. 200-300 Kfz/d als möglich 
angesehen. Es muss jedoch neben der Frage nach der Erhöhung 
auch die Orientierung an Beurteilungskenngrößen vorgenommen 
werden. Im Fachbeitrag Schall wird dargelegt, dass keine einschlä-
gigen Beurteilungskenngrößen überschritten werden. 
 
 
Im 600m-Einzugsradius des Plangebiets liegt die Bushaltestelle „Ett-
lingen Bunsenstraße“ mit Bedienung im 20-Minuten-Takt in der 
Hauptverkehrszeit werktags. Die S-Bahnhaltestelle „Wasen“ liegt im 
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für die Gemeinde bedeutet. Ein gut durchdachtes Verkehrskon-
zept könnte langfristig Kosten sparen und die Attraktivität des 
Wohn- und Gewerbegebietes steigern. Schließlich sollte die Ein-
bindung und Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs in Be-
tracht gezogen werden, um die Verkehrslast auf den Straßen zu 
verringern und eine umweltfreundlichere Alternative zu bieten. 

 
Ich bitte Sie daher dringend, meine Anmerkungen zu berücksichti-
gen und in die weiteren Planungen einzubeziehen, um eine sichere, 
nachhaltige und lebenswerte Umgebung für alle Bewohner und Nut-
zer zu gewährleisten. 

1.000m-Radius des Plangebiets und wird in der Hauptverkehrszeit 
im 10-Minuten-Takt bedient. Die Anbindung an den ÖPNV kann da-
mit als angemessen und richtlinienkonform bewertet werden. 

24  
 
Kritisch wird die mögliche Lärmbelastung durch einen Biergarten ge-
sehen. Inwieweit könnte der Biergarten anders, d. h. weiter nördlich 
platziert werden? 

Kenntnisnahme 
 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung ist im Rahmen der Bau-
leitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nutzung anzu-
sehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer einer mögli-
chen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen Ideen, keine 
konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen der späteren 
Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsintensität darzu-
legen und zu beurteilen, inwieweit sie sich von der normalen Gewer-
benutzung tatsächlich absetzen sollte. 

25 Interessengemeinschaft Hansjakobweg, Hebelweg, Hermann-
Löns-Weg 
 
Als Interessengemeinschaft des Hansjakobweg, Hebelweg und Her-
mann-Löns-Weg (Sie werden bestimmt auch schon einzelne Stel-
lungnahmen von Nachbarn erhalten haben), möchten wir hier un-
sere Bedenken hinsichtlich des zu erwartenden Verkehrsaufkom-
mens darstellen. 
 
Durch eine Bebauung des Stahl-Areals gehen wir - und auch Ihre 
Analyse - von einer höheren Verkehrsbelastung vor allem durch Pkw 
und Kleintransporter aus. Im o.g. Bebauungsplan war eine Querver-
bindung zur Bulacher Straße (Brücke) vorgesehen, um den zusätzli-
chen Verkehr, der von den neuen Betrieben, Wohnungen und Gast-
stätten (Café) ausgeht, auf die Bulacher Straße direkt abzuleiten. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
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Die Analyse im „Fachbeitrag Verkehr und Schall“ kommt zu dem 
Schluss, dass eine Querverbindung (Brücke über die Alb) nicht nötig 
ist, da sich der PKW-Verkehr aufgrund der Schließung des Unter-
nehmens Leipziger Logistik reduzieren wird. Dieser Analyse wider-
sprechen wir: 
 
In der Analyse sind ca. 1.100 Pkw im Jahr 2019 im Bereich unterer 
Hermann-Löns-Weg gezählt worden, die bei Schließung des Unter-
nehmens wegfallen: 

• Leipziger Logistik hat zum Be- und Entladen der LKW einige Mit-
arbeiter beschäftigt. Zum Unternehmen fahren keine Kunden mit 
PKW. Einen Kunden- oder Mitarbeiterparkplatz im o.g. Umfang 
gibt es auf dem Areal nicht. Es können demnach nicht 1.000 
PKW an einem Tag zu dem Unternehmen gefahren sein. 
 

 
 
 
 
 
Wir gehen davon aus, dass täglich ca. 1.100 Pkw in das Wohngebiet 
Hermann-Löns-Weg/Damaschkestr. etc. fahren. Dieses Verkehrs-
aufkommen wird auch nach Schließung des Unternehmens weiter 
bestehen. Dazu kommen noch die in der Analyse berechneten 
neuen 752 Pkw-Fahrten, wenn das Stahl Areal neu bebaut wird. Da 
im Bauvorhaben auch Gaststätten (Cafe bzw. Biergarten) vorgese-
hen sind, wird der Verkehr in den Abend- und Nachtstunden zuneh-
men. Dies wurde unseres Erachtens in der Analyse nicht berück-
sichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Verkehr vergleicht den Zustand der Umnutzung des 
Geländes mit dem im Verkehrsmodell hinterlegten ‚früheren‘ Zu-
stand der intensiveren Nutzung durch die Firma Stahl (nicht Leipzi-
ger Logistik), da eine Wiederaufnahme der Nutzung auf dem beste-
henden Gelände im damaligen Umfang jederzeit möglich und zuläs-
sig wäre.  
 
Eine im Nov. `24 durchgeführte Verkehrszählung bestätigt im We-
sentlichen die angesetzten und prognostizierten Verkehrsmengen 
und die im Fachbeitrag Verkehr und Schall getroffenen Aussagen 
zur Verträglichkeit. 
 
Zusätzlich handelt es sich bei der gegengerechneten Menge von 
1.000 um ein Fahrtenaufkommen und damit nur um 500 und nicht 
1.000 Fahrzeuge. 
 
Für den Querschnitt des Hermann-Löns-Weg unmittelbar westlich 
der Einmündung Gabelsbergstraße weist das Verkehrsmodell für 
das Jahr 2019 eine Belastung von ca. 2.300 Kfz/d auf. Demnach 
werden an dieser Stelle laut Verkehrsmodell ca. 1.200 Kfz/d von den 
übrigen Bewohnenden ausgelöst. 
 
Die aktuelle Verkehrszählung weist für den Hermann-Löns-Weg  
westlich der Einmündung der Gabelsbergstraße eine Verkehrsbelas-
tung von ca. 1.400 Kfz/d durch die Wohnnutzung westlich des Quer-
schnitts nach, bestätigt also die Größenordnung der Modellabschät-
zung. Weitere ca. 200 Kfz/d am Querschnitt können als Quell-/Ziel-
verkehr von/zum ehemaligen Stahl-Areal identifiziert werden. In 
Summe liegt die Belastung des Querschnitts bei ca. 1.600 Kfz/d, 
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Aus diesen Gründen ist die geplante Querverbindung für das Bau-
vorhaben dringend erforderlich. Schon jetzt hat die vorhandene 
Lärmbelästigung des Durchgangsverkehrs in der Theodor-Körner-
Str. zum Wohngebiet Damaschkestr. die Grenze des Erträglichen er-
reicht. 
 
 
 
Da es durch den zu erwartenden Stau (u.a. an der Abbiegung zur 
Albbrücke von der Theodor-Körner-Str kommend) es Ihrer planeri-
schen Annahmen zufolge zu einer Steigerung des Verkehrsaufkom-
mens um 17% in den verkehrsberuhigten Straßen Hansjakobweg 
und Hebelweg kommen wird, möchten wir noch darauf hinweisen, 
dass hier durch die Enge und Unübersichtlichkeit im Abbiegebereich 
Hansjakobweg /Hebelweg schon diverse Unfälle mit erheblichen 
Sach- und Personenschäden passiert sind. 
 
Und dies wird durch die Erhöhung des Verkehrs (und leider dessen 
Geschwindigkeit) sicher nicht verbessert, zumal auf der sog. Spiel-
straße auch tatsächlich Kinder spielen! 

was die in der Stellungnahme getroffene Annahme dem Grunde 
nach bestätigt. 
. 
Eine Gastronomie oder Biergartennutzung (optional!) ist im Rahmen 
der Bauleitplanung als übliche Teilmenge einer gewerblichen Nut-
zung anzusehen. Hintergrund dieser Feststellung ist, dass außer ei-
ner möglichen Nutzungsidee neben vielen anderen möglichen 
Ideen, keine konkreten Nutzungskonzepte vorliegen. Im Rahmen 
der spä-teren Nutzungsgenehmigung wäre die konkrete Nutzungsin-
tensität darzulegen und zu beurteilen, in wie weit sie sich von der 
normalen Gewerbenutzung tatsächlich absetzen sollte. 
 
Der Fachbeitrag Verkehr und Schall weist nach, dass der Gebiets-
verkehr bei einer Umnutzung des Geländes im bestehenden Stra-
ßennetz verträglich abgewickelt werden kann. Bei Herstellung eines 
Anschlusses an die Bulacher Straße wird die Gefahr von Durch-
gangsverkehr über die neu hergestellte Verbindung durch Verlage-
rungen aus dem bestehenden Netz gesehen, weswegen eine Her-
stellung der Verbindung aktuell nicht verfolgt wird. 
 
Die Annahme für den Hansjakobweg stellt für diesen eine Worst-
Case-Betrachtung dar. Mit den 17% wird nicht das Maß der Ver-
kehrszunahme benannt, sondern ein Anteil für die Verteilung der 
Neuverkehre. Die angenommenen zusätzlichen Verkehrsmengen 
können dennoch als verträglich bewertet werden. Gemäß FGSV-
Richtlinie „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ (2006) wird als 
Grenzbereich für die Charakterisierung als Wohnweg eine Verkehrs-
stärke von unter 150 Kfz/h gesehen, welche bei einer Tagesbelas-
tung von im Planfall prognostizierten 400 Kfz/d weiterhin deutlich un-
terschritten wird. D.h., dass selbst im möglicherweise unwahrschein-
lichen Fall der Zunahme des Verkehrs dennoch keine Probleme fest-
zustellen sind und der Worst Case damit abgeprüft ist. 
 
Durch eine aktuelle Verkehrszählung kann aufgezeigt werden, dass 
keine Mehrverkehre für den Hansjakobweg zu erwarten sind, was 
somit zu keinen schlechteren Bewertungsergebnissen aus verkehrli-
cher Sicht führt. 
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Der Unfallatlas Deutschland der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder sowie der örtliche Polizeiposten bestätigen das Vor-
liegen eines Unfallschwerpunktes nicht. 
 
 

 


